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1 AN L A S S U N D  Z I EL S E T Z U N G  D E R  PL A N U N G  

Die Verbandsgemeinde Prüm sieht die vorliegende 11. Änderung des Flächennutzungsplanes vor, 
die eine Flächenänderung im Industriegebiet der Ortsgemeinde Weinsheim betrifft. Für die vorge-
sehene Flächennutzungsplanänderung wurde eine vereinfachte raumordnerische Prüfung gemäß § 
18 LPIG durchgeführt bzw. eingeholt. Es wurden die Beteiligungsverfahren gemäß Baugesetzbuch 
durchgeführt. Anlass für die vorliegende Flächennutzungsplanänderung sind konkrete Planungsab-
sichten der bereits langjährig ortsansässigen Firma Stihl AG & Co KG in der Ortsgemeinde Weins-
heim. 

Die Firma Stihl AG & Co. KG beschäftigt aktuell am Standort in Weinsheim ca. 790 Mitarbeiter und 
ist einer der regional größten Arbeitgeber. In den letzten 3 Jahren konnte sich der Standort überaus 
positiv entwickeln. Dies führte neben signifikanten Investitionen in Gebäude und Anlagen auch zu 
einem Beschäftigungswachstum von etwa 140 Mitarbeitern. In der Wachstumsphase wurden auf 
dem Werksgelände noch vorhandene freie Flächen bebaut. Wesentliche Bauvorhaben in dieser 
Phase waren eine Produktionshalle, eine Lagerhalle, eine Erweiterung für den Ver- und Entsor-
gungsbereich sowie die Errichtung eines neuen Logistikzentrums (Hochregallager) als die größte 
Einzelinvestition am Standort. 

Aufgrund der Bauaktivitäten ist ein Großteil vorhandener Mitarbeiterstellplätze weggefallen. Zur 
temporären Kompensation wurden hierfür Stellplatzflächen von Dritten angemietet. Die angemiete-
ten Flächen sind keine langfristige Lösung, da diese Flächen zeitlich befristet sind und die Verfü-
gung nicht dauerhaft garantiert werden kann. Daher ist seitens der Firma Stihl AG & Co. KG beab-
sichtigt, werksangrenzende Flächen in räumlichem Zusammenhang an die bestehende Betriebs-
stätte zu kaufen und hier einen Parkplatz für Mitarbeiter zu errichten. Aus diesem Grund erfolgt im 
Parallelverfahren die 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“. 

Ferner war es für die Firma Stihl während der zuvor beschriebenen Wachstumsphase am Standort 
Weinsheim im internen sowie internationalen Wettbewerb der Produktionsstandorte von Vorteil, be-
reits Eigentümer der benötigten Grundstücksflächen zu sein. Die genannten Bauvorhaben konnten 
so zügig und entsprechend dem Unternehmenswachstum umgesetzt werden. Dieser Standortvorteil 
wird seitens der Firma Stihl auch für die Zukunft angestrebt, um so langfristiges Wachstumspotenti-
al für Investitionen und Beschäftigung in Weinsheim zu sichern. Aufgrund dessen sieht besagte 
Firma vor, Grundstücksflächen an der Südseite des Werksgeländes zu erwerben und hier Baurecht 
für die Zukunft zu sichern. Geplant ist die Nutzung als Produktions- sowie Ausgleichsfläche. Es er-
folgt zu diesem städtebaulichen Planvorhaben die 7. Änderung des Bebauungsplans „Industriege-
biet“ im Parallelverfahren. 

Die Verbandsgemeinde Prüm erachtet dahingehende Änderungen in der verbindlichen Bauleitpla-
nung für sinnvoll, um das bereits ortsansässige Unternehmen zu unterstützen und es weiterhin in 
der Ortsgemeinde Weinsheim zu halten. Sie hat sich daher für eine Unterstützung der Planungsab-
sichten der Firma Stihl aus städtebaulicher und siedlungsstruktureller Sicht ausgesprochen. Gleich-
zeitig dienen die Planungen unter anderem der Sicherung und dem Ausbau von Arbeitsplätzen an 
besagtem Standort. 

Im südlichen Änderungsbereich werden somit ca. 4,1 ha und insgesamt auf FNP-Ebene 5,9 ha ge-
werbliche Baufläche neu ausgewiesen. Dem gegenüber steht die Neuausweisung von ca. 2,6 ha 
Ausgleichsfläche. 

Die vorliegende Planänderung zum Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Prüm betrifft zwei 
einzelne Änderungspunkte in der Ortsgemeinde Weinsheim. Der Änderungsbereich umfasst insge-
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samt eine Fläche von rund 8,5 ha und überdeckt teilweise den Geltungsbereich des rechtskräftigen 
Bebauungsplans „Industriegebiet“ sowie den planungsrechtlichen Außenbereich gemäß § 35 
BauBG. Teil der 8,5 ha Änderungsfläche sind 5,9 ha gewerbliche Baufläche und die Neuauswei-
sung von ca. 2,6 ha Ausgleichsfläche. 

Parallel zum laufenden Verfahren der 11. Flächennutzungsplanänderung wurde – wie zuvor be-
schrieben - der Bebauungsplan (B-Plan) „Industriegebiet“ seitens der Ortsgemeinde Weinsheim ge-
ändert (6. und 7. Änderung). Die Bebauungsplanaufstellung erfolgte jeweils im Regelverfahren mit 
zweistufigem Beteiligungsverfahren sowie Durchführung einer Umweltprüfung (Erarbeitung eines 
Umweltberichtes gemäß § 2 (4) und § 2a BauGB). Des Weiteren wird für beide Bebauungsplanver-
fahren eine zusammenfassende Erklärung nach § 10 a BauGB (nach Abschluss des Verfahrens) 
und die Zusammenstellung von Umweltinformationen gemäß § 3 (2) Satz 2 BauGB erforderlich. 

Eine Änderung der Inhalte des Flächennutzungsplans ist notwendig, da dem Entwicklungsgebot 
gemäß § 8 (2) BauGB nicht entsprochen werden konnte. Im wirksamen Flächennutzungsplan der 
Verbandsgemeinde Prüm wird die nördliche Änderungsfläche (Geltungsbereich der 6. Änderung 
des Bebauungsplans) als Grünfläche dargestellt. Die südliche Änderungsfläche (Geltungsbereich 
der 7. Änderung des Bebauungsplans) wird hingegen teilweise als „festgesetzte Ausgleichsfläche 
für Baugebiete“, teilweise als „Flächen für Acker, Grünland oder Sonderkulturen, Anreicherung mit 
naturnahen Elementen auf mind. 5% Anteil“ und teilweise als „Strukturreiches Gebiet mit Mindes-
tanteil 15% naturnaher Elemente zur Einbindung von Ortsrändern“ dargestellt. 

Im Rahmen der 11. Änderung soll daher – entsprechend den Zielen der verbindlichen Bauleitpla-
nung – für den in Rede stehenden Änderungsbereich „Gewerbliche Baufläche / Industriegebiet“ 
dargestellt werden. Ferner erfolgt die Darstellungen einer „Ausgleichsfläche für Bauvorhaben“. Die 
in Rede stehenden Änderungsflächen können der nachfolgend abgebildeten Lageübersicht ent-
nommen werden. 

 
Abb.: Lageübersicht mit nachträglich blau eingezeichneten Änderungsflächen (Quelle: © Na-

turschutzverwaltung Rheinland-Pfalz, Geobasisdaten: © Kataster- und Vermessungsverwaltung 
Rheinland-Pfalz; unmaßstäblich/verändert) 
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2 BE S T A N D S S I T U A T I O N  

Die beiden Änderungsflächen grenzen südöstlich sowie nordöstlich an das bereits großflächig be-
baute Firmengelände der Firma Stihl und damit an das bestehende Industriegebiet in der Ortsge-
meinde Weinsheim an. Bei diesem Industriegebiet handelt es sich um ein großes und bedeutsames 
Gebiet mit einer Vielzahl bedeutender Betriebe des produzierenden und verarbeitenden Gewerbes. 
Das Industriegebiet befindet sich südöstlich der Siedlungsbebauung von Weinsheim und wird über 
die Kreisstraßen K 171 sowie K 179 äußerlich erschlossen. 

Die in Rede stehende südlich gelegene Änderungsfläche befindet sich überwiegend im baupla-
nungsrechtlichen Außenbereich und wird größtenteils intensiv ackerbaulich genutzt. Auch die an-
grenzenden Flächen unterliegen landwirtschaftlichen Nutzungen. Die nördliche Fläche stellt einen 
Wiesenstandort dar und ist im Bebauungsplan für das Industriegebiet Weinsheim als Fläche für die 
Landwirtschaft festgesetzt. 

Westlich und südlich der nördlich gelegenen Änderungsfläche befindet sich eine stillgelegte ehema-
lige Bahntrasse, die nun als grünes Gehölzband entlang der westlichen und südlichen Grenzen der 
Änderungsfläche verläuft. Weiter südlich, jenseits dieses Bandes, befindet sich eine firmenbezoge-
ne - temporär angelegte und mit Schotter befestigte - Stellplatzfläche der Firma Stihl. Erschlossen 
wird diese über einen östlich der Änderungsfläche verlaufenden, geschotterten Wirtschaftsweg, der 
die ehemalige Bahntrasse im Süden quert und hier auf die „Andreas-Stihl-Straße“ trifft. 

Die nördliche Änderungsfläche und der Wirtschaftsweg werden durch ein weiteres schmales Ge-
hölzband (u.a. mit Erle, Weide, Mehlbeere, Berg-Ahorn, Rose) getrennt. Im nördlichen Bereich be-
gleitet dieses Gehölzband die Uferbereiche des Vlierbaches. 

Im direkten südwestlichen Anschluss an die zweite (südlich gelegene) Änderungsfläche befindet 
sich das Naturschutzgebiet „Niesenberg bei Weinsheim“, welches weiter westlich eine Geländeer-
höhung darstellt. Ferner wird diese Änderungsfläche in Richtung Süden sowie Osten durch Wirt-
schaftswege begrenzt. Im Norden grenzt sie unmittelbar an die Bestandsbebauung der Firma Stihl 
und überdeckt einen Teilbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans „Industriegebiet“ der Ortsge-
meinde Weinsheim. Die Flächen sind im derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan als Wallflächen mit 
Pflanzpflicht festgesetzt.  

Nachfolgend wird ein Luftbild des Industriegebietes Weinsheim abgebildet, welches die Umge-
bungsstrukturen der Änderungsflächen veranschaulichen soll. In diesem Luftbild wurden nachträg-
lich die beiden Änderungsflächen eingezeichnet, um eine bessere Verortung des in Rede stehen-
den Vorhabens zu ermöglichen. Auch folgen weitere Abbildungen von Aufnahmen der Änderungs-
flächen, die im Zuge der ersten Bestandsaufnahme im Juni 2020 entstanden sind. Diese veran-
schaulichen ebenfalls den zuvor beschriebenen Sachverhalt. 
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Abb.: Luftbild des Industriegebietes mit nachträglich eingezeichneten Änderungsflächen 

(Quelle: © Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz, Geobasisdaten: © Kataster- und Vermessungs-
verwaltung Rheinland-Pfalz; unmaßstäblich/verändert) 

 

Abb.: Blick auf die südliche Änderungsfläche aus Richtung Süden (eigene Aufnahmen) 
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Abb.: Aufnahmen der örtlichen Bestandssituation der nördlichen Änderungsfläche 
(eigene Aufnahmen) 

3 VO R G A B EN  Ü B E R G E O R D N E T E R  PL A N U N G EN  

3.1   Landesentwicklungsprogramm IV (LEP IV) 

Das Landesentwicklungsprogramm IV (LEP IV) ist am 25. November 2008 in Kraft getreten. 

In einer ersten Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms (LEP IV) wurden die der Nut-
zung der Erneuerbaren Energien betreffenden Ziele und Grundsätze des LEP IV überarbeitet und 
ergänzt, um den in diesem Bereich gewachsenen Anforderungen Rechnung zu tragen. 

Am 22. August 2015 erlangte die Zweite Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms 
(LEP) IV Rechtskraft. Die übergeordneten Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms LEP IV 
sind Gegenstand der vorliegenden Plankonzeption. 

Die Landesplanung weist auf der Grundlage statistischer Analyseverfahren und einer planerischen 
Plausibilitätsprüfung zwei Raumstrukturtypen aus. Es handelt sich hierbei um Verdichtungsräume 
und ländliche Räume. Diese werden noch in weitere Unterklassen eingeteilt. Die so ermittelten 
Raumstrukturtypen verfügen über jeweils vergleichbare raumstrukturelle Ausgangslagen und sind 
Grundlage für räumlich differenzierte Handlungsstrategien, die sich für die jeweiligen Bereiche oder 
in Bezug auf bestimmte Fragestellungen ergeben. Die Raumstrukturgliederung beschreibt auf der 
Grundlage von Kriterien der Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur in generalisierter Form den der-
zeitigen Stand der großräumigen Verteilung von Bevölkerung und Siedlung. Diese Gliederung bildet 
somit eine Hintergrundinformation und stellt keine Bewertung dar. Die Verbandsgemeinde Prüm 
liegt in einem ländlichen Bereich mit konzentrierter Siedlungsstruktur. Der Bevölkerungsanteil 
in Ober- und Mittelzentren liegt wenigstens bei 33 %. Ferner ist eine niedrige Zentrenerreichbar-
keit und -auswahl gegeben. In weniger bzw. maximal 30 PKW-Minuten (Individualverkehr) können 
max. 3 Zentren erreicht werden. 

Ziel des Landesentwicklungsprogramms ist es, die bewährte und leistungsfähige kommunale Struk-
tur zu erhalten und auszubauen. Daher tragen die Gemeinden im Rahmen der kommunalen Pla-
nungshoheit entscheidend zur Lösung der anstehenden Herausforderung bei. Hierzu zählt insbe-
sondere der gesetzlich gesicherte Anspruch der Gemeinde auf Eigenentwicklung sowie von den 
einzelnen Gemeinden darüber hinaus zu erfüllende besondere Funktionen. Dem Grundsatz 26 
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(G 26 Eigenentwicklung) ist zu entnehmen, dass sich die Eigenentwicklung an begründeten Ent-
wicklungschancen der Gemeinde im Siedlungszusammenhang, an den demografischen Rahmen-
bedingungen und den überörtlichen Erfordernissen zu orientieren hat. Art und Maß der Eigenent-
wicklung sind abhängig von der Bevölkerungszahl und inneren Struktur der Gemeinden sowie der 
langfristigen Tragfähigkeit der vorhandenen Infrastruktur. 

Im Hinblick auf die Festsetzung eines Gewerbe- bzw. Industriegebietes sind die diesbezüglichen 
Grundsätze und Ziele des LEP IV zu berücksichtigen und zu beachten sowie im Hinblick auf ihre 
Vereinbarkeit zu prüfen. Nachfolgend werden die zu beachtenden Grundsätze des LEP IV im Hin-
blick auf die Errichtung von gewerblichen Flächen genannt, welche aus dem Kapitel 3.2.2 „Arbeiten 
und Gewerbe“ des LEP IV zu entnehmen sind: 

- Grundsatz G 52: Das bestehende Angebot an Gewerbe- und Industrieflächen soll vorrangig 
genutzt werden.  

- Grundsatz G 53: Die bestehenden Messestandorte sollen durch Kooperation gesichert und 
in Netzwerke eingebunden werden.  

- Grundsatz G 54: Touristisch geprägte Gemeinden (zum Beispiel ausgewiesene Heilbäder 
und Kurorte) sollen so entwickelt werden, dass ihre wirtschaftliche Funktion in diesem Be-
reich erhalten und gestärkt wird. Ihre Standortpotenziale sind zum Beispiel auf Anknüp-
fungspunkte für Entwicklung im Bereich Gesundheitsökonomie zu prüfen. 

- Grundsatz G 55: Freizeiteinrichtungen mit starkem Besucherverkehr sollen an öffentliche 
Verkehrsmittel angebunden und durch ortdurchfahrtsfreie Straßen erschlossen werden. 

Die zuvor aufgeführten Grundsätze 52 bis 55 stehen der in Rede stehenden Änderungsplanung 
nicht entgegen. Das bestehende Angebot an Gewerbe- und Industrieflächen wird genutzt. Messe-
standorte, touristisch geprägte Gemeinden sowie Freizeiteinrichtungen werden durch die Ände-
rungsplanung nicht tangiert. 

3.2  Regionaler Raumordnungsplan Trier 

Die Verbandsgemeinde Prüm gehört zum Eifelkreis Bitburg-Prüm und damit zur Planungsregion 
Trier. Daher wird nachfolgend auf den Regionalen Raumordungsplan Trier (RROP Trier) näher ein-
gegangen, den es in der vorliegenden Änderungsplanung ebenfalls zu berücksichtigen gilt. 

In der Planungsregion Trier ist der Regionale Raumordnungsplan (RROP) aus dem Jahr 1985 mit 
der Teilfortschreibung von 1995 wirksam. Dieser wirksame RROP wird den grundlegend veränder-
ten allgemeinen Rahmenbedingungen jedoch nicht mehr in allen Bereichen gerecht. Das Verfahren 
zur Neuaufstellung des RROP wurde eingeleitet. Derzeit liegt ein Fortschreibungsentwurf von 2014 
mit diversen Fachbeiträgen vor und es wurde eine Abwägung durch die Regionale Planungsge-
meinschaft als Plangeberin vorgenommen. Die Gesamtfortschreibung ist unter anderem aufgrund 
von gesetzlichen Anforderungen des Landesnaturschutzgesetzes (nach diesen Vorgaben soll der 
RROP auch die Funktionen der Landschaftsrahmenplanung übernehmen) noch nicht abgeschlos-
sen. Zudem werden die Vorgaben aus dem Fortschreibungsentwurf des Landesentwicklungspro-
grammes (LEP) IV in den neuen RROP Trier einfließen. 

Im gültigen Regionalen Raumordnungsplan wird die Stadt Prüm als Mittelzentrum zusammen mit 
der Signatur „Gewerblicher Entwicklungsort“ gekennzeichnet. Ebenfalls als Gemeinde mit bedeu-
tender Funktion als Gewerbestandort bzw. als gewerblicher Ort wird als „Beiort“ die Ortsgemeinde 
Weinsheim angegeben. Auch im Entwurf des RROP 2014 wird die Ortsgemeinde Weinsheim wei-
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terhin als Gemeinde mit besonderer Funktion Gewerbe aufgeführt. Ferner heißt es dort gemäß  
Ziel 40:  

„In den Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe ist eine zielgerichtete Gewerbeflä-
chenvorsorge seitens der Gemeinden erforderlich. Dazu gehören insbesondere die Aufstellung 
von Bauleitplänen für die vorhandenen und neu zu planenden Gewerbeflächen, eine aktive 
Bodenpolitik sowie die planerische Vorbereitung der für eine Besiedlung der Flächen erforderli-
chen Erschließungsmaßnahmen. Die Inanspruchnahme von freien, bereits erschlossenen In-
dustrie- und Gewerbeflächen sowie die Umnutzung von Industrie- und Gewerbebrachen bzw. 
Konversionsflächen ist grundsätzlich der Erschließung neuer Standorte vorzuziehen.“ 

Diesem Ziel wird durch die in Rede stehende Flächennutzungsplanänderung nicht entgegengewirkt. 
Ferner gilt es zu berücksichtigen, dass durch die vorliegende Änderung keine Neuausweisung eines 
Gewerbegebietes erfolgen soll. Es wird lediglich eine geringfügige Erweiterung eines bereits beste-
henden, großflächigen Industrie- und Gewerbegebiets angestrebt. 

Gemäß Kapitel 2.2.2 „Besondere Funktionen der Gemeinden“ - Unterkapitel 2.2.2.1 im RROP 
1985/1995 erfolgt die Ausgestaltung der Raum- und Siedlungsstruktur grundsätzlich im Rahmen der 
Eigenentwicklung. Hierzu gehören gemäß LEP insbesondere Bauflächenausweisungen, die der 
ortsverbundenen Wohnbevölkerung zeitgemäße Wohnverhältnisse ermöglichen und die örtliche 
Versorgung mit öffentlichen und privaten Dienstleistungen sowie die angemessene Entwicklung der 
örtlichen gewerblichen Wirtschaft sicherstellen. Auch in den Zielen Z 11 und Z 13 gemäß RROP 
2014 wird der Anspruch der Gemeinden auf ihre eigenständige örtliche Entwicklung verdeutlicht. 
Gemäß Ziel Z 13 sind Art und Maß der Eigenentwicklung von den Entwicklungschancen der Ge-
meinde abhängig und bedürfen daher einer begründeten, realistischen Bedarfsermittlung. 

Die Änderungsplanungen stellen eine kleinflächige Eigenentwicklung des ortsansässigen Unter-
nehmens Andreas Stihl AG & Co. KG im bestehenden Industriegebiet von Weinsheim dar. Infra-
strukturell ist das Industriegebiet über die umliegenden Kreisstraßen K 171 und K 179 sowie weiter-
hin über die Bundesstraßen B 51 und B 410 regional und überregional gut erreichbar.  

Besonders aufgrund der Entwicklungsmaßnahmen in den letzten Jahren sowie den damit einherge-
gangen Bauaktivitäten der genannten Firma, ist es zu einem spürbaren Wegfall eines Großteils an 
Mitarbeiterparkplätzen gekommen. Zusätzlich führt der deutliche Beschäftigungswachstum (derzeit 
790 Mitarbeiter) zu einem Engpass der zur Verfügung stehenden Stellplätze für Mitarbeiter. Ferner 
sollen künftige Expansionsvorhaben für die Zukunft bauplanungsrechtlich vorbereitet werden. 

Die Ortsgemeinde unterstützt die Planungsabsichten und die wirtschaftliche Entwicklung der orts-
ansässigen Firma Andreas Stihl AG & Co. KG, vordergründig besonders wegen der Sicherung vor-
handener und dem Ausbau neuer Arbeitsplätze. Dies stärkt die Wirtschaftskraft in der Ortsgemein-
de Weinsheim und Region. 

Regionaler Raumordnungsplan Trier 1995 

In der Gesamtkarte des Regionalen Raumordungsplans von 1995 wird die Ortsgemeinde Weins-
heim teilweise von der Siedlungsflächendarstellung für Wohnen erfasst. Ebenfalls wird südöstlich 
der Siedlungsflächendarstellung für Wohnen eine Fläche für Industrie- und Gewerbegebiet ausge-
wiesen. 

Die beiden Teilbereiche der in Rede stehenden Änderung sind durch eine Flächendarstellung für 
„Sehr gut bis gut geeignete landwirtschaftliche Nutzfläche“ gekennzeichnet (siehe schwarz umkreis-
te Flächen in der nachfolgenden Abbildung). Dies entspricht einem Vorbehaltsgebiet für die Land-
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wirtschaft. Allerdings erfolgt angrenzend an den südlich gelegenen Änderungsbereich die Darstel-
lung eines Hubschrauberlandeplatzes. Ferner wird westlich dieser Fläche ein Naturschutzgebiet 
dargestellt. Zudem wird entlang der nördlich gelegenen Änderungsfläche eine eingleisige Eisen-
bahnstrecke für den Güterverkehr dargestellt. 

Bei dem zuvor genannten Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft handelt es sich um einen Grund-
satz und nicht wie bei Vorranggebieten um eine Zielvorgabe. Aussagen des RROP mit Grundsatz-
charakter (Vorbehaltsgebiete) sind der Planung grundsätzlich nicht entgegenstehend. Sie unterlie-
gen der bauleitplanerischen Abwägung, weshalb noch kein Zielkonflikt vorliegt. Weiterhin ist anzu-
merken, dass es sich bei dem RROP grundsätzlich nicht um parzellenscharfe Darstellungen han-
delt. Sie überlassen den untergeordneten Planungsebenen Interpretations- und Ausgestaltungs-
möglichkeiten gerade im Randbereich. 

 

Abb.: Ausschnitt aus dem wirksamen Regionalen Raumordnungsplan Trier (RROP-Tier 1995; 
unmaßstäblich/verändert) 

Im Verfahren der vereinfachten raumordnerischen Prüfung wurde seitens der Planungsgemein-
schaft Region Trier in der Stellungnahme vom 27.06.2022 darauf hingewiesen, dass die Plange-
bietsfläche gemäß Regionalen Raumordnungsplan (RROP) teilweise in einem landwirtschaftlichen 
Vorranggebiet liege. Bei Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Vorranggebiete soll die Verfahrens-
regelung Anwendung finden, welche die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord im Nachgang 
zu dem Urteil des OVG Rheinland-Pfalz verfügt hat („Auswirkungen des Urteils des OVG Rhein-
land-Pfalz vom 31.01.2001 – 8 C 10001/98.OVG – wegen landwirtschaftlicher Vorranggebiete“). 
Diese besagt, dass Vorranggebiete für die Landwirtschaft im Rahmen der Bauleitplanung entspre-
chend ihrem Gewicht zu bewerten und zu behandeln sind. 

Durch das OVG-Urteil vom 31.01.2001 wird den landwirtschaftlichen Vorranggebieten die Funktion 
eines raumordnerischen Ziels aberkannt. Diese Gebiete werden faktisch auf die Bedeutung von 
Vorbehaltsgebieten mit Grundsatzcharakter herabgestuft. In der Folge kann von der festgelegten 
landwirtschaftlichen Funktion bei entsprechender Begründung abgewichen werden. Als raumordne-
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rischer Bewertungsmaßstab dient, hierbei die Verfahrensregelung der SGD Nord vom 12.06.2001 
zum o. a. OVG-Urteil. Danach steht eine Zustimmung zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Vorranggebiete unter dem Vorbehalt, dass es erkennbar nicht zu planungsbedingten Nachteilen für 
die Landwirtschaft kommen darf. 

Die Plangeberin hat im Rahmen ihrer bauleitplanerischen Abwägung hierzu ausgeführt: 

„Die Planung dient der Baurechtsschaffung von Mitarbeiterparkplätzen für die Firma Stihl GmbH. 
Die Planung ist daher standortbezogen. In Folge mehrerer baulicher Erweiterungen der Firma ist 
ein Großteil vorhandener Mitarbeiterparkplätze weggefallen. Zur temporären Kompensation wurden 
hierfür Parkflächen von Dritten angemietet. Die angemieteten Flächen sind keine langfristige Lö-
sung, da diese Flächen zeitlich befristet sind und die Verfügung nicht dauerhaft garantiert werden 
kann. Daher ist seitens der Firma beabsichtigt, werksangrenzende Flächen in räumlichem Zusam-
menhang an die bestehende Betriebsstätte zu kaufen und hier eine Stellplatzanlage für Mitarbeiter 
zu errichten. Alternative Standorte liegen aufgrund der notwendigen räumlichen Bindung nicht vor. 
Der Flächenankauf ist zwischenzeitlich erfolgt. 

Die Flächeninanspruchnahme für den geplanten Parkplatz beschränkt sich im Wesentlichen flä-
chenhaft auf die Flurstücke 51 und 52. Im Bestand handelt es sich um intensiv genutzte Wiesenflä-
chen, nicht um Ackerflächen, wie in der Stellungnahme der Landwirtschaftskammer ausgesagt 
(Ackerflächen liegen im südlichen 2. Entwicklungsbereich der geplanten 11. FNP-Änderung, jedoch 
nicht im Bereich der hier in Rede stehenden 6. Änderung des Bebauungsplans). Es verbleiben 
nördlich und nordöstlich angrenzend noch umfangreiche zusammenhängende Wiesenflächen. Die 
Fläche liegt zudem bereits innerhalb des großflächigen Industriegebietsbebauungsplans. 

Im Rahmen des bisherigen Beteiligungsverfahrens sind keine privaten Stellungnahmen seitens be-
troffener Landwirte eingegangen.  

Im Rahmen der regionalplanerischen Funktionszuweisung wird der Ortsgemeinde Weinsheim auch 
die besonderen Funktionen „Wohnen“ und „Gewerbe“ neben „Landwirtschaft“ zugewiesen. Daher 
ist auch der Belang der gewerblichen Weiterentwicklung in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Der vorgesehenen Bauleitplanung zur Entwicklung gewerblicher Bauflächen wird im Rahmen der 
Abwägung der planerische Vorrang eingeräumt. Dies auch vor dem Hintergrund der Standortbezo-
genheit der Planung.“ 

Es ist an dieser Stelle anzumerken, dass unter anderem die Darstellung der eingleisigen Eisen-
bahnstrecke im RROP veraltet ist. Dies ist auf fortlaufende Entwicklungen zurückzuführen, die sich 
im Laufe der Zeit vollzogen haben. Der Fortschreibungsentwurf von 2014 bildet die tatsächliche Be-
standssituation der in Rede stehenden Änderungsflächen deutlicher ab. Daher wird nachfolgend 
auch auf den Fortschreibungsentwurf von 2014 näher eingegangen, auch wenn er noch nicht wirk-
sam ist. 

Regionaler Raumordnungsplan Trier 2014 (Fortschreibungsentwurf) 

In der Fassung des Fortschreibungsentwurfs des RROP 2014 kommt der Ortsgemeinde Weinsheim 
keine zentralörtliche Funktion zu. Allerdings werden Weinsheim die besonderen Funktionen „Woh-
nen“, „Gewerbe“ und „Landwirtschaft“ zugewiesen. Prüm wird nach wie vor als Mittelzentrum dar-
gestellt. 

In der nachfolgenden Abbildung wird die Gesamtkarte der Entwurfsfassung des RROP von 2014 
abgebildet. Die Lage der Änderungsflächen wird durch nachträglich schwarz eingezeichnete Kreise 
hervorgehoben. Auf der Gesamtkarte unterliegen die in Rede stehenden Änderungsflächen keiner 
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Darstellung und werden durch die Farbe Weiß gekennzeichnet. Allerdings wird bis an die darge-
stellte Gewerbefläche heran sowie deren weitläufiges Umfeld als Vorbehaltsgebiet Grundwasser-
schutz dargestellt. Dies gilt auch für die vorliegenden Änderungsbereiche. 

Vorbehaltsgebiete der Landwirtschaft werden vorliegend nicht tangiert. Östlich zur nördlichen Ände-
rungsfläche befindet sich ein Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft und im Norden ein Vorbe-
haltsgebiet für den Grundwasserschutz. Beide Freiraumstrukturen bleiben von der nördlich gelege-
nen Änderungsfläche unberührt. 

 

Abb.: Auszug aus der Gesamtkarte des RROP Trier  
(Entwurf des RROP 2014; unmaßstäblich/ verändert) 

Durch die vorliegende vorbereitende Bauleitplanung wird kein Zielkonflikt mit den Vorgaben des 
Regionalen Raumordnungsplans 2014 (Fortschreibungsentwurf) erkannt. Lediglich die zuvor be-
schriebene Darstellung des Vorbehaltsgebietes Grundwasserschutz wird verhältnismäßig kleinflä-
chig überplant. Da Grundsätze Entwicklungs- und Ordnungsprinzipien enthalten und als Vorgaben 
für das Ermessen bzw. die Abwägung in den nachfolgenden Planungsebenen zu berücksichtigen 
sind, liegt kein formaler Zielkonflikt vor. 

Im vorliegenden Planungsvorhaben sind die Belange der Wirtschaft (§ 1 (6) Nr. 8 a BauGB) sowie 
der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen (§ 1 (6) Nr. 8 c BauGB) denen des 
Umweltschutzes ((§ 1 (6) Nr. 7a BauGB) gegenüberzustellen und abzuwägen. Da das Vorhaben 
nicht an anderer Stelle realisiert werden kann und um Arbeitsplätze vor Ort zu sichern, wird diesen 
Belangen der planerische Vorrang eingeräumt. 

Wie vorstehend gezeigt werden konnte, stehen die Zielvorgaben der Regionalplanung dem in 
Rede stehenden Vorhaben nicht entgegen. 
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3.3 Umweltplanung und naturschutzfachliche Belange 

Die Änderungsflächen liegen nicht in einem Natur- oder Landschaftsschutzgebiet oder Naturpark 
und auch nicht in einem Natura 2000 Gebiet (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete).  

Ferner weisen sie keine Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile auf. Auch im Sin-
ne des § 30 BNatSchG naturschutzrechtlich geschützte Biotope und Vegetationsbestände sind im 
Änderungsbereich nicht ausgewiesen. Ferner erfolgt in der Prioritätenkarte die Darstellung als mi-
nimaler Teil einer großflächig dargestellten Fläche „Trockenbiotope der Prümer Kalkmulde/Magere 
Wiesen und Weiden mittlerer Standorte“. 

Unmittelbar südwestlich angrenzend an die südliche Änderungsfläche befindet sich jedoch das 
Naturschutzgebiet „Niesenberg bei Weinsheim“ mit dem ebenfalls unmittelbar an das Plangebiet 
angrenzenden § 30 Biotop „Enzian-Schillergrasrasen“. In der Planung vernetzter Biotopsysteme 
werden für diese Änderungsfläche in der Bestandskarte Wiesen und Weiden mittlerer Standorte 
dargestellt. In der Zielkarte ist die Entwicklung von Wiesen und Weiden mittlerer und magerer 
Standorte vorgesehen.  

Unmittelbar östlich angrenzend an die nördliche Änderungsfläche befindet sich ein Gehölzstrei-
fen, der als Biotoptyp BT-5704-0288-2009 „Windschutzhecken nordöstlich Gondelsheim“ kartiert 
wurde. Er wird jedoch lediglich in einem kleinflächigen Bereich im Süden durch die Änderungspla-
nung überplant. 

Weitere Biotope oder Schutzgebiete werden durch die Änderungsplanung nicht tangiert. 

4 ÄN D E R U N G SI N H A L T E  U N D  FL Ä C H E N B I L A N Z  

Die vorliegende Änderung des Flächennutzungsplans der Verbandsgemeinde Prüm erfolgt im Pa-
rallelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB. 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Prüm wird die nördliche Änderungsflä-
che (Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet) als Grünfläche darge-
stellt. Die südliche Änderungsfläche (Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans „In-
dustriegebiet) wird hingegen teilweise als „festgesetzte Ausgleichsfläche für Baugebiete“, teilweise 
als „Flächen für Acker, Grünland oder Sonderkulturen, Anreicherung mit naturnahen Elementen auf 
mind. 5% Anteil“ und teilweise als „Strukturreiches Gebiet mit Mindestanteil 15% naturnaher Ele-
mente zur Einbindung von Ortsrändern“ dargestellt.  

Angrenzend an die Änderungsflächen schließt sich in Richtung Westen bzw. Norden die Darstel-
lung als großflächige „Gewerbliche Baufläche / Industriegebiet“ an. Es handelt sich hierbei um die 
Fläche des bereits bestehenden Industriegebietes Weinsheim, mit dem dort unmittelbar anschlie-
ßenden Firmengelände der Firma Stihl. 

Im Rahmen der vorliegenden Änderung des FNP der Verbandsgemeinde Prüm erfolgt einerseits für 
beide Teilflächen die Darstellung „gewerbliche Baufläche / Industriegebiet“ (G) gemäß der Katego-
rieneinstufung des wirksamen FNP. Hierzu werden ca. 1,8 ha Grünfläche (GR) im nördlichen Ände-
rungsbereich in gewerbliche Baufläche umgewandelt. Im südlichen Änderungsbereich werden hin-
gegen 2,3 ha landwirtschaftliche Fläche (LWS) (genaue Bezeichnung gem. FNP teilweise als „Flä-
chen für Acker, Grünland oder Sonderkulturen, Anreicherung mit naturnahen Elementen auf mind. 
5% Anteil“ und teils „Strukturreiches Gebiet mit Mindestanteil 15% naturnaher Elemente zur Einbin-
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dung von Ortsrändern“) sowie insgesamt 1,8 ha Ausgleichsfläche (AGF) (genaue Bezeichnung 
gem. FNP: „festgesetzte Ausgleichsfläche für Baugebiete“) in gewerbliche Baufläche geändert.  

Andererseits werden innerhalb der südlichen Änderungsfläche 2,6 ha landwirtschaftliche Fläche 
(LWS) (genaue Bezeichnung gem. FNP: „Flächen für Acker, Grünland oder Sonderkulturen, Anrei-
cherung mit naturnahen Elementen auf mind. 5% Anteil“) in Ausgleichsfläche umgewandelt.  

Im südlichen Änderungsbereich werden somit ca. 4,1 ha und insgesamt auf FNP-Ebene 5,9 ha ge-
werbliche Baufläche neu ausgewiesen. Dem gegenüber steht die Neuausweisung von ca. 2,6 ha 
Ausgleichsfläche. 

Die vorgesehenen Änderungen sind erforderlich, um eine städtebaulich erforderliche Entwicklung 
der Firma Stihl zu gewährleisten. Ein Auszug der FNP-Karte mit den vorgesehenen Änderungen der 
Flächendarstellung ist nachfolgend abgebildet. 

 

Abb.: Vorentwurf der Plankarte zur 11. Änderung des Flächennutzungsplans (Quelle: Geoba-
sisdaten: © Kataster- und Vermessungsverwaltung Rheinland-Pfalz, eigene Bearbeitung, eigene 

Bearbeitung, unmaßstäblich verkleinert) 

Es sei an dieser Stelle auch bereits auf die unterschiedlichen Flächengrößen zwischen FNP-
Änderung und der jeweiligen Plangebietsgröße der Bebauungsplanänderungen hingewiesen. Diese 
ergeben sich aus der geringfügigen Überschneidung mit dem Urbebauungsplan „Industriegebiet“ 
der Ortsgemeinde Weinsheim und der passenden Darstellung im derzeit wirksamen Flächennut-
zungsplan. So weist die 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ eine Plangebietsgröße 
von 1,9 ha und die 7. Änderung eine Plangebietsgröße von 7,1 ha auf. In der vorliegenden Flä-
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chennutzungsplanänderung weist die die nördliche Änderungsfläche hingegen 1,8 ha und die südli-
che Änderungsfläche 6,7 ha auf.  

Nachfolgend wird die Flächenbilanz für die vorliegende Änderung des Flächennutzungsplans für 
das Teilgebiet der Ortsgemeinde Weinsheim noch einmal tabellarisch aufgeführt, um die jeweiligen 
Flächenänderungen übersichtlicher einander gegenüberzustellen. 

 

Flächenbilanz zur vorliegenden Flächennutzungsplanänderung der Verbandsgemeinde Prüm 

 

Ortsgemeinde Gewerbliche 
Baufläche in ha 

Landwirtschafts-
fläche in ha 

Ausgleichsfläche 
in ha 

Grünfläche  
in ha 

Weinsheim + 1,8 0 0 - 1,8 

Weinsheim + 2,3 - 2,3 0 0 

Weinsheim + 0,3 0 - 0,3 0 

Weinsheim + 1,5 0 - 1,5 0 

Weinsheim 0 - 2,6 + 2,6 0 

Summe + 5,9 - 4,9 + 0,8 - 1,8 

Weiterhin hat das Landesamt für Geologie und Bergbau (LGB) in seiner Stellungnahme vom 
15.06.2023 auf nachfolgenden Sachverhalt hingewiesen: 

„[…] Im Untergrund der Plangebiete stehen unterhalb quartärer Deckschichten Massenkalk- und 
Mergelsteine des Devons an. 

Die zum Teil dolomitischen Kalksteine können von Verkarstung betroffen sein. In diesem grundsätz-
lichen Sinne kann eine Gefährdung durch Geländesenkungen und Erdfälle ohne ortsbezogene Un-
tersuchungen nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

Die Mergelsteine bzw. ihre Verwitterungsprodukte reagieren auf wechselnde Wassergehalte (z.B. 
bei Austrocknung) schrumpf- und quellempfindlich. 

Aufgrund der genannten Gegebenheiten empfehlen wir dringend die Erstellung eines Baugrundgut-
achtens einschließlich der Prüfung der Hangstabilität. Die einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 
1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 und -2, sind zu beachten. Von der Planung von Versicke-
rungsanlagen im südlichen Teilgebiet wird abgeraten. 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen.“ 

Im Nachtrag zu vorstehend genannter Stellungnahme wurde klargestellt, dass sich die vorstehen-
den Aussagen lediglich auf die südliche Änderungsfläche beziehen. Ergänzend hierzu wurden 
nachfolgende Anmerkungen seitens des LGB getätigt. Die der ergänzenden Stellungnahme vom 
13.07.2023 beigefügten Anlagekarten wurden in den Anhang der vorliegenden Begründung aufge-
nommen und können dort eingesehen werden. 
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„[Anbei] erhalten Sie […] eine Anlage, die die Ausschnitte von zwei geologischen Karten für das 
Planungsgebiet enthält. In beiden Karten sind jeweils mitteldevonische Mergel- und Kalksteine als 
oberflächennah anstehend eingetragen. Die Bezeichnungen für die Schichten haben sich offen-
sichtlich im Laufe der Jahrzehnte geändert (siehe Abbildungsunterschriften).  

Grundsätzlich ist in Mergelsteinen im Vergleich zu reinen Kalksteinen das Entstehen von Hohlräu-
men infolge Verkarstung weniger ausgeprägt. Über das tatsächliche Vorkommen von Karst-
Hohlräumen in der Ortsgemeinde Weinsheim liegen uns keine Erkenntnisse vor. 

In der Verbandsgemeinde Prüm sind in der sog. Rutschungsdatenbank des LGB zwei Erdfälle für 
die Ortsgemeinde Büdesheim dokumentiert. Beide Erdfälle sind im mitteldevonischen Kalkstein 
aufgetreten. Ein Erdfall hat sich im Jahr 1980 ereignet, für den zweiten Erdfall ist hier kein Datum 
bekannt.“ 

5 PA R A L L EL  D U R C H G E F Ü H R T E  V E R B I N D L I C H E  BA U L E I T PL A N U N G  

Parallel zum laufenden Verfahren der vorliegenden FNP-Änderung wird die 6. sowie 7. Änderung 
des Bebauungsplans „Industriegebiet“ durchgeführt. Im Folgenden wird Bezug auf die Inhalte der 
Bebauungsplanänderungen genommen. 

Die nachfolgenden Erläuterungen erfolgen in Anlehnung an die textlichen Aussagen in der Begrün-
dung der jeweiligen Bebauungsplanänderung; einige Passagen sind dort auszugsweise entnommen 
worden. Für weitere Einzelheiten wird auf die detaillierten Inhalte der 6. und 7 Änderung des Be-
bauungsplans „Industriegebiet“ verwiesen. 

5.1 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ 

Anlass der 6. Änderungsplanung ist die Planungsabsicht der langjährig ortsansässigen Firma Stihl 
AG & Co. KG über die Errichtung einer firmenbezogenen Stellplatzanlage. Die Plangebietsgröße 
beläuft sich auf etwa 1,90 ha und bietet ausreichend Platz für circa 400 Stellplätze. 

Die Änderungsfläche überplant einen Teil des Ur-Bebauungsplans „Industriegebiet“. Dieser setzt 
derzeit die in Rede stehende Fläche als Fläche für die Landwirtschaft fest. 

Für den Geltungsbereich der vorliegenden Planung wird im Zuge der Bebauungsplanänderung ge-
mäß § 1 (4) und (9) BauNVO ein „eingeschränktes Industriegebiet“ (GIEN) festgesetzt. Die zulässige 
Nutzung wird nur auf die Errichtung einer Stellplatzanlage mit einer zulässigen Überdachung / 
Überbauung der Stellplatzanlage mit einer Photovoltaikanlage bzw. –modulen sowie Zubehöranla-
gen beschränkt. Somit sind Hochbauten und Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO - mit 
einzelnen Ausnahmen von zweckgebundenen Anlagen wie z.B. Beleuchtungsanlagen und Schran-
kensystemen - nicht zulässig. 

Die Ausnahmen werden im Bebauungsplan wie folgt definiert: 

• zweckgebundene Anlagen wie z.B. Beleuchtungsanlagen und Schrankensysteme 

• Anlagen zur Oberflächenwasserrückhaltung und -beseitigung 

• Überdachung / Überbauung der Stellplatzanlage mit einer Photovoltaikanlage bzw. –modulen 
sowie Zubehöranlagen wie z.B. Trafostation 
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• artenschutzbezogenen Ausgleichsmaßnahmen (z.B. Gestaltung Toreinfahrt als bepflanzter Tor-
bogen) 

Mit Erlangung der Rechtskraft der vorliegenden 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ 
treten in den überplanten Teilen des Bebauungsplans in der Fassung vor der 6. Änderung die bis-
herigen Regelungen außer Kraft.  

Als Maß der baulichen Nutzung gelten die durch die Nutzungsschablone im Bebauungsplan jeweils 
festgesetzten Höchstwerte. Für die Errichtung der firmenbezogenen Stellplatzanlage wird lediglich 
die Grundflächenzahl (GRZ) mit einem Wert von 0,8 festgesetzt. Mit Grundflächen von dauerhaft 
wasserdurchlässig befestigten Stellplätzen, Hofflächen und Zufahrten kann die zulässige GRZ vom 
0,8 bis zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden (§ 19 (4) BauNVO). 

Am nördlichen und teils östlichen Plangebietsrand werden darüber hinaus drei landespflegerische 
Flächen festgesetzt, die Ordnungsbereiche A, B und C. Hierdurch werden potentiell erhebliche ne-
gative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild minimiert.  

Um die wasserwirtschaftlich-ökologischen Belangen zu berücksichtigen, wird weiterhin die Verwen-
dung wasserdurchlässiger und versickerungsfähiger Beläge festgesetzt. Die Fahrspuren sowie Zu- 
und Abfahrtswege sind auch aus Gründen des Immissionsschutzes in asphaltierter Ausführung zu-
lässig. 

Einen Vergleich des Bebauungsplanes „Industriegebiet“ zwischen der Ur-Fassung und der vorlie-
genden 6. Änderung ermöglicht die nachfolgende Gegenüberstellung. 

 

  

Abb.: Gegenüberstellung der Planauszüge: Ur-Bebauungsplan „Industriegebiet“ (links) und 
Bebauungsplan der vorliegenden 6. Änderung (rechts) (unmaßstäbliche Darstellung) 

Weitergehende Ausführungen hinsichtlich der Zulässigkeiten und Unzulässigkeiten innerhalb des 
vorliegenden Geltungsbereiches sind der Begründung zur 6. Änderung des Bebauungsplans „In-
dustriegebiet“ zu entnehmen und werden daher an dieser Stelle nicht weiter erläutert. 

Die Planzeichnung des Bebauungsplans ist nachfolgend in größerer Darstellung abgebildet (Stand: 
Entwurf gemäß §§ 3 (2), 4 (2) BauGB). 
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Abb.: Planzeichnung der vorliegenden 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ 
(unmaßstäbliche Darstellung) 

Verkehrliche Erschließung 

Die äußere, verkehrliche Erschließung der Änderungsfläche ist bereits über die vorhandene „An-
dreas-Stihl-Straße“ gegeben. Über die „Andreas-Stihl-Straße“ ist entweder eine Anbindung an die 
Kreisstraße K 171 („Zum Bahnhof“) oder an die K 179 („Heiligenweg“) und somit an das regionale 
Straßennetz sichergestellt. Überregional münden die Kreisstraßen an die umliegenden Bundesstra-
ßen B 51 und B 410 ein.  

Die sonstige innere Erschließung erfolgt in Eigenregie der Firma Stihl AG & Co. KG. Über den öst-
lich des Plangebiets angrenzenden Wirtschaftsweg kann die künftige Stellplatzanlage angefahren 
werden. Da die „Andreas-Stihl-Straße“ derzeit in einen ausgewiesenen Wirtschaftsweg übergeht, 
wird ein Teilbereich dieses Wirtschaftsweges in den Geltungsbereich der in Rede stehenden Ände-
rungsplanung aufgenommen und als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Hierzu gehört auch ein 
Abschnitt, der die bisher als festgesetzte Bahnanlage mit bereits vorhandener Bahnüberquerung 
vorgesehene Teilfläche betrifft. Anmerkung: Die Bahnanlage ist seit Jahren nicht mehr in Betrieb 
und wird in einen überregionalen Radweg zwischen Gerolstein und Prüm ausgebaut. Der Landes-
betrieb Mobilität Gerolstein weist in seiner Stellungnahme vom 11.07.2022 darauf hin, dass die 
Querung der Bahntrasse nur an der bisherigen Stelle erfolgen darf. 

Ver- und Entsorgung 

Bezüglich der Ver- und Entsorgung ist zu berücksichtigen, dass es sich bei der in Rede stehenden 
Planung lediglich um die Baurechtschaffung für eine firmenbezogene Stellplatzanlage handelt, 
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weshalb Ver- und Entsorgungsanschlüsse nur nebensächlich zu berücksichtigen sind. Da mitunter 
jedoch Strom für die Außenbeleuchtung der Stellplatzanlage benötigt werden könnte, sei an dieser 
Stelle darauf hingewiesen, dass sich das Plangebiet im unmittelbaren Anschluss an das bestehen-
de Industriegebiet von Weinsheim befindet. Die Versorgung mit den zuvor genannten Medien kann 
also durch den Anschluss an das bestehende Netz der Gemeinde sichergestellt werden. 

Dadurch, dass die Stellplatzfläche selbst (mit Ausnahme der Fahrspuren) mit wasserdurchlässigen 
Materialien (z. B. offenfugiges Pflaster, Schotterrasen, wassergebundene Decke o. ä.) zu befesti-
gen ist, wird eine großflächige Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers in den Boden 
ermöglicht. Das überschüssige Oberflächenwasser wird im östlichen Randbereich der Fläche in ei-
nem Regenrückhaltebecken (Erdbecken) zurückgehalten. Der Drosselabschluss und der Notüber-
lauf wird leitungsgebunden in den östlich zur Änderungsfläche verlaufenden Vlierbach eingeleitet. 
Einzelheiten sind in einem auf Bebauungsplanebene erarbeiteten Entwässerungskonzept dargelegt. 

Eine gezielte Einleitung von unbelastetem Niederschlagswasser in den Vlierbach bedarf aus was-
serwirtschaftlicher Sicht einer behördlichen Genehmigung von der zuständigen Genehmigungsbe-
hörde. Einzelheiten zu vorstehendem Sachverhalt ergeben sich aus der konkreten Erschließungs- 
und Entwässerungsplanung sowie dem objektbezogenen Genehmigungsverfahren und sind in der 
entsprechenden Planungsebene bauherrenseitig zu berücksichtigen. 

Starkregenvorsorge: 

Nach dem Hochwasserinfopaket des Landesamtes für Umwelt (Karte 5: Gefährdungsanalyse Sturz-
flut nach Starkregen) befindet sich eine Linie mäßiger Abflusskonzentration an einer Tiefenlinie im 
nordöstlichen Teil des Plangebietes (Änd. Nr. 1). Hier besteht auch eine Gefährdung durch potenti-
elle Überflutung im Bereich des Vlierbaches. 

Weitere Linien geringer Abflusskonzentration liegen im Plangebiet (Änderung Nr. 2). 

Im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung wurden die Ausführungen zur Kenntnis genommen. 
Da bei der Änderungsfläche 1 „nur“ eine Stellplatzanlage geplant ist ohne dauerhaften menschli-
chen Aufenthalt, ist das Konfliktpotential im Fall von Überflutungen durch den Vlierbach gering. 
Durch die nach Westen und Südwesten hin ansteigende topographische Situation sind Überflu-
tungspotentiale zudem deutlich reduziert. Des Weiteren wird zum Schutz vor Außengebietswasser 
am nördlichen Rand des Plangebietes eine Mulden-Wall-Kombination angelegt, die Außengebiets-
wasser vom Plangebiet fernhält. Zur Änderungsfläche Nr. 2 wird kein besonderes Konfliktpotential 
erkannt. Einzelheiten werden im Rahmen der nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsebenen 
behandelt. 

Immissionsschutz 

Schall 

Für die geplante Errichtung einer firmenbezogenen Stellplatzanlage wird vorliegend ein einge-
schränktes Industriegebiet festgesetzt. Die Nutzung innerhalb der Änderungsfläche beschränkt sich 
angesichts der Planungsabsichten der Firma Stihl AG & Co. KG nur auf eine zulässige Stellplatz-
nutzung, sodass Hochbauten oder Nebenanlagen nicht zulässig sind und bewusst ausgeschlossen 
werden. Mit dieser nutzungsbezogenen Festsetzung sind ausgehend vom Plangebiet voraussicht-
lich keine erheblichen immissionsschutzrelevanten Auswirkungen auf die umliegende Siedlungsbe-
bauung zu erwarten, zumindest keine stärkeren Immissionen als es derzeit der Fall ist.  

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Anschluss an bestehende Industrie- und Gewerbebauten 
sowie außerhalb der engen räumlichen Nähe von Siedlungslagen oder anderer wohnbaulicher Nut-



Verbandsgemeinde Prüm 
Begründung zur 11. Änderung des Flächennutzungsplans 30850 

Seite 24 

 

08.12.2023

 

zungen, sind durch die Änderungsplanung voraussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf ge-
sunde Arbeits- und Wohnverhältnisse zu erwarten. Somit ist nicht davon auszugehen, dass die 
durch den Bau und die Nutzung der Stellplatzanlage zu erwartenden Störungen oder Beeinträchti-
gungen über das übliche Maß der Immissionen innerhalb eines Industriegebietes hinausgehen. Er-
hebliche negative Auswirkungen auf das Arbeitsumfeld sind daher nicht zu erwarten. 

Es wird an dieser Stelle zusätzlich darauf hingewiesen, dass nach derzeitigem Kenntnisstand be-
reits Flächen in räumlicher Nähe zur Betriebsstätte für eine entsprechende Stellplatznutzung sei-
tens der genannten Firma angemietet sind. Die angemieteten Flächen befinden sich auf der gegen-
überliegenden Seite zur Änderungsfläche, östlich angrenzend zum bestehenden Wirtschaftsweg. 
Die Lage bzw. Immissionsquelle ändert sich somit nicht wesentlich zur Ist-Situation. 

Flächenmäßig ist die geplante Stellplatzanlage geringfügig größer und bietet mehr Platz für weitere 
Stellplätze als die derzeit seitens der Firma temporär genutzte Stellplatzfläche, welche nach der 
Umsetzung der vorliegenden Änderungsplanung aufgegeben und zurückgebaut werden soll. Es 
kommt daher zu einer geringen zusätzlichen Flächeninanspruchnahme. In der Summe wird grund-
sätzlich mit mehr Mitarbeitern und somit mit mehr Ziel- und Quellverkehr gerechnet, jedoch ist das 
aufgrund der räumlichen Nähe zum bestehenden Industriegebiet nicht wesentlich relevant. Darüber 
hinaus handelt es sich lediglich um eine temporäre Nutzung der Stellplatzfläche während den fest-
gelegten Arbeitszeiten, sodass nicht von dauerhaften Schallimmissionen ausgegangen werden 
kann. 

Im Umfeld des Plangebietes sind weiterhin keine Nutzungen bekannt, die die Entwicklung einer 
Fläche für Stellplätze an dieser Stelle grundsätzlich unterbinden würden. Dies betrifft sowohl die 
umliegende Siedlungsbebauung als auch die nördlich in einer Entfernung von circa 380 m verlau-
fende Kreisstraße K 172.  

Seitens der Ortsgemeinde Weinsheim wurde zur präzisen Bewertung der Geräuschemissionen ein 
Schallgutachten in Auftrag gegeben, aus dem abschließend hervorgeht, dass aus schalltechnischer 
Sicht keine Maßnahmen organisatorischer Art bzw. weitere Schallschutzmaßnahmen erforderlich 
sind. Das zitierte Gutachten, datiert auf den 04.05.2021 und erstellt vom Schalltechnischen Bera-
tungsbüro GSB, ist der Begründung zur 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ als se-
parate Anlage beigefügt – worauf an dieser Stelle verwiesen wird. 

Aufgrund der Beschränkung lediglich auf einer Stellplatznutzung ohne (dauerhafte) Aufenthaltsfunk-
tion oder schützenswerte Bebauung, können potentielle Störquellen unberücksichtigt bleiben. Auch 
wurde im Bebauungsplan unter der bauordnungsrechtlichen Festsetzung bezüglich der Fahrspuren 
sowie Zu- und Abfahrtswegen aus Gründen des Immissionsschutzes geregelt, dass eine asphaltier-
te Oberflächenbefestigung zulässig ist. Damit können Fahr- und Rollgeräusche minimiert werden. 
Eine entsprechende Umsetzung erfolgt im objektbezogenen Baugenehmigungsverfahren und der 
Maßnahmenausführung. 

Es sind keine Konflikte mit der bestehenden Siedlungsbebauung hinsichtlich Schallimmissi-
onen zu erwarten. Auch ist kein merklich erhöhter Ziel- und Quellverkehr im Vergleich zum 
Ist-Zustand zu erwarten. Im Umkehrschluss lassen sich in unmittelbarer Nähe zum Plange-
biet keine potentiellen Störquellen erkennen. 

Radon 

Das Plangebiet liegt potentiell innerhalb eines Bereiches, in dem lokal an tektonischen Bruch- und 
Kluftzonen ein erhöhtes Radonpotential möglich ist. Da es sich bei der Plangebietsfläche künftig je-
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doch nur um eine Stellplatzanlage mit lediglich geringfügigem, temporärem Aufenthalt für Menschen 
handelt, sind dahingehend keine weiteren Ausführungen erforderlich. 

Archäologie 

Gemäß Stellungnahme der Generaldirektion kulturelles Erbe (RLP), Rheinisches Landesmuseum 
Trier vom 21.06.2023 wird ergänzend auf nachfolgenden Sachverhalt verwiesen (kursiver Text): 

„[Für die] Fläche wurde bereits teilweise eine geophysikalische Prospektion durchgeführt. Nach 
Auswertung der Ergebnisse zeigt sich, dass sich dort auffällige Anomalien zeigen, die auf eine ar-
chäologische Betroffenheit verweisen. Vor einer weiteren Überplanung sind in dem Areal erst ein-
mal von der Landesarchäologie Trier bodendenkmalpflegerisch begleitete Baggersondagen durch-
zuführen, um zu beurteilen, in welchem Umfang bodendenkmalpflegerische Belange betroffen sind. 
Erst nach Abschluss der bodendenkmalpflegerischen Sachverhaltsermittlungen können wir eine 
abschließende bodendenkmalpflegerische Stellungnahme verfassen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass vor einer Umsetzung der Planung ggf. noch aufwendige, mehrmonatige Ausgrabungen durch-
geführt werden müssen. Dies ist in den Bauzeitenplänen zu berücksichtigen. 

Für den verbliebenen östlichen Teil der Fläche (gestrichelt rot; Magnetikprospektion [siehe nachfol-
gende Abbildung]) fordern wir, dass das das Plangebiet im Rahmen einer archäologischen Sach-
verhaltsermittlung durch geophysikalische Prospektionen (Magnetik) nach archäologischen Vorga-
ben untersucht werden. In Freiflächen (Wiesen, Ackergelände) sind die magnetischen Prospektio-
nen vor jeglichen Bodeneingriffen vorzunehmen. In den Ergebnissen dieser zerstörungsfreien Mag-
netometer-Messungen zeichnen sich archäologische Befunde in der Regel deutlich ab. Ggf. müs-
sen die Messbilder noch durch archäologische Sondageschnitte evaluiert werden. Erst anhand der 
Messbilder und ggf. nötiger Sondagen werden wir dann eine detaillierte bodendenkmalpflegerische 
Stellungnahme zu dem Bereich anfertigen können. Dies ist in den Bauzeitenplänen zu berücksichti-
gen. 

Da nach § 21 (3) DSchG der Veranlasser von archäologischen Untersuchungen für die Erstattung 
von Kosten herangezogen werden kann, sind die Prospektionen von dem Bauherren bzw. Veran-
lasser zu finanzieren und von einem nachweislich befähigten Dienstleister durchzuführen. Die 
GDKE, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier ist bei der inhaltlichen und zeitlichen Pla-
nung der Prospektionsmaßnahmen zu beteiligen. Bei der Vergabe der Prospektionsarbeiten ist die 
GDKE, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Trier dann nachrichtlich zu beteiligen. Die ausfüh-
rende Fachfirma benötigt für die Prospektion eine projektspezifische Nachforschungsgenehmigung 
gemäß § 21 (1) DSchG. 

Die Anfrage der Fachfirmen wird über die Landesarchäologie an die untere Denkmalschutzbehörde 
der Kreisverwaltung weitergeleitet, die die Genehmigung ausstellt.“ 



Verbandsgemeinde Prüm 
Begründung zur 11. Änderung des Flächennutzungsplans 30850 

Seite 26 

 

08.12.2023

 

 
Abb.: Anlage zur Stellungnahme der GDKE vom 21.06.2023 

5.2 7. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ 

Anlass der 7. Änderungsplanung ist die Planungsabsicht der bereits ortsansässigen Firma Andreas 
Stihl AG & Co. KG, die eine bauplanungsrechtliche Sicherung von weiteren Flächen in unmittelba-
rem Anschluss an das bestehende Firmengelände hinsichtlich einer mittelfristigen Unterneh-
mensexpansion am Standort Weinsheim anstrebt. Die Plangebietsgröße beläuft sich auf etwa 7,1 
ha und bietet neben der Baurechtschaffung auch die Möglichkeit innergebietliche Kompensations-
flächen auszuweisen. 

Die Änderungsfläche überplant einen Teil des Ur-Bebauungsplans „Industriegebiet“. Diese Flächen 
sind im derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan als Wallflächen mit Pflanzpflicht sowie als Fläche 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. Zuletzt genann-
te Fläche im Ur-Bebauungsplan sollte gemäß Festsetzung Nr. 4 als extensiv genutztes Grünland 
ohne Düngereinsatz bewirtschaftet werden. Hinsichtlich des hierzu erforderlichen Ausgleichs wird in 
der Begründung der besagten Bebauungsplanänderung detailliert eingegangen und kann dort 
nachgelesen werden.  

Ergänzend sei an dieser Stelle auf folgende Ausführungen gemäß Stellungnahme der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Nord, Referat Naturschutz vom 07.06.2023 hingewiesen (kursiver Text): 

„[…] Die beabsichtigte 7. Änderung des B-Planes „Industriegebiet“ hat zur Folge, dass die Grenze 
des Bebauungsplanes nunmehr unmittelbar an die Grenze des rechtskräftig ausgewiesenen Natur-
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schutzgebietes „Niesenberg bei Weinsheim“ sowie an eine gem. § 30 Bundesnaturschutzgesetz 
pauschal geschützte Flächen angrenzt. 

Zur Vermeidung ggf. zukünftig entstehender, unerwünschter betriebsbedingter Einwirkungen in die-
se Flächen wird die frühzeitige Anlage/Ergänzung eines ausreichend dimensionierten (mind. 10 m 
breiten) Gehölzstreifens mit standortgerechten Heckenpflanzen im Verlauf der Grenze des Natur-
schutzgebietes vorgeschlagen.“ 

Weiterhin wird entsprechend dem Ur-Bebauungsplan für den westlichen Geltungsbereich der vor-
liegenden 7. Änderung ein „eingeschränktes Industriegebiet“ (GIe) festgesetzt (gemäß § 1 (4) und 
(9) BauNVO). 

Als Maß der baulichen Nutzung gelten hier die durch die Nutzungsschablone im Bebauungsplan 
jeweils festgesetzten Höchstwerte. So wird entsprechend der Festsetzungen der nördlich angren-
zenden Fläche (Ordnungsbereich 37 im Ur-Bebauungsplan) eine max. Traufhöhe von 12,00 m bei-
behalten. Gleiches gilt für den maximal zulässigen Schall-Leistungspegel, der mit 102 dB(A) am 
Tag und 104 dB(A) bei Nacht festgesetzt wird. Ferner wird eine Grundflächenzahl von 0,8 und eine 
Baumassenzahl von 10,0 gemäß Ur-Plan festgesetzt. Die Werte werden unverändert übernommen. 

Der östliche Teil des Geltungsbereichs dient dem landespflegerischen Ausgleich und wird als arten-
reiche extensiv genutzte Wildobstwiese (Ordnungsbereich B) festgesetzt und dient der gebietsinter-
nen Kompensation. Ferner wird im Ordnungsbereich A eine Fläche zur Anpflanzung von Bäumen 
und Sträuchern festgesetzt. Diese dient ebenso wie der zeichnerisch festgesetzte Sichtschutzwall - 
welcher zum einen mittig durch den Geltungsbereich sowie entlang der nordwestlichen Plange-
bietsgrenze verläuft – unter anderem zur Minimierung von Eingriffen in das Orts- und Landschafts-
bild. 

Weitere Einzelheiten über Zulässigkeiten und Unzulässigkeiten innerhalb des Geltungsbereiches 
der 7. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ können der zugehörigen Begründung ent-
nommen werden. Es erfolgen daher an dieser Stelle keine weiteren Ausführungen. 

Mit Erlangung der Rechtskraft der vorliegenden 7. Änderung treten in den überplanten Teilen des 
Bebauungsplans in der Fassung vor der 7. Änderung die bisherigen Regelungen außer Kraft.  

Einen Vergleich des Bebauungsplanes „Industriegebiet“ zwischen der Ur-Fassung und der vorlie-
genden 7. Änderung ermöglicht die nachfolgende Gegenüberstellung. Im Planausschnitt des Ur-
Bebauungsplans wurde zur besseren Vergleichbarkeit nachträglich der Teil des Überschneidungs-
bereichs hinsichtlich der 7. Änderung in Rot eingezeichnet. 
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Abb.: Gegenüberstellung des Planauszugs der Ur-Fassung „Industriegebiet“ (links) und dem 
Bebauungsplanvorentwurf zur 7. Änderung (rechts) (unmaßstäbliche Darstellung) 

Die Planzeichnung des Bebauungsplanvorentwurfs kann der nachfolgenden Abbildung in einer grö-
ßeren Darstellung entnommen werden. 

 

Abb.: Planzeichnung des Bebauungsplanvorentwurfs (unmaßstäbliche Darstellung) 

Verkehrliche Erschließung 

Die äußere verkehrliche Erschließung der Änderungsfläche ist bereits über die vorhandene „Andre-
as-Stihl-Straße“ gegeben. Über die „Andreas-Stihl-Straße“ ist entweder eine Anbindung an die 
Kreisstraße K 171 („Zum Bahnhof“) oder an die K 179 („Heiligenweg“) und somit an das regionale 
Straßennetz sichergestellt. Überregional münden die Kreisstraßen in die umliegenden Bundesstra-
ßen B 51 und B 410.  
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Die sonstige innere Erschließung erfolgt in Eigenregie der Firma Stihl AG & Co KG. 

Ver- und Entsorgung 

Unter Berücksichtigung der Lage im unmittelbaren Anschluss an die bestehende Betriebsstätte der 
Firma Stihl, ist anzunehmen, dass die Versorgung des Plangebietes mit Strom, Wasser, Abwasser, 
Gas und Telekommunikation über den Anschluss an die vorhandenen Leitungsnetze in der „Andre-
as-Stihl-Straße“ erfolgen kann. Leitungen sind in erforderlichem Umfang auf den privaten Bau-
grundstücksflächen bauherrenseitig zu verlängern. 

Details sind der konkreten fachplanerischen Erschließungsplanung für neue betriebszugehörige 
Bauvorhaben vorbehalten. Da keine öffentlichen Erschließungsplanungen erforderlich sind, ergeben 
sich Einzelheiten aus dem späteren, objektbezogenen Baugenehmigungsverfahren. Detailplanun-
gen obliegen dem privaten Bauherrn bzw. beauftragten Fachleuten. 

Auch ist bei der sich anschließenden privaten, objektbezogenen Erschließungsplanung darauf zu 
achten, dass eine ausreichende Wassermenge für eine effektive Brandbekämpfung zur Verfügung 
steht. Dies betreffen die bereitgestellte Wassermenge sowie die Zugänglichkeit der einzelnen Ent-
nahmestellen (bspw. Hydranten). 

Nicht nutzbares Niederschlagswasser ist getrennt zu erfassen und über Leichtstoffabscheider und 
Sedimentationsbecken / Regenrückhaltebecken der natürlichen Vorflut zuzuführen. Soweit möglich, 
sind dazu offene, bewachsene Gräben zu verwenden. Die Regelung gilt nicht für bereits bebaute 
und an das bestehende Entwässerungssystem angeschlossene Bereiche. 

Es sei an dieser Stelle bereits darauf hingewiesen, dass die Einleitung von unbelastetem Nieder-
schlagswasser in eine Vorflut aus wasserwirtschaftlicher Sicht einer behördlichen Genehmigung 
von der zuständigen Genehmigungsbehörde bedarf. 

Ferner verläuft innerhalb des westlichen Teils der Plangebietsfläche von Nordwesten in Richtung 
Süden eine 20 kV-Freileitung, die auch weiterhin bestehen bleibt. Diese Freileitung ist mit einem 
Schutzstreifen in einer Gesamtbreite von 15,0 m zeichnerisch im Bebauungsplan festgesetzt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Baumaßnahmen im Schutzstreifen der 20 kV-Freileitung der 
zuständige Versorgungsträger im Genehmigungsverfahren zu beteiligen ist. 

Immissionsschutz 

Im Folgenden werden einige Aussagen zum Immissionsschutz getroffen. Im Hinblick auf detaillierte 
Bewertungen in Bezug auf Immissionsschutz wird grundsätzlich auf die Planungsebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung verwiesen. 

Schall 

Bereits in der rechtsverbindlichen Fassung des Bebauungsplans ist geregelt: Es sind gem. § 1 (4) 
BauNVO nur solche Betriebe und Anlagen zulässig, die den im Bebauungsplan definierten max. zu-
lässigen Schall-Leistungspegel Lw in dB(A) nicht überschreiten. Ferner wird darauf hingewiesen, 
dass bei Bauantragsstellung hinsichtlich der Einhaltung der jeweils maximal zulässigen Schall-
Leistungspegel ein Nachweis zu erbringen ist. Dies gilt auch für die vorliegende 7. Änderung. 

In der vorliegenden Planänderung wurde darauf geachtet, dass die festgesetzten Schall-
Leistungspegel nicht höher ausfallen als es die bisherigen Festsetzungen erlaubt haben. Daher 
geht mit der Änderungsplanung keine Erhöhung der Emissionen einher. 
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Aufgrund der Lage des Plangebietes im Anschluss an die bestehende Industriegebietsfläche sind 
durch die Änderungsplanung keine erheblichen Auswirkungen auf gesunde Arbeits- und Wohnver-
hältnisse zu erwarten. 

In Abhängigkeit der fachbehördlichen Stellungnahmen im Planaufstellungsverfahren und vorbehalt-
lich der bauleitplanerischen Abwägung der Gemeinde behält die Plangeberin es sich vor bereits in 
der Bauleitplanung ein Schallgutachten in Auftrag zu geben. 

Radonvorsorge 

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass das Plangebiet potentiell innerhalb eines Bereiches, in dem lo-
kal an tektonischen Bruch- und Kluftzonen ein erhöhtes Radonpotential möglich ist. Zur Berücksich-
tigung der Thematik in der Bauleitplanung werden in der zugehörigen Begründung Aussagen und 
Empfehlungen zur Radonthematik getroffen, wodurch dem Bauherrn ein Anstoß gegeben wird, das 
Thema „Radon“ im Rahmen der konkreten Objektplanung nach eigenem Ermessen zu berücksich-
tigen. Demnach verpflichtet sich der zukünftige Bauherr eigenverantwortlich sich mit der Ra-
donthematik auseinander zu setzen. Auch aufgrund anderer bekannter Gutachten zum Sachverhalt 
ist davon auszugehen, dass die gutachterlichen Ergebnisse Empfehlungen ohne rechtlichen Ver-
bindlichkeitscharakter für die Bauleitplanung haben.  

Durch bauliche Vorsorgemaßnahmen kann generell sichergestellt werden, dass ein Gefährdungs-
potenzial durch Radon nicht besteht. Ein zwingendes Erfordernis zur Einholung eines Radongut-
achtens wird auf Planungsebene der verbindlichen Bauleitplanung vorliegend nicht erkannt. Es wird 
entsprechend hiervon abgesehen. 

Vorsorglich und um der Radonthematik ausreichend Rechnung zu tragen, wird auf den Hinweis zur 
Radonprävention verwiesen, der im Bebauungsplan (Planurkunde, Rubrik Hinweise) beinhaltet ist 
(kursiver Text): 

„Radonprävention: Das Plangebiet ist innerhalb eines Bereiches mit erhöhtem und lokal hohem 
Radonpotential zu verorten. Die Gemeinde empfiehlt Radonmessungen (Langzeitmessungen, 
ca. 3 – 4 Wochen) in der Bodenluft des jeweiligen Bauplatzes durchzuführen. Die Ergebnisse 
sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich gegebenenfalls für bauliche Vor-
sorgemaß-nahmen zu entscheiden. Darüber hinaus wird auf die Erläuterungen und Empfeh-
lungen zur allgemeinen Radonvorsorge verwiesen, die in der Begründung zum Bebauungsplan 
dargelegt sind (siehe hierzu Kapitel 5.7 „Immissionsschutz“ - Unterpunkt „Radon“).“ 

6 L A N D S C H A F T S P L A N U N G  

6.1 Landschaftsplanerische Bewertung zur Änderungsfläche Nr. 1 

Bestandsbeschreibung 

Die Änderungsfläche stellte sich während der Bestandsaufnahmen im Juni und September 2020 als 
intensiv genutzte krautarme Wiesenflächen dar. Hinweise auf Vorkommen besonderer Pflanzenar-
ten gab es nicht. 

Westlich und südlich der Änderungsfläche befindet sich eine stillgelegte ehemalige Bahntrasse, die 
jetzt als grünes Gehölzband entlang der westlichen und südlichen Grenzen der Änderungsfläche 
entlangläuft. Weiter südlich, jenseits dieses Bandes befindet sich bereits das großflächig versiegelte 
und bebaute Industrie- und Gewerbegebiet von Weinsheim. Östlich der Änderungsfläche verläuft 
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ein geschotterter Wirtschaftsweg, der die ehemalige Bahntrasse im Süden quert und hier auf die 
Andreas-Stihl-Straße trifft. 

Die Änderungsfläche und der Wirtschaftsweg werden durch ein weiteres schmales Gehölzband 
(u.a. mit Erle, Weide, Mehlbeere, Berg-Ahorn, Rose) getrennt. Im nördlichen Bereich begleitet die-
ses Gehölzband die Uferbereiche des Vlierbaches. Dem Gehölzband vorgelagert in Richtung Wirt-
schaftsweg ist noch ein nitrophiler Saum aus Brennnesseln, Weidenröschen und vereinzelt Bären-
klau. Der Vlierbach knickt hier in Richtung Osten ab und wird weiter durch ein Gehölzband begleitet. 
Aber auch in Richtung Süden setzt sich der Gehölzstreifen fort. Gewässernahe Gehölze wie Erle 
oder Weide fehlen hier jedoch. 

Östlich des Wirtschaftsweges zwischen dem weiteren Verlauf des Vlierbaches im Norden und der 
stillgelegten Bahntrasse im Süden befindet sich ein temporär angelegter und mit Schotter befestig-
ter Parkplatz der durch die Firma Stihl AG & Co. KG genutzt wird. Im nördlichen Bereich bildet ein 
lückig mit Vegetation bedeckter Streifen den Übergang zwischen Parkplatz und den bachbegleiten-
den Gehölzbestand. 

 

 

Abb.: Blick auf die Änderungsfläche (Juni 2020) 
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Land- 
schafts- 
faktor 

Bestand/  
Beschreibung 

Empfindlichkeit/ 
Bewertung 

Planerische Empfehlung 

Land- 
schafts- 
bild/ 
Erholung 

Aufgrund der Lage am Rand des Industriegebie-
tes ist das Landschaftsbild bereits durch die be-
stehende Bebauung vorbelastet. Eingebettet in 
die Gehölzstreifen im Westen, Süden und Osten 
ergeben sich durch den Parkplatz negative Be-
einträchtigungen des Landschaftsbildes nur in 
direkter Nähe, ohne Fernwirkung.  
Durch zusätzliche Gehölzpflanzungen in Rich-
tung Norden können die negativen Auswirkun-
gen auf das Landschaftsbild zusätzlich reduziert 
werden. Erhebliche Beeinträchtigungen sind 
entsprechend nicht zu erwarten. 
Das Plangebiet hat keine besondere Bedeutung 
für die feierabendbezogenen Naherholung. Es 
werden außerdem keine Wegeverbindungen für 
Spaziergänger gekappt. Negative Auswirkungen 
sind hier durch die Planung entsprechend nicht 
zu erwarten. 

mittel Einhaltung der städtebauli-
chen und grünordnerischen 
Festsetzungen des Bebau-
ungsplans;  
 
randliche Eingrünung des 
Plangebiets, Befestigung der 
Parkflächen mit nicht vollver-
siegelnden Belägen. 

Wasser-
haushalt 

Wasserschutzgebiete liegen im Änderungsbe-
reich und dessen unmittelbaren Umfeld nicht 
vor. Unmittelbar entlang der östlichen Grenze 
des Plangebietes verläuft der Vlierbach, ein 
Gewässer III. Ordnung. 
Das Plangebiet liegt in der Grundwasserland-
schaft der devonischen Kalksteine. Als obere 
Grundwasserleiter des Plangebietes kommen 
entsprechend den Karten des Landesamtes für 
Geologie und Bergbau als Karst- als auch Kluft-
grundwasserleiter vor. Die Durchlässigkeit reicht 
entsprechen von mittel bis stark. Die Grundwas-
serneubildungsrate ist mit ca. 190 mm als mittel 
zu bewerten. Die mittlere Wasserhärte liegt bei 
17 °dH. 
Das Plangebiet hat entsprechend eine mittlere 
Bedeutung für die Grundwasserneubildung. 
Die Böden der Fläche sind durch die landwirt-
schaftliche Nutzung, durch die Befahrung mit 
schweren Maschinen und Fahrzeugen bereits 
verdichtet. Die Versickerungsrate und der Was-
serhaushalt sind entsprechend bereit gestört. 

mittel Minimierung der Versiege-
lung,  
 
Versickerung des anfallen-
den unbelasteten Oberflä-
chenwassers im Plangebiet,  
 
Erhöhung der Wasserspei-
cherkapazität des Bodens 
durch Pflanzung von Gehöl-
zen,  
 
Befestigung der Parkflächen 
mit nicht vollversiegelnden 
Belägen. 
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Boden Die Änderungsfläche liegt in der Bodengroß-
landschaft mit hohen Anteilen an carbonati-
schen Gesteinen. Es handelt sich um Standorte 
mit ausgeglichenem Wasserhaushalt; Standorte 
mit hohem Wasserspeicherungsvermögen mit 
schlechtem bis mittlerem natürlichem Basen-
haushalt.  
Nach den detaillierteren Bodenkarten des Lan-
desamtes für Geologie und Bergbau (Karten zu 
Bodeneigenschaften und Funktionen auf Grund-
lage der Bodenschätzung) kommt im Plangebiet 
schwerer Lehm als Bodenart vor. Die Ackerzahl 
liegt im Bereich zwischen 20 und 40. 
Die Böden der Fläche sind durch die landwirt-
schaftliche Nutzung, durch die Befahrung mit 
schweren Maschinen und Fahrzeugen bereits 
verdichtet. Der Eingriff erfolgt entsprechend 
nicht in einen unbelasteten Boden. 

mittel Minimierung der Versiege-
lung.  
 
Aufwertung des Bodens 
durch Pflanzungen und Nut-
zungsextensivierungen.  
 
Beachtung der DIN-
Vorschriften zum Umgang 
mit Boden.  
 
Vermeidung von zusätzli-
chen Schadstoffeinträgen in 
den Boden. 

Klima/ 
Luft- 
hygiene 

Verlust von Kaltluftproduktionsfläche durch Ver-
siegelung und Bebauung. Aufgrund der Gelän-
deneigung fließt die entstehende Kaltluft jedoch 
in Richtung Osten und somit in die freie Land-
schaft ab. Die Plangebietsfläche hat keine be-
sondere Bedeutung für die Frischluftversorgung 
des Industrie- und Gewerbegebietes. 
Im Umfeld des Plangebietes bleiben auch wei-
terhin Flächen für die Kaltluftproduktion beste-
hen. 

gering Eingrünung des Plangebiets 
bzw. Erhalt des Bestandes 
da wo möglich, um den An-
teil von Frischluftproduzen-
ten zu erhöhen bzw. zu si-
chern, Minimierung der Flä-
chenversiegelung. 

Arten 
und  
Biotope 

Überplanung von intensiv genutzten Wiesenflä-
chen mit vergleichsweise geringer Habitataus-
stattung. 
Verlust potentieller Lebensraumstrukturen von 
Offenlandarten insbesondere von Vögeln und im 
Offenland jagenden Fledermäusen sowie von 
Heuschrecken und anderen Insekten. 

mittel 
 

Schaffung neuer (Ersatz-) 
Lebensräume und Anlage 
von Gehölzstrukturen,  
 
Reduzierung der versiegel-
ten und überbauten Flächen 
auf ein Mindestmaß. 
 
Entwicklung von Extensiv-
wiesen oder Blühstreifen. 

Übergeordnete Vorgaben: 

• Schutzgebiete: keine. 

• Planung vernetzter Biotopsysteme: Bestandskarte: keine Darstellung; Zielkarte: im östlichen Randbereich: Ent-
wicklung von Biotoptypen Fließgewässer; Prioritätenkarte: Trockenbiotope der Prümer Kalkmulde/Magere Wiesen 
und Weiden mittlerer Standorte 

• Regionaler Raumordnungsplan: „sehr gut bis gute landwirtschaftliche Nutzfläche“ 

• Wirksamer FNP mit integrierter Landschaftsplanung: Grünfläche 

• Biotopkartierung Rheinland-Pfalz: unmittelbar östlich angrenzend: BT-5704-0288-2009 „Windschutzhecken 
nordöstlich Gondelsheim. 

• Pauschal nach § 30 BNatSchG geschützte Flächen: keine Flächen 

Gesamtbeurteilung/ Planungsempfehlung:  
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Die Planung ist standortbezogen aufgrund der Nähe zur Firma, die diesen Parkplatz als Mitarbeiterparkplatz benötigt. 
Alternative Standorte liegen daher nicht vor. 
Zudem verfügt die Fläche über eine geringe Habitatausstattung, so dass es nicht zu erheblichen negativen Auswirkun-
gen auf Natur und Umwelt kommt. Aufgrund der bestehenden Grünstreifen, die die Fläche einrahmen, werden die Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild minimiert. Aufgrund der Nähe zum derzeit temporär genutzten Parkplatz verbleiben 
die Lärm- und Abgasimmissionen im direkten räumlichen Zusammenhang, sodass zusätzliche negative Auswirkungen 
auf die Umwelt oder die Verlagerung dieser Immissionen an andere Stelle verhindert werden. 

 

Artenschutz 

Durch Entscheidungen des europäischen Gerichtshofes und des Bundesverwaltungsgerichtes wur-
de klargestellt, dass artenschutzrechtliche Belange zusätzlich zur Eingriffsregelung zu beachten 
sind. Im Bundesnaturschutzgesetz wird zwischen besonders und streng geschützten Arten unter-
schieden (§ 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG).  

Die besonders geschützten Arten sind aufgeführt: 

- im Anhang A oder Anhang B der Verordnung über den Schutz von Exemplaren wildlebender 
Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels (EG Nr. 338/97). 

- in der Anlage 1, Spalte 2 zu § 1 der Bundesartenschutzverordnung (BArtSch-VO). 

- in Rechtsverordnungen nach § 54 (1) BNatSchG. 

Des Weiteren zählen die europäischen Vogelarten gemäß Artikel 1 der Richtlinie 79/409/EWG zu 
den besonders geschützten Arten. 

Die streng geschützten Arten bilden eine Teilmenge der besonders geschützten Arten, für die noch 
strengere Vorschriften gelten. Dies sind die Arten, die im Anhang IV der FFH – Richtlinie (Richtlinie 
92/43 EWG) und in der Spalte 3 der BArtSch-VO aufgelistet sind.  

Die streng geschützten Arten bilden eine Teilmenge der besonders geschützten Arten, für die noch 
strengere Vorschriften gelten. Dies sind die Arten, die im Anhang IV der FFH – Richtlinie (Richtlinie 
92/43 EWG) und in der Spalte 3 der BArtSch-VO aufgelistet sind. 

Die Änderungsfläche stellt sich als intensiv genutzte Wiese dar, die durch Übernutzung und Stick-
stoffzeiger geprägt ist. Hinweise auf Vorkommen besonderer oder geschützter Arten wurden nicht 
gefunden. 

In ihrer Ausprägung als Wiese hat die Fläche grundsätzlich eine Bedeutung für Insekten, insbeson-
dere für Tagfalter und Heuschrecken. Eine herausragende Bedeutung ist der Fläche aufgrund der 
Übernutzung aber nicht zuzuschreiben. Durch Anlage eines extensiv genutzten Blühstreifens im 
Randbereich des geplanten Parkplatzes kann das Habitatpotential für diese Arten verbessert wer-
den. 

In den Gehölzen im Randbereich brütende Vögel können nicht ausgeschlossen werden. Aufgrund 
der erheblichen Vorbelastungen durch das bestehende Industrie- und Gewerbegebiet und die Nähe 
des derzeit genutzten Parkplatzes stellt die zukünftige Nutzung des geplanten Parkplatzes sowie 
die temporären zusätzlichen Belastungen durch Lärm- und Staubimmissionen im Zuge der Bau-
maßnahmen jedoch keine erhebliche Beeinträchtigung dar. 
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Für Fledermäuse hat die Fläche selbst lediglich eine potentielle Bedeutung für die Nahrungssuche. 
Bäume, Höhlen oder Gebäude als potentielle Quartiere fehlen innerhalb der eingriffsrelevanten Flä-
che. 

Zur präzisen Bewertung artenschutzrechtlicher Belange wurde dennoch ein Artenschutzgutachten 
in Auftrag gegeben. Dieses ist datiert auf Dezember 2022 und ist der vorliegenden Begründung als 
separate Anlage beigefügt. Zusammengefasst kommt das Artenschutzgutachten zu folgenden Er-
gebnissen (kursiver Text): 

„[…] Die Wertigkeit des Betrachtungsgebiets ist aus faunistischer Sicht sehr gering. Die intensive 
landwirtschaftliche Nutzung der Wiesenfläche findet Ausdruck in einer vergleichsweise artenarmen 
Wirbeltier- und Insektenfauna. Der hohe Nährstoffgehalt des Bodens dürfte als Ursache für diese 
Situation anzunehmen sein.  

Die Freifläche ist auch nicht groß genug, dass am Boden brütende Vögel (wie z. B. die im Umfeld 
vielfach vorkommende Feldlerche) genügend Abstand zum randlichen Aufwuchs einhalten könnten. 
Die Feldgehölze selbst bieten allerdings einer bemerkenswerten Anzahl an diversen Brutvogelarten 
Nistgelegenheiten. Die Fettwiese wird von ihnen sicherlich auch regelmäßig als Nahrungshabitat 
genutzt. Das Potenzial einer möglichen Vielfalt an Blütenpflanzen und einer hohen Insektendichte in 
typischer Ausprägung von Auwiesen wird aber durch massiven Düngereintrag und vermutlich auch 
Pestizidbelastungen sowie eine Bewirtschaftung mit großen landwirtschaftlichen Maschinen bei 
Weitem nicht erreicht. Insofern ist das Nahrungsangebot für die Avifauna nur begrenzt und wird 
durch die geplante Nutzung der Fläche als Autoparkplatz sich kaum ändern. Habitatverluste treten 
somit durch Überbauung nicht ein […]. Greifvögel, wie die hier beobachteten Rotmilane und Turm-
falken, sowie Stare und durchziehende Klappergrasmücken können zudem auf Ersatzhabitate im 
nahen Umfeld ausweichen, ggf. unterstützt durch natürliche und künstliche Ansitzwarten. 

Aus der Gruppe der Reptilien fanden sich bei gezielter Nachsuche im Plangebiet nur die häufige 
Blindschleiche in Saumbiotopen am Planungsgebietsrand. Das Vorkommen weiterer schattentole-
ranter Arten, wie die Waldeidechse (Zootoca vivipara), sind ebenfalls vorstellbar. Die Präsenz son-
nenhungriger, streng geschützter Arten, wie Mauer-, Zauneidechse oder Schlingnatter, sind dage-
gen aktuell unwahrscheinlich. Insbesondere der ehemalige Bahndamm kommt mit seiner lückigen 
Schotteraufschüttung als Ursprungshabitat in Frage. In Hinblick auf diese Tiergruppe ist der dortige, 
sukzessionsbedingt dichte Gehölzaufwuchs allerdings als kontraproduktiv anzusehen. Hier würde 
eine parzielle Freistellung und ein Offenhalten des Rohbodens sicherlich die Lebensraumoptionen 
für xerothermophile Arten(gruppen) auf einfache Weise deutlich steigern.  

Unter den ausgewählten Insektengruppen sind keine besonders geschützte Arten vorkommend. 
Von einer Optimierung ehemaliger Freiflächenbereiche, […] sowie einer extensiv gestalteten land-
wirtschaftlichen Wiesennutzung würden auch viele der Insektengruppen profitieren. Aktuell stellt die 
geplante Anlage einer großen Parkplatzfläche diesbezüglich keine Verschlechterung zur Ausgangs-
situation dar. 

[…]  

Fazit 

Die Prüfung der geplanten 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ in Weinsheim hin-
sichtlich der Erfüllung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG im vorliegenden Arten-
schutzbeitrag hat ergeben, dass unter Berücksichtigung der benannten Maßnahmen einer Zulas-
sung des Vorhabens keine artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen.“ 
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Demgemäß werden im Gutachten Vermeidungs- sowie weitere Kompensationsmaßnahmen für be-
sonders geschützte Arten aufgeführt. Die tabellarische Übersicht zu Vermeidungsmaßnahmen wird 
nachfolgend abgebildet. 

 

Abb.: Übersicht der Vermeidungsmaßnahmen (Quelle: Artenschutzgutachten Dez. 2022, S. 20) 

Zur vorsorglichen Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte werden Hinweise in den Bebau-
ungsplan aufgenommen, dass erforderliche Gehölzrodungen außerhalb der Vegetationszeit im Zeit-
raum vom 01.10. eines Jahres bis vor dem 01.03. des Folgejahres vorzunehmen sind. Ferner darf 
die Baufeldfreiräumung in den Randbereichen des Planungsareals (10 m-Streifen) nur im Zeitraum 
außerhalb der Überwinterung und Eiablage von Reptilien im Boden (also von 1. März bis Ende April 
oder vom 15. September bis zum 15. Oktober) begonnen werden. Demgemäß wird empfohlen, das 
Abschieben des Oberbodens aus Gründen der potentiellen Betroffenheit von Reptilien (Blindschlei-
che im Plangebiet nachgewiesen) in den Monaten von März bis Oktober durchzuführen, um Winter-
schläfer und Jungtiere möglichst wenig zu gefährden. Abweichungen von dieser Regelung sind ge-
mäß Gutachten unter Beteiligung einer ökologischen Baubegleitung möglich. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass bei Entdeckung gesetzlich geschützter, 
wild lebender Tiere während der Baumaßnahmen, die Untere Naturschutzbehörde unmittelbar in 
Kenntnis zu setzen ist (Vorsorgepflicht für evtl. notwendige, fachgerechte Rettungsmaßnahmen; 
Abwehr eines möglichen Umweltschadens). 

Zur Vermeidung von Kollisionsrisiken zwischen insektennachjagenden Fledermäusen und dem 
Straßenverkehr sowie zur Abwehr von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten wird der Einsatz 
von Leuchtmitteln (z. B. LED-Technik oder Natriumdampf-Hochdrucklampen) mit einer Farb-
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temperatur von 3.000 – 4.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) unter Ver-wendung vollständig gekap-
selter Leuchtengehäuse empfohlen, die kein Licht nach oben emittieren.  

Es sind im Plangebietsumfeld zwei Sitzstangen aus Rundholz als Sitzwarte für nahrungssuchende 
Greifvögel (Rotmilan und Turmfalke) zu errichten. 

Bei Begrünung der Freiflächen wird die Verwendung heimischer und standortgerechter Gehölze 
empfohlen. 

Geplante Begrünungsbereiche (randständig oder auf dem oben erwähnten Erdwall) sollten zur För-
derung wertgebender Tagfalterarten als Raupen- und Futterpflanzenangebot durch Einsaat von blü-
tenreichen Mischungen mit z. B. Sommerflieder (Buddleia spp.), Klee- und Hornkleearten (Trifolium 
spp. und Lotus spp.), Ginster (Genista spp.), Luzerne (Medicago sativa), Hopfenklee (Medicago lu-
pulina), Hufeisenklee (Hippocrepis comosa), Bunte Kornwicke (Coronilla varia), Wicken (Vicia spp.) 
sowie Thymian (Thymus spp.), Dost (Oreganum spp.) erfolgen. 

Die Aspekte können im objektbezogenen Baugenehmigungsverfahren als Nebenbestimmungen in 
die Baugenehmigung aufgenommen werden. 

Weiterhin wurden die drei folgenden Punkte als Kompensationsmaßnahmen im Artenschutzgutach-
ten benannt. Diese sind entsprechend in den bauplanungsrechtlichen Textfestsetzungen des Be-
bauungsplans berücksichtigt worden (kursiver Text): 

• Anlage von je zwei Astschnitt- und Steinhaufen in sonnenexponierter Lage auf freizustellende 
Bereiche des ehemaligen Bahndamms (inkl. Sandlinse als Untergrund) für im Planungsgebiets-
rand vorkommende Blindschleichen (Anguis fragilis) u. a. Reptilien. Alternativ kann der anfal-
lende Bodenabtrag für die Baufelderschließung in die Ausgleichsfläche am Nordrand des Pla-
nungsareals geschoben und dort zu einem Wall mit seichtem Hangabfall nach Süden und steiler 
Böschung nach Norden moduliert werden. In zwei gehölzfrei bleibenden Kuppenbereichen (je-
weils 3 m x 3 m) könnten die oben benannten Astschnitt-/ Steinhaufen ebenso sonnenexponiert 
platziert werden. Im südlichen Wallfußbereich ist eine dichte Strauchbepflanzung allerdings er-
forderlich, damit Eidechsen schnell erreichbare Versteckplätze finden, wenn sie auf der Park-
platzfläche von rangierenden Fahrzeugen „bedrängt“ werden.  

• Die Baumhecke am Ostrand des Planungsareals hat die Funktion einer Biotopvernetzung. Die-
se wird im Zuge der Einfahrtsverbreiterung verkürzt, bzw. die Lücke zum angrenzenden Baum-
heckenbestand vergrößert. Im Geäst kletternde, aber auch fliegende Tiere überwinden eine 10 
m-breite Gehölzlücke nicht immer problemlos. Daher ist eine Platzierung von jeweils einem 
großkronigen Baum beiderseits der Einfahrt ein Lösungsansatz, insbesondere, wenn sogar eine 
Überlappung der beiden Baumkronen auf lange Sicht erwartet werden kann, bzw. gefördert 
wird. Sollte die Errichtung eines Einfahrttors erwogen werden, können auch die seitlichen Stütz-
pfeiler über einen Torbogen miteinander verbunden werden. Bei Bühnenbau-ähnlicher Ausfüh-
rung (Rohrgestänge mit breiterer Grundfläche, die sich als Lauffläche eignet) und Begrünung 
mit Schlingpflanzen (z. B. mit Wildem Wein, Vitis vinifera, oder Parthenocissus tricuspidata, 
Waldrebe, Clematis spec., oder Geißblatt, Lonicera spec.) ist eine gleichwertige Funktion er-
reichbar.  

• Geplante Begrünungsbereiche (randständig oder auf dem oben erwähnten Erdwall) sollten zur 
Förderung wertgebender Tagfalterarten als Raupen- und Futterpflanzenangebot durch Einsaat 
von blütenreichen Mischungen mit z. B. Sommerflieder (Buddleia spp.), Klee- und Hornkleear-
ten (Trifolium spp. und Lotus spp.), Ginster (Genista spp.), Luzerne (Medicago sativa), Hopfen-
klee (Medicago lupulina), Hufeisenklee (Hippocrepis comosa), Bunte Kornwicke (Coronilla vari-
a), Wicken (Vicia spp.) sowie Thymian (Thymus spp.), Dost (Oreganum spp.) erfolgen. 
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Somit ist letztendlich nicht davon auszugehen, dass durch den Bebauungsplan und seine 
spätere Umsetzung die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG eintreten. Es ist nicht zu 
schlussfolgern, dass sich durch Störungen der Erhaltungszustand lokaler Populationen 
streng geschützter Arten verschlechtert. 

Abwägung / Fazit: 

Auf Ebene der Flächennutzungsplanung werden die landespflegerischen Zielvorstellungen und die 
planerischen Aussagen zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Abwägung nach § 1 (7) BauGB 
wird der vorbereiteten baulichen Nutzung der Vorrang eingeräumt, weil ein entsprechender planeri-
scher Bedarf gegeben ist. In die Abwägung werden folgende Aspekte einbezogen: 

1. Der Eingriff erfolgt in intensiv genutzte Wiesenflächen mit vergleichsweise geringer Habitataus-
stattung. 

2. Durch die bestehenden Gehölzränder im Westen, Süden und Osten wird der geplante Parkplatz 
optimal abgeschirmt. Dadurch werden negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild mini-
miert. 

3. Aufgrund der unmittelbaren Nähe zum bestehenden temporären Parkplatz weiter östlich wird 
die Verlagerung von Lärm- und Staubimmissionen an andere Stelle verhindert.  

Die Planung ist standortgebunden, da sie dem konkreten Platzbedarf einer im angrenzenden In-
dustriegebiet ansässigen Firma dient. Dem wirtschaftlichen Belang zur Firmenentwicklung ein-
schließlich der Sicherung und Erweiterung von Arbeitsplätzen wird der planerische Vorrang einge-
räumt. 

 

6.2 Landschaftsplanerische Bewertung zur Änderungsfläche Nr. 2 

Bestandsbeschreibung 

Der größte Teil der Änderungsfläche stellt sich als intensiv genutzte Ackerfläche dar. Zum Zeitpunkt 
der Bestandsaufnahme im Juni 2020 war die Fläche mit jungen Kohlpflanzen bestanden. Der nörd-
liche Bereich der Änderungsfläche überplant das derzeitige Firmengelände der Fima Stihl. Die Flä-
chen sind im derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan als Wallflächen mit Pflanzpflicht festgesetzt. 
Der östliche Bereich der Wallflächen stellte sich zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme aber als ve-
getationslose Flächen dar. 

Im Osten und Süden grenzen weitere Acker- und Weideflächen an das Plangebiet an. 

Unmittelbar südwestlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich das Naturschutzgebiet „Nie-
senberg bei Weinsheim“ mit Wacholder-Kalkhalbtrockenrasen. 
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Abb.: Blick auf die Änderungsfläche (September 2020) 
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Land- 
schafts- 
faktor 

Bestand/  
Beschreibung 

Empfindlichkeit/ 
Bewertung 

Planerische Empfehlung 

Land- 
schafts- 
bild/ 
Erholung 

Das Landschaftsbild im unmittelbaren Umfeld 
der Änderungsfläche ist bereits durch das be-
stehende Industrie- und Gewerbegebiet von 
Weinsheim sowie durch Siedlungsbebauung 
von Weinsheim und Gondelsheim geprägt. 

Durch das Planvorhaben verschiebt sich der In-
dustriegebietsrand weiter in Richtung Osten.  

Die Auswirkungen können durch Einhaltung der 
städtebaulichen Festsetzungen sowie der Ver-
lagerung des bestehenden Sichtschutzwalls an 
den neuen Plangebietsrand verbunden mit einer 
randlichen Eingrünung minimiert werden. 

Das Plangebiet hat keine besondere Bedeutung 
für die feierabendbezogenen Naherholung. Die 
bestehenden Wegeverbindungen bleiben erhal-
ten. Negative Auswirkungen sind hier durch die 
Planung entsprechend nicht zu erwarten. 

mittel Einhaltung der städtebauli-
chen und grünordnerischen 
Festsetzungen des Bebau-
ungsplans;  
 
Verwendung landschaftsty-
pischer Farben bei der äu-
ßeren Gestaltung.  
 
Randliche Eingrünung des 
Plangebiets 

Wasser-
haushalt 

Wasserschutzgebiete und Oberflächengewäs-
ser liegen innerhalb des Plangebietes und in 
dessen unmittelbarem Umfeld nicht vor.  
Die nächstgelegenen Oberflächengewässer 
sind der Vlierbach in einer Entfernung von ca. 
320 m in Richtung Norden und die Nims in einer 
Entfernung von ca. 543 m in Richtung Süden. 

Das Plangebiet liegt in der Grundwasserland-
schaft der devonischen Kalksteine. Als obere 
Grundwasserleiter des Plangebietes kommen 
entsprechend den Karten des Landesamtes für 
Geologie und Bergbau als Karst- als auch Kluft-
grundwasserleiter vor. Die Durchlässigkeit reicht 
entsprechen von mittel bis stark. Die Grundwas-
serneubildungsrate ist mit ca. 190 mm als mittel 
zu bewerten. Die mittlere Wasserhärte liegt bei 
17 °dH. 

Die Böden der Fläche sind durch die landwirt-
schaftliche Nutzung, durch Befahrung mit 
schweren Maschinen und Fahrzeugen bereits 
verdichtet. Die Versickerungsrate und der Was-
serhaushalt sind entsprechend bereits gestört. 

gering Minimierung der Versiege-
lung,  
 
Versickerung des anfallen-
den unbelasteten Oberflä-
chenwassers im Plangebiet,  
 
ordnungsgemäße Entsor-
gung der Abwässer,  
 
Erhöhung der Wasserspei-
cherkapazität des Bodens 
durch Pflanzung von Gehöl-
zen,  
 
Befestigung der Park- und 
Hofflächen mit nicht vollver-
siegelnden Belägen. 
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Boden Die Änderungsfläche liegt in der Bodengroß-
landschaft mit hohen Anteilen an carbonati-
schen Gesteinen. Es handelt sich um Standorte 
mit ausgeglichenem Wasserhaushalt; Standorte 
mit hohem Wasserspeicherungsvermögen mit 
schlechtem bis mittlerem natürlichem Basen-
haushalt.  
 
Nach den detaillierteren Bodenkarten des Lan-
desamtes für Geologie und Bergbau (Karten zu 
Bodeneigenschaften und Funktionen auf Grund-
lage der Bodenschätzung) kommt im Plangebiet 
schwerer Lehm als Bodenart vor. Die Ackerzahl 
liegt im Bereich zwischen 20 und 40. 
Die Böden der Fläche sind durch die landwirt-
schaftliche Nutzung, durch die Befahrung mit 
schweren Maschinen und Fahrzeugen bereits 
verdichtet. Der Eingriff erfolgt entsprechend 
nicht in einen unbelasteten Boden 

gering Minimierung der Versiege-
lung.  
 
Aufwertung des Bodens 
durch Pflanzungen und 
Nutzungsextensivierungen.  
 
Beachtung der DIN-
Vorschriften zum Umgang 
mit Boden.  
 
Vermeidung von zusätzli-
chen Schadstoffeinträgen in 
den Boden. 

Klima/ 
Luft- 
hygiene 

Verlust von Kaltluftproduktionsfläche durch Ver-
siegelung und Bebauung. Aufgrund der Gelän-
deneigung würde die entstehende Kaltluft in 
Richtung Norden abfließen. Die großen Gebäu-
de und der Sichtschutzwall stellen hier aber 
Hindernisse dar, so dass zu vermuten ist, dass 
die Kaltluft nach Osten in die freie Landschaft 
abfließt. Die Plangebietsfläche hat keine beson-
dere Bedeutung für die Kaltluftversorgung einer 
Siedlungslage. 
 
Im Umfeld des Plangebietes bleiben weiterhin 
Flächen für die Kaltluftproduktion bestehen. 

mittel Eingrünung des Plange-
biets, um den Anteil von 
Frischluftproduzenten zu 
erhöhen bzw. zu sichern,  
 
Minimierung der Flächen-
versiegelung. 

Arten 
und  
Biotope 

Überplanung von intensiv genutzten Ackerflä-
chen mit vergleichsweise geringer Habitataus-
stattung. 
 
Verlust potentieller Lebensraumstrukturen von 
Offenlandarten insbesondere von Vögeln und im 
Offenland jagenden Fledermäusen. 
Blütenreiche Saumstrukturen mit Bedeutung für 
Insekten und Kleintiere fehlen. 

gering 
 

Schaffung neuer (Ersatz-) 
Lebensräume und Anlage 
von Gehölzstrukturen,  
 
Reduzierung der versiegel-
ten und überbauten Flächen 
auf ein Mindestmaß. 
 
Anlage von Blühstreifen und 
Extensivwiesen 
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Übergeordnete Vorgaben: 

• Schutzgebiete: keine innerhalb der Änderungsfläche. Aber unmittelbar südwestlich angrenzend: NSG „Niesenberg 
bei Weinsheim“ 

• Planung vernetzter Biotopsysteme: Bestandskarte: Wiesen und Weiden mittlerer Standorte; Zielkarte: Entwick-
lung von Biotoptypen: Wiesen und Weiden mittlerer Standorte und magerer Standorte; Prioritätenkarte: Trockenbio-
tope der Prümer Kalkmulde 

• Regionaler Raumordnungsplan: „Sehr gut bis gut geeignete landwirtschaftliche Nutzfläche“, Hubschrauberlande-
platz 

• Wirksamer FNP mit integrierter Landschaftsplanung: teilweise „festgesetzte Ausgleichsfläche für Baugebiete“, 
teilweise „Flächen für Acker, Grünland oder Sonderkulturen, Anreicherung mit naturnahen Elementen auf mind. 5% 
Anteil“ und teilweise „Strukturreiches Gebiet mit Mindestanteil 15% naturnaher Elemente zur Einbindung von Orts-
rändern 

• Biotopkartierung Rheinland-Pfalz: keine innerhalb der Änderungsfläche. Aber unmittelbar südwestlich angren-
zend: Enzian-Schillergrasrasen, Niesenberg bei Weinsheim 

• Pauschal nach § 30 BNatSchG geschützte Flächen: keine innerhalb der Änderungsfläche. Aber unmittelbar 
südwestlich angrenzend: Enzian-Schillergrasrasen 

Gesamtbeurteilung/ Planungsempfehlung:  

Das Gelände der Firma Stihl GmbH ist im Westen und Norden bereits von Bebauung umgeben. Die Bestandssituation 
lässt deshalb lediglich die eine Erweiterung in Richtung Süden und Osten zu. In Richtung Süden fügt sich die Erweite-
rung in eine bestehende Lücke zwischen Niesenberg und Industriegebiet ein, so dass die Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild durch den Niesenberg bereits minimiert werden.  
Die Erweiterung des Betriebsgeländes ist zur Standortsicherung des Unternehmens notwendig. Bei Aufgabe des Stan-
dortes und Errichtung eines neuen größeren Betriebsgeländes würden voraussichtlich größere Auswirkungen auf Natur 
und Landschaft entstehen. 
Die Planung ist standortbezogen aufgrund der Sicherstellung der erforderlichen Betriebsabläufe und funktionalen Zu-
sammenhänge der überplanten Firma. Alternative Standorte liegen daher nicht vor. 
Zudem verfügt die Fläche über eine geringe Habitatausstattung, so dass es nicht zu erheblichen negativen Auswirkun-
gen auf Natur und Umwelt kommt. 

 

Artenschutz 

Durch Entscheidungen des europäischen Gerichtshofes und des Bundesverwaltungsgerichtes wur-
de klargestellt, dass artenschutzrechtliche Belange zusätzlich zur Eingriffsregelung zu beachten 
sind. Im Bundesnaturschutzgesetz wird zwischen besonders und streng geschützten Arten unter-
schieden (§ 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG).  

Die besonders geschützten Arten sind aufgeführt: 

- im Anhang A oder Anhang B der Verordnung über den Schutz von Exemplaren wildlebender 
Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels (EG Nr. 338/97). 

- in der Anlage 1, Spalte 2 zu § 1 der Bundesartenschutzverordnung (BArtSch-VO). 

- in Rechtsverordnungen nach § 54 (1) BNatSchG. 

Des Weiteren zählen die europäischen Vogelarten gemäß Artikel 1 der Richtlinie 79/409/EWG zu 
den besonders geschützten Arten. 
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Die streng geschützten Arten bilden eine Teilmenge der besonders geschützten Arten, für die noch 
strengere Vorschriften gelten. Dies sind die Arten, die im Anhang IV der FFH – Richtlinie (Richtlinie 
92/43 EWG) und in der Spalte 3 der BArtSch-VO aufgelistet sind.  

Die streng geschützten Arten bilden eine Teilmenge der besonders geschützten Arten, für die noch 
strengere Vorschriften gelten. Dies sind die Arten, die im Anhang IV der FFH – Richtlinie (Richtlinie 
92/43 EWG) und in der Spalte 3 der BArtSch-VO aufgelistet sind. 

Aufgrund ihrer überwiegend landwirtschaftlichen Nutzung hat die Fläche hauptsächlich eine Bedeu-
tung als Jagdrevier für Vögel und Fledermäuse. Gehölze werden lediglich in geringem Umfang im 
unmittelbaren Umfeld der Industriegebäude überplant. Blütenreiche Säume oder sonstige wertge-
bende Strukturen fehlen. Hinweise auf Vorkommen geschützter oder gefährdeter Arten sind zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

Auf Bebauungsplanebene wurde bereits ein Artenschutzgutachten in Auftrag gegeben und befindet 
sich bereits in der Durchführung. Nach bisherigen Aussagen des Artenschutzgutachters wurden 
keine unüberwindbaren Hindernisse erkannt, die der Planung entgegenstehen. Die Ergebnisse des 
Gutachtens werden im weiteren verbindlichen Bauleitplanverfahren in die Planunterlagen eingear-
beitet und sind dort entsprechend zu berücksichtigen. 

Das Vorkommen der im Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-
Pfalz im entsprechenden Raster aufgeführten Tag- und Nachtfalterarten ist weitestgehend dem 
südwestlich gelegenen Naturschutzgebiet „Niesenberg bei Weinsheim“ mit seinen Kalkmagerrasen 
geschuldet. Bei Aurorafalter, Braune Tageule, Dunkler Dickkopffalter, Ehrenpreis-Scheckenfalter, 
Grünader-Weißling, Hauhechel-Bläuling, Kleiner Sonnenröschen-Bläuling, Kleines Wiesenvögel-
chen, Landkärtchenfalter, Ochsenauge und Rotklee-Bläuling handelt es sich um Arten, die bevor-
zugt Mager- und Trockenrasenbiotopen, wie sie im Naturschutzgebiet „Niesenberg bei Weinsheim“ 
vorkommen, besiedeln. Ein Schwerpunktvorkommen der Arten im Plangebiet ist entsprechend nicht 
zu erwarten. Das Vorkommen von verirrten Einzelexemplaren kann jedoch nicht ausgeschlossen 
werden. 

Admiral und Kleiner Fuchs sind „Allerweltsarten“, die eine Vielzahl an Lebensräumen besiedeln. Ihr 
Vorkommen ist auch im Plangebiet möglich. Sie sind jedoch nicht auf besondere Bedingungen an-
gewiesen und in ihrem Bestand in Deutschland und Rheinland-Pfalz nicht gefährdet. 

Im Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz sind auch eine Viel-
zahl verschiedener Vogelarten aufgeführt. Für viele der Arten (Buchfink, Elster, Feldsperling, Gold-
ammer, Hausrotschwanz, Haussperling, Mauersegler, Mönchsgrasmücke, Rabenkrähe, Ringeltau-
bem, Rotkehlchen, Stieglitz und Zilpzalp) stellen lediglich die geringen Gehölzbestände im Bereich 
der Änderungsfläche einen potentiellen Lebensraum dar. Durch die Entnahme der Gehölze kommt 
es demnach zu einem Verlust von potentiellen Nist- und Quartierplätzen. Im Umfeld des Plangebie-
tes bleiben jedoch weiterhin ausreichend Gehölzbestände bestehen, sodass erhebliche Beeinträch-
tigungen der Arten durch die Planung nicht zu erwarten sind. Zudem werden im Bebauungsplan 
neue Gehölzpflanzungen festgesetzt. Dadurch werden neue Lebensräume für Vögel geschaffen. 

Die aufgeführten Greifvogelarten (Turmfalke, Rotmilan und Schwarzmilan) sind im Plangebiet als 
Überflieger und Nahrungsgäste zu erwarten. Im Umfeld bleiben aber ausreichend Offenlandfläche 
für die Nahrungssuche bestehen. 

Andere Arten wie der Graureiher, die Rauchschwalbe, das Sommergoldhähnchen und die Stocken-
te sind im Plangebiet aufgrund der vorhandenen Habitatstrukturen nicht zu erwarten. 
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Beeinträchtigungen im Zuge der Baumaßnahmen durch Lärm und ggf. Luftschadstoffe können nicht 
vollständig ausgeschlossen werden. Aufgrund der erheblichen Vorbelastungen durch das beste-
hende Industrie- und Gewerbegebiet stellen die temporären zusätzlichen Belastungen jedoch keine 
erhebliche Beeinträchtigung dar. 

Zur vorsorglichen Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte können Hinweise in den Bebau-
ungsplan aufgenommen werden, dass erforderliche Gehölzrodungen außerhalb der Vegetationszeit 
im Zeitraum vom 01.10. eines Jahres bis vor dem 01.03. des Folgejahres vorzunehmen sind. Es 
wird darauf hingewiesen, dass bei Entdeckung gesetzlich geschützter, wild lebender Tiere während 
der Baumaßnahmen, die Untere Naturschutzbehörde unmittelbar in Kenntnis zu setzen ist (Vorsor-
gepflicht für evtl. notwendige, fachgerechte Rettungsmaßnahmen; Abwehr eines möglichen Um-
weltschadens). 

Es ist letztendlich nicht davon auszugehen, dass durch den Bebauungsplan und seine spä-
tere Umsetzung die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG eintreten. Es ist nicht zu 
schlussfolgern, dass sich durch Störungen der Erhaltungszustand lokaler Populationen 
streng geschützter Arten verschlechtert. 

Abwägung / Fazit: 

Auf Ebene der Flächennutzungsplanung werden die landespflegerischen Zielvorstellungen und die 
planerischen Aussagen zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Abwägung nach § 1 (7) BauGB 
wird der vorbereiteten baulichen Nutzung der Vorrang eingeräumt, weil ein entsprechender planeri-
scher Bedarf gegeben ist. In die Abwägung werden folgende Aspekte einbezogen: 

1. Die Änderungsplanung dient der erforderlichen betrieblichen Erweiterung der unmittelbar an-
grenzend ansässigen Firma. 

2. Der Eingriff erfolgt überwiegend in intensiv genutzte Ackerflächen mit vergleichsweise geringer 
Habitatausstattung. 

3. Die Umsetzung des städtebaulichen Vorhabens an einer anderen Stelle würde voraussichtlich 
zu schwerwiegenderen Eingriffen in Natur und Landschaft führen, da das ganze Unternehmen 
umsiedeln müsste oder lange umständliche Transportwege entstünden. 

4. Die Planung ist standortgebunden, da sie dem konkreten Erweiterungsbedarf einer im Plange-
biet ansässigen Firma dient. Dem wirtschaftlichen Belang zur Firmenentwicklung einschließlich 
der Sicherung und Erweiterung von Arbeitsplätzen wird der planerische Vorrang eingeräumt. 
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T E I L  I I :  UM W E L T B E R I C H T E  

 UM W E L T B E R I C H T  ÄN D E R U N G SF L Ä C H E  NR .  1:  AU S Z U G  A U S  D E R  

BE G R Ü N D U N G  Z U R  6 .  ÄN D E R U N G  D E S  BE B A U U N G S P L AN S  

„ IN D U ST R I EG E B I ET “  

Im Rahmen des parallelen Bauleitplanverfahrens für die 6. Änderung des Bebauungsplans „Indust-
riegebiet“ wurde bereits ein umfangreicher und detaillierter Umweltbericht erstellt, um die voraus-
sichtlich erheblichen Umweltwirkungen zu ermitteln bzw. zu prognostizieren und zu bewerten. Auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung kann eine genauere Erheblichkeitsprognose für das Plan-
vorhaben getroffen werden als auf Ebene der Flächennutzungsplanung. 

Der Umweltbericht zum Bebauungsplan ist als Auszug untenstehend wiedergegeben.  

1 E I N L E I T U N G  

Im Umweltbericht werden die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen der Bebauungs-
planänderung ermittelt bzw. prognostiziert und bewertet. 

Die Inhalte für den Umweltbericht ergeben sich aus § 2 (4) BauGB in Verbindung mit § 1 (6) Nr. 7 
BauGB sowie §§ 2 a und 4 c BauGB. Zusammengefasst legt dieser § 2 (4) BauGB fest, dass Erläu-
terungen möglicher Auswirkungen des geplanten städtebaulichen Projektes auf die Umwelt darzu-
legen sind und eine Prognose zur Erheblichkeit der Umweltwirkungen für die einzelnen Schutzgüter 
zu treffen ist. 

Die Plan-Umweltprüfung ist eine in das Planungsverfahren integrierte unselbständige Prüfung der 
umweltrelevanten Auswirkungen der Planung. Diese Auswirkungen sind im Umweltbericht zu erfas-
sen, der Öffentlichkeit und den Trägern öffentlicher Belange zur Stellungnahme zu unterbreiten und 
zu bewerten. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse fließen in die planerische Abwägung nach § 1 
(7) BauGB ein. Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung im Bebauungsplanverfahren 
liegt bei der Gemeinde - sie ist hier die „zuständige“ Behörde. 

1.1 Anlass und Zielsetzung der Planung 

Die Ortsgemeinde Weinsheim beabsichtigt die 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“. 
Die Plangebietsfläche lässt sich innerhalb des bestehenden Industriegebiets von Weinsheim im 
Südosten der Ortslage einordnen und überplant einen Teil des Bebauungsplans „Industriegebiet“ in 
der Ur-Fassung. In der entsprechenden Ur-Fassung des Bebauungsplans ist die in Rede stehende 
Änderungsfläche als angerechnete Ausgleichsfläche festgesetzt. Bei dem Industriegebiet von 
Weinsheim handelt es sich um ein großes und bedeutsames Gebiet mit einer Vielzahl bedeutender 
Betriebe des produzierenden und verarbeitenden Gewerbes. 

Im östlichen Randbereich des Industriegebietes ist der Sitz der Firma Andreas Stihl AG & Co. KG 
gelegen, ein wirtschaftlich starkes Unternehmen und eines der größten und modernsten Magnesi-
um-Druckgusswerke Europas mit der Schwerpunktbearbeitung Magnesium-Druckguss sowie einer 
Gießerei und erfolgender Pulverbeschichtung. Anlass für die vorliegende Bebauungsplanänderung 
sind konkrete Planungen dieser bereits langjährig ansässigen Firma. 



Verbandsgemeinde Prüm 
Begründung zur 11. Änderung des Flächennutzungsplans 30850 

Seite 46 

 

08.12.2023

 

Die Firma Stihl AG & Co. KG beschäftigt aktuell am Standort in Weinsheim ca. 790 Mitarbeiter und 
ist einer der regional größten Arbeitgeber. In den letzten 3 Jahren konnte sich der Standort sehr po-
sitiv entwickeln. Dies führte neben signifikanten Investitionen in Gebäude und Anlagen auch zu ei-
nem Beschäftigungswachstum von etwa 140 Mitarbeitern. In der Wachstumsphase wurden auf dem 
Werksgelände noch vorhandene freie Flächen bebaut. Wesentliche Bauvorhaben in dieser Phase 
waren eine Produktionshalle, eine Lagerhalle, eine Erweiterung für den Ver- und Entsorgungsbe-
reich sowie die Errichtung eines neuen Logistikzentrums (Hochregallager) als die größte Einzelin-
vestition am Standort. 

Aufgrund der Bauaktivitäten ist ein Großteil vorhandener Mitarbeiterparkplätze weggefallen. Zur 
temporären Kompensation wurden hierfür Parkflächen von Dritten angemietet. Die angemieteten 
Flächen sind keine langfristige Lösung, da diese Flächen zeitlich befristet sind und die Verfügung 
nicht dauerhaft garantiert werden kann. Daher ist seitens der Firma Stihl AG & Co. KG beabsichtigt, 
werksangrenzende Flächen in räumlichem Zusammenhang an die bestehende Betriebsstätte zu 
kaufen und hier eine Stellplatzanlage für Mitarbeiter zu errichten. Auf diesen Flächen ist trotz der 
getroffenen Festsetzung als eingeschränktes Industriegebiet keine Nutzung zur Produktion geplant, 
sondern lediglich die Nutzung als Stellplatzfläche mit etwa 400 neuen Stellplätzen für die Mitarbei-
ter. Aus diesem Grund wird bauplanungsrechtlich nur die Errichtung einer Stellplatzanlage zugelas-
sen. Es liegen bereits Kaufverträge über den Ankauf der betroffenen Grundstücksflächen vor. 

Nach Beratung sprach sich der Ortsgemeinderat dafür aus, die Entwicklungsabsichten einer fir-
menbezogenen Stellplatzanlage für weitere Mitarbeiter des ansässigen Unternehmens zu unterstüt-
zen, um dieses weiterhin in der Ortsgemeinde Weinsheim zu halten und insbesondere die Arbeits-
plätze vor Ort zu sichern. Die vorliegende Planung dient somit der Standortsicherung sowie der 
wirtschaftlichen Entwicklung dieses Unternehmens und gewährleistet zusätzlich den Erhalt und den 
Ausbau von Arbeitsplätzen an diesem Standort. 

Zur Ermöglichung des vorliegenden Planvorhabens werden Änderungen der bisherigen Festset-
zungen des Ur-Bebauungsplans für das Industriegebiet erforderlich. Dies insbesondere im Hinblick 
auf die nutzungsbezogenen textlichen und zeichnerischen Festsetzungen des betroffenen Ände-
rungsbereiches. Da sich die Plangebietsfläche und der erforderliche Änderungsbereich innerhalb 
eines bereits rechtsverbindlich festgesetzten Bebauungsplangebietes (der ein Industriegebiet nach 
§ 9 BauNVO festsetzt) sowie innerhalb eines bauplanungsrechtlichen Außenbereiches nach § 35 
BauGB befindet, erfolgt zur Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung die Auf-
stellung der vorliegenden Änderungsplanung nach den Vorgaben des Baugesetzbuches im qualifi-
zierten zweistufigen Regelverfahren. Mit Erlangung der Rechtskraft der vorliegenden 6. Änderung 
des Bebauungsplans „Industriegebiet“ treten in den überplanten Teilen des Bebauungsplans in der 
Fassung vor der 6. Änderung die bisherigen Regelungen außer Kraft. 

Die äußere, verkehrliche Erschließung der Änderungsfläche ist bereits über die vorhandene „An-
dreas-Stihl-Straße“ gegeben. Über die „Andreas-Stihl-Straße“ ist entweder eine Anbindung an die 
Kreisstraße K 171 („Zum Bahnhof“) oder an die K 179 („Heiligenweg“) und somit an das regionale 
Straßennetz sichergestellt. Überregional münden die Kreisstraßen in die umliegenden Bundesstra-
ßen B 51 und B 410. 

Die in Rede stehende Änderungsfläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt. Hierdurch besteht keine Deckungsgleichheit zwischen der vorbereiten-
den und verbindlichen Bauleitplanung, sodass sich die Bebauungsplanänderung formal derzeit nicht 
nach § 8 (2) BauGB aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes entwickeln kann. Der Flä-
chennutzungsplan wird daher im Parallelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB entsprechend geändert. 
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1.2 Kurzdarstellung der Planänderungsinhalte 

Anlass der 6. Änderungsplanung ist die Planungsabsicht der langjährig ortsansässigen Firma Stihl 
AG & Co. KG über die Errichtung einer firmenbezogenen Stellplatzanlage. Die Plangebietsgröße 
beläuft sich auf etwa 2,40 ha und bietet ausreichend Platz für circa 400 Stellplätze. 

Die Änderungsfläche überplant einen Teil des Ur-Bebauungsplans „Industriegebiet“. Dieser setzt 
derzeit die in Rede stehende Fläche als Fläche für die Landwirtschaft fest. 

Für den Geltungsbereich der vorliegenden Planung wird im Zuge der Bebauungsplanänderung ge-
mäß § 1 (4) und (9) BauNVO ein „eingeschränktes Industriegebiet“ (GIEN) festgesetzt. Die zulässige 
Nutzung wird nur auf die Errichtung einer Stellplatzanlage mit einer zulässigen Überdachung / 
Überbauung der Stellplatzanlage mit einer Photovoltaikanlage bzw. –modulen sowie Zubehöranla-
gen beschränkt. Somit sind Hochbauten und Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO - mit 
einzelnen Ausnahmen von zweckgebundenen Anlagen wie z.B. Beleuchtungsanlagen und Schran-
kensystemen - nicht zulässig. 

Die Ausnahmen werden im Bebauungsplan wie folgt definiert: 

• zweckgebundene Anlagen wie z.B. Beleuchtungsanlagen und Schrankensysteme 

• Anlagen zur Oberflächenwasserrückhaltung und -beseitigung 

• Überdachung / Überbauung der Stellplatzanlage mit einer Photovoltaikanlage bzw. –modulen 
sowie Zubehöranlagen wie z.B. Trafostation 

• artenschutzbezogenen Ausgleichsmaßnahmen 

Als Maß der baulichen Nutzung gelten die durch die Nutzungsschablone im Bebauungsplan jeweils 
festgesetzten Höchstwerte. Für die Errichtung der firmenbezogenen Stellplatzanlage wird lediglich 
die Grundflächenzahl (GRZ) mit einem Wert von 0,8 festgesetzt. 

Am nördlichen und teils östlichen Plangebietsrand werden darüber hinaus zwei landespflegerische 
Flächen festgesetzt, der Ordnungsbereich A und der Ordnungsbereich B. Hierdurch werden erheb-
liche negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild minimiert. 

Zudem wird die Fläche des Ordnungsbereichs C als Fläche zur Niederschlagswasserbewirtschaf-
tung festgesetzt. Um die wasserwirtschaftlich-ökologischen Belangen zu berücksichtigen, wird wei-
terhin die Verwendung wasserdurchlässiger und versickerungsfähiger Beläge festgesetzt. Die Fahr-
spuren sowie Zu- und Abfahrtswege sind auch aus Gründen des Immissionsschutzes in asphaltier-
ter Ausführung zulässig. 

Einen Vergleich des Bebauungsplanes „Industriegebiet“ zwischen der Ur-Fassung und der vorlie-
genden 6. Änderung ermöglicht die nachfolgende Gegenüberstellung: 
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Abb.: Gegenüberstellung der Planauszüge: Ur-Bebauungsplan „Industriegebiet“ (links) und 
Fassung der vorliegenden 6. Änderung (rechts) (unmaßstäbliche Darstellungen) 

 

Verkehrliche Erschließung 

Die äußere, verkehrliche Erschließung der Änderungsfläche ist bereits über die vorhandene „An-
dreas-Stihl-Straße“ gegeben. Über die „Andreas-Stihl-Straße“ ist entweder eine Anbindung an die 
Kreisstraße K 171 („Zum Bahnhof“) oder an die K 179 („Heiligenweg“) und somit an das regionale 
Straßennetz sichergestellt. Überregional münden die Kreisstraßen an die umliegenden Bundesstra-
ßen B 51 und B 410 ein.  

Die sonstige innere Erschließung erfolgt in Eigenregie der Firma Stihl AG & Co. KG. Über den öst-
lich des Plangebiets angrenzenden Wirtschaftsweg kann die künftige Stellplatzanlage angefahren 
werden. Da die „Andreas-Stihl-Straße“ derzeit in einen ausgewiesenen Wirtschaftsweg übergeht, 
wird ein Teilbereich dieses Wirtschaftsweges in den Geltungsbereich der in Rede stehenden Ände-
rungsplanung aufgenommen und als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Hierzu gehört auch ein 
Abschnitt, der die bisher als festgesetzte Bahnanlage mit bereits vorhandener Bahnüberquerung 
vorgesehene Teilfläche betrifft. Anmerkung: Die Bahnanlage ist seit Jahren nicht mehr in Betrieb 
und wird in einen überregionalen Radweg zwischen Gerolstein und Prüm ausgebaut. Der Landes-
betrieb Mobilität Gerolstein weist in seiner Stellungnahme vom 11.07.2022 darauf hin, dass die 
Querung der Bahntrasse nur an der bisherigen Stelle erfolgen darf. 

Ferner ist durch die räumliche Nähe zur Betriebsstätte die fußläufige Erreichbarkeit zwischen der 
geplanten Stellplatzanlage und den Firmengebäuden gewährleistet. Optional könnte parallel zum 
derzeitigen Wirtschaftsweg ein Fußweg errichtet werden, dies obliegt jedoch der nachfolgenden 
fach- und objektspezifischen Erschließungsplanung. 

Landschaftsplanerische Festsetzungen 

So werden entlang der nördlichen und östlichen Plangebietsgrenze landespflegerische Flächen als 
randliche Eingrünung sowie Bepflanzungsfläche festgesetzt, in denen Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie Pflanzpflichten vorgesehen 
sind. Diese landespflegerischen Flächen dienen unter anderem orts- und landschaftsbildprägenden 
Belangen, der Ermöglichung einer Sichtabschirmung der künftigen Stellplatzanlage mit einherge-
hender Verringerung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild sowie der Kompensation von Ein-
griffen in Natur und Landschaft. 
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Diese zuvor beschriebenen Flächen werden je nach Festsetzung als Ordnungsbereich A und B 
festgesetzt. Entlang des Vlierbachs im nordöstlichen Bereich beträgt die breite der beiden Ord-
nungsbereiche A und B zusammen 10 m, um ausreichend Abstand zum Gewässer III. Ordnung zu 
gewährleisten. Somit kann den wasserwirtschaftlichen und -rechtlichen Belangen in der vorliegen-
den Bauleitplanung ausreichend Rechnung getragen werden. Weiter in Richtung Süden wird eine 
Breite von 5 m des Ordnungsbereichs A als ausreichend erachtet, da der Bach im Norden nach Os-
ten abknickt und hier im südlichen Bereich bereits eine Eingrünung auf der an das Plangebiet an-
grenzenden Parzelle vorhanden ist. 

Im Ordnungsbereich A ist das Anpflanzen eines 8,00 m breiten Streifens im Norden bzw. eines 5 m 
breiten Streifens im Osten mit Bäumen und Sträuchern festgesetzt. Es sind je 100 m² Pflanzfläche 1 
Baum und 10 Sträucher zu pflanzen. Eine Artenauswahl ist der entsprechenden Textfestsetzung 
sowie dem Anhang dieser Begründung zu entnehmen. In der Textfestsetzung wird auch die jeweili-
ge Mindestgröße der Pflanzen festgelegt, einerseits um eine gewisse Abgrenzung der Stellplatzflä-
che zu angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen zu gewährleisten, andererseits um nicht 
übergroße Pflanzen entstehen zu lassen. Die Pflanz- und Ansaatmaßnahmen sind zum nächstmög-
lichen Pflanz- und Saattermin nach Baufeldfreimachung fertig zu stellen. Die Pflanzungen sind auf 
Dauer zu erhalten, wozu eine mindestens 3-jährige Fertigstellungspflege mit Wässerung gehört. 
Abgängige Gehölze sind artgleich zu ersetzen. 

Die landespflegerische Fläche des Ordnungsbereiches B ist als artenreicher Blühstreifen zu entwi-
ckeln und dauerhaft zu pflegen. Dazu ist die Fläche mit regionalem Saatgut (z. B. Regiosaatgutmi-
schung Feldraine und Säume) anzusäen und zweimal im Jahr zu mähen. Das Mahdgut ist abzu-
transportieren. Der Mahdzeitpunkt der ersten Mahd sollte dabei aus artenschutzrechtlichen Grün-
den nicht vor Anfang Juli, der Zeitpunkt der zweiten Mahd nicht vor Mitte September liegen.  

Des Weiteren wird im Ordnungsbereich C eine Fläche zur Niederschlagswasserbewirtschaftung 
zeichnerisch festgesetzt. Gemäß Textfestsetzung ist das anfallende Niederschlagswasser dem 
Ordnungsbereich C zuzuführen und dort zurückzuhalten bzw. zu versickern. Dazu ist ein möglichst 
naturnah gestaltetes Erdbecken anzulegen. Verbleibende Freiflächen sind als extensiv genutztes 
Grünland zu entwickeln. Das Ziel einer extensiven Wiesennutzung wird durch eine zweimalige 
Mahd/Jahr erreicht. Die erste Mahd soll ab Mitte Juni, die zweite Mahd ab Mitte August erfolgen. 
Das Mahdgut ist zu entfernen. Düngung sowie der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sind nicht zu-
lässig. 

Artenschutzrechtliche Maßnahmen 

Zur Unterstützung der Biotopvernetzung ist im Bereich der geplanten südlichen Einfahrt eine Plat-
zierung von jeweils einem großkronigen Baum beiderseits der Einfahrt vorzusehen. Alternative: 
Sollte die Errichtung eines Einfahrttors erwogen werden, können auch die seitlichen Stützpfeiler 
über einen Torbogen miteinander verbunden werden. Bei bühnenbauähnlicher Ausführung (Rohr-
gestänge mit breiterer Grundfläche, die sich als Lauffläche eignet) und Begrünung mit Schlingpflan-
zen (z. B. mit Wildem Wein, Vitis vinifera, oder Parthenocissus tricuspidata, Waldrebe, Clematis 
spec., oder Geißblatt, Lonicera spec.) ist eine gleich-wertige Funktion erreichbar. 

Ferner ist die Anlage von je zwei Astschnitt- und Steinhaufen in sonnenexponierter Lage auf freizu-
stellende Bereiche des ehemaligen Bahndamms (inkl. Sandlinse als Untergrund) für im Planungs-
gebietsrand vorkommende Blindschleichen (Anguis fragilis) u. a. Reptilien vorzusehen. Alternativ 
kann der anfallende Bodenabtrag für die Baufelderschließung in die Ausgleichsflächen A und B am 
Nordrand des Planungsareals geschoben und dort zu einem Wall mit seichtem Hangabfall nach 
Süden und steiler Böschung nach Norden moduliert werden. In zwei gehölzfrei bleibenden Kuppen-
bereichen (jeweils 3 m x 3 m) könnten die oben benannten Astschnitt-/ Steinhaufen ebenso son-
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nenexponiert platziert wer-den. Im südlichen Wallfußbereich ist eine dichte Strauchbepflanzung 
vorzusehen (schnell erreichbare Versteckplätze bzw. Unterschlupffläche für Eidechsen). 

Bedarf an Grund und Boden: 

Gesamtgeltungsbereich    ca. 20.405 m² 

GI (nur Stellplatzanlage zulässig)    ca. 15.401 m² 

Straßenverkehrsfläche (Zufahrt)    ca.   1.133 m² 

Private Grünfläche Pflanzpflicht – OB A    ca.   2.014 m² 

Entwicklung eines Krautsaums – OB B    ca.   1.034 m² 

Private Grünfläche mit RRB – OB C   ca.      546 m² 

Fläche zur Gehölzerhaltung    ca.      277 m² 

2 VO R G A B EN  Ü B E R G E O R D N E T E R  PL A N U N G EN  

2.1 Regionaler Raumordnungsplan (RROP) Trier  

Inhalte des wirksamen RROP Trier von 1985/1995 

Die Ortsgemeinde Weinsheim gehört zur Verbandsgemeinde Prüm. Diese wiederum gehört zum 
Eifelkreis Bitburg-Prüm und damit zur Planungsregion Trier. 

In der Planungsregion Trier ist der Regionale Raumordnungsplan (RROP) aus dem Jahr 1985 mit 
der Teilfortschreibung von 1995 wirksam. Dieser wirksame RROP wird den grundlegend veränder-
ten allgemeinen Rahmenbedingungen jedoch nicht mehr in allen Bereichen gerecht. Das Verfahren 
zur Neuaufstellung des RROP wurde eingeleitet. Derzeit liegt ein Fortschreibungsentwurf von 2014 
mit diversen Fachbeiträgen vor und es wurde eine Abwägung durch die Regionale Planungsge-
meinschaft als Plangeberin vorgenommen. Die Gesamtfortschreibung ist unter anderem aufgrund 
von gesetzlichen Anforderungen des Landesnaturschutzgesetzes (nach diesen Vorgaben soll der 
RROP auch die Funktionen der Landschaftsrahmenplanung übernehmen) noch nicht abgeschlos-
sen. Zudem werden die Vorgaben aus dem Fortschreibungsentwurf des Landesentwicklungspro-
grammes (LEP) IV in den neuen RROP Trier einfließen. 

Im gültigen RROP wird die Stadt Prüm als Mittelzentrum zusammen mit der Signatur „Gewerblicher 
Entwicklungsort“ gekennzeichnet. Die Ortsgemeinde Weinsheim wird überwiegend von den Sied-
lungsflächendarstellungen für Wohnen sowie für Industrie und Gewerbe erfasst. Die Siedlungsflä-
che für Industrie und Gewerbe stellt das großflächig bestehende Industriegebiet von Weinsheim 
dar. 

Aufgrund der Kleinflächigkeit der Änderungsfläche ist aus der Gesamtkarte des wirksamen RROP 
von 1985/1995 die Flächendarstellung nicht eindeutig zuzuordnen, weshalb im entsprechenden 
nachfolgenden Planausschnitt lediglich die Lage der Fläche als schwarzer Kreis vermerkt ist. Die 
Änderungsfläche selbst befindet sich in einem Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft. Direkt west-
lich zur Fläche angrenzend ist die eingleisige Eisenbahnstrecke (G = Güterverkehr) dargestellt. Öst-
lich der Änderungsfläche ist der Verlauf des Vlierbaches ersichtlich. 
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Abb.: Ausschnitt aus dem wirksamen Regionalen Raumordnungsplan Trier mit eingezeich-
neter Lage der Änderungsfläche (schwarzer Kreis)  

(RROP-Tier 1985/1995; unmaßstäblich verkleinert) 

Bei dem zuvor genannten Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft handelt es sich um einen Grund-
satz und nicht wie bei Vorranggebieten um eine Zielvorgabe. Aussagen des RROP mit Grundsatz-
charakter (Vorbehaltsgebiete) sind der Planung grundsätzlich nicht entgegenstehend. Sie unterlie-
gen der bauleitplanerischen Abwägung, weshalb noch kein Zielkonflikt vorliegt. Weiterhin ist anzu-
merken, dass es sich bei dem RROP grundsätzlich nicht um parzellenscharfe Darstellungen han-
delt. Sie überlassen den untergeordneten Planungsebenen Interpretations- und Ausgestaltungs-
möglichkeiten gerade im Randbereich. 

Gemäß Kapitel 2.2.2 „Besondere Funktionen der Gemeinden“ - Unterkapitel 2.2.2.1 im RROP 
1985/1995 erfolgt die Ausgestaltung der Raum- und Siedlungsstruktur grundsätzlich im Rahmen der 
Eigenentwicklung. Hierzu gehören gemäß LEP insbesondere Bauflächenausweisungen, die der 
ortsverbundenen Wohnbevölkerung zeitgemäße Wohnverhältnisse ermöglichen und die örtliche 
Versorgung mit öffentlichen und privaten Dienstleistungen sowie die angemessene Entwicklung der 
örtlichen gewerblichen Wirtschaft sicherstellen. Auch in den Zielen Z 11 und Z 13 gemäß RROP 
2014 wird der Anspruch der Gemeinden auf ihre eigenständige örtliche Entwicklung verdeutlicht. 
Gemäß Ziel Z 13 sind Art und Maß der Eigenentwicklung von den Entwicklungschancen der Ge-
meinde abhängig und bedürfen daher einer begründeten, realistischen Bedarfsermittlung. 

Die Änderungsplanung stellt eine kleinflächige Eigenentwicklung des ortsansässigen Unternehmens 
Stihl AG & Co. KG im bestehenden Industriegebiet von Weinsheim dar. Infrastrukturell ist das In-
dustriegebiet über die umliegenden Kreisstraßen K 171 und K 179 sowie weiterhin über die Bun-
desstraßen B 51 und B 410 regional und überregional gut erreichbar.  

Besonders aufgrund der Entwicklungsmaßnahmen in den letzten Jahren sowie der langandauern-
den Bauaktivitäten in der genannten Firma, ist es zu einem spürbaren Wegfall eines Großteils an 
Mitarbeiterparkplätzen gekommen. Zusätzlich führt das deutliche Beschäftigungswachstum (derzeit 
790 Mitarbeiter) zu einem Engpass der zur Verfügung stehenden Stellplätze für Mitarbeiter. Die 
derzeit angemieteten Flächen für Parkplätze sind keine langfristige Lösung, da diese Flächennut-
zung zeitlich befristet ist und die Verfügung nicht dauerhaft garantiert werden kann. Daher ist sei-
tens der genannten Firma beabsichtigt, werksangrenzende Flächen in räumlichem Zusammenhang 
an die bestehende Betriebsstätte zu kaufen und dort eine Stellplatzanlage mit circa 400 Stellplätzen 
für Mitarbeiter zu errichten. 
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Die Ortsgemeinde unterstützt die Planungsabsichten und die wirtschaftliche Entwicklung der lang-
jährig ansässigen Firma Stihl AG & Co. KG, besonders wegen der Sicherung vorhandener und dem 
Ausbau neuer Arbeitsplätze. Dies stärkt die Wirtschaftlichkeit in Weinsheim, welches derzeit durch 
Gewerbeflächen bereits im großflächigen Rahmen geprägt ist. Aus wirtschaftlicher Sicht liegt es all-
gemein im beidseitigen Interesse, der vorliegenden Änderungsplanung bzw. dem Bedarf nach wei-
teren Stellplätzen ausreichend Rechnung zu tragen. Durch die getroffenen Festsetzungen für die 
Errichtung der Stellplatzanlage wird ein möglichst schonender Umgang mit Grund und Boden ange-
strebt. 

Im Hinblick auf die Darstellungen im wirksamen RROP 1985/1995 wird grundsätzlich darauf hinge-
wiesen, dass Siedlungsdarstellungen teilweise veraltet sind, da sich im Laufe der Zeit Entwicklun-
gen vollzogen haben. Der Fortschreibungsentwurf von 2014 bildet die tatsächliche Bestandssituati-
on des in Rede stehenden Plangebietes deutlicher ab. Daher wird nachfolgend auch auf diesen nä-
her eingegangen, auch wenn er noch nicht wirksam ist. 

Inhalte des Fortschreibungsentwurfs RROP Trier von 2014 

In der Fassung des Fortschreibungsentwurfs des RROP 2014 kommt der Ortsgemeinde Weinsheim 
keine zentralörtliche Funktion zu. Allerdings werden Weinsheim die besonderen Funktionen „Woh-
nen“, „Gewerbe“ und „Landwirtschaft“ zugewiesen. Prüm wird nach wie vor als Mittelzentrum dar-
gestellt.  

In der Gesamtkarte der Entwurfsfassung des RROP von 2014 wird die Lage der Änderungsfläche 
ebenfalls durch einen schwarzen Kreis umrandet dargestellt. Auf der Gesamtkarte unterliegt die in 
Rede stehende Änderungsfläche keiner Darstellung und wird in der Farbe Weiß gekennzeichnet. 
Konflikte mit den Darstellungen des RROP von 2014 werden grundsätzlich nicht erkannt. 

 

Abb.: Auszug aus der Gesamtkarte des RROP Trier mit eingezeichneter Lage der Änderungs-
fläche (schwarzer Kreis) (Entwurf des RROP 2014; unmaßstäblich verkleinert) 

Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete werden vorliegend nicht tangiert. Östlich zur Änderungsfläche be-
findet sich ein Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft und im Norden ein Vorbehaltsgebiet für den 
Grundwasserschutz. Beide Freiraumstrukturen bleiben von der vorliegenden Änderungsplanung 
unberührt. 
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Das großflächig bestehende Industriegebiet von Weinsheim liegt im Süden direkt angrenzend zur 
Änderungsfläche und wird als Siedlungsfläche für Industrie und Gewerbe dargestellt. Die Ortslage 
von Weinsheim wird entsprechend als Siedlungsfläche für Wohnen dargestellt. 

Zielkonflikte mit den Vorgaben des wirksamen RROP von 1985/1995 und der Fassung des 
Fortschreibungsentwurfs von 2014 für die Planungsregion Trier sind gemäß den vorstehen-
den Ausführungen nicht zu erkennen. 

2.2 Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Prüm 

Im Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Prüm mit integriertem Landschaftsplan von 2005 
wird die in Rede stehende Änderungsfläche als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Da durch 
die vorliegende Änderungsplanung ein eingeschränktes Industriegebiet festgesetzt und somit auf 
Flächennutzungsplanebene eine gewerbliche Fläche vorausgesetzt wird, besteht keine Deckungs-
gleichheit zwischen der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung. 

Die 6. Bebauungsplanänderung kann somit formal derzeit nicht nach § 8 (2) BauGB aus den Dar-
stellungen des Flächennutzungsplanes entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan wird im Paral-
lelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB entsprechend geändert. 

 

 

Abb.: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan und ein-
gezeichneter Lage des Plangebietes (roter Kreis) (unmaßstäbliche Darstellung) 
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2.3 Sonstige umweltrelevante übergeordnete Schutzgebiete  

Die Änderungsfläche liegt nicht in einem Natur- oder Landschaftsschutzgebiet, nicht in einem Na-
turpark und nicht in einem Natura 2000 Gebiet (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) oder in 
unmittelbar räumlicher Nähe zu einem solchen. 

Ferner weist das Plangebiet keine Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile auf. 
Auch im Sinne des § 30 BNatSchG naturschutzrechtlich geschützten Biotope und Vegetationsbe-
stände sind im Plangebiet nicht ausgewiesen. 

Der Gehölzstreifen unmittelbar östlich angrenzend ist als Biotoptyp BT-5704-0288-2009 „Wind-
schutzhecken nordöstlich Gondelsheim“ kartiert. Er wird nur in einem kleinflächigen Bereich im Sü-
den durch die Bebauungsplanänderung überplant, um eine Zufahrtsmöglichkeit für die geplante 
Stellplatzfläche zu erreichen. 

In der Planung vernetzter Biotopsysteme ist für das Plangebiet in der Bestandskarte nichts darge-
stellt. In der Zielkarte ist im östlichen Randbereich der Fläche die Entwicklung von Biotoptypen 
„Fließgewässer“ dargestellt. Diese Darstellung bezieht sich auf den östlich verlaufenden Vlierbach. 
In der Prioritätenkarte ist das Plangebiet als minimaler Teil einer großflächig dargestellten Fläche 
„Trockenbiotope der Prümer Kalkmulde/Magere Wiesen und Weiden mittlerer Standorte“ darge-
stellt. 

3 DA R S T EL L U N G  D ER  Z I E L E  D E S  UM WE L T S C H U T Z E S  

E I N S C H L Ä G I G E R  FA C H G E S E T Z E  U N D  F A C H P L Ä N E  

Im Hinblick auf die Ziele des Umweltschutzes sind folgende Fachgesetze und -pläne von Bedeu-
tung: 

Fachgesetze/-pläne Inhalt Berücksichtigung in vor-
liegender Planung durch… 

BauGB (Baugesetzbuch) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
in der derzeit geltenden Fassung 

Sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden, Vermeidung und Aus-
gleich erheblicher Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes und 
der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushaltes. 

- Einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 

- Randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung sowie Gestaltungsemp-
fehlungen 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung eines Blühstreifens 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542, In Kraft getreten 
am 01. März 2010), das durch Arti-

Erhaltung landschaftlicher Struktu-
ren; Erhaltung, Entwicklung und 
Wiederherstellung naturnaher und 
natürlicher Gewässer; Schutz der 

- Einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 
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kel 4 des Gesetzes vom 29. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1298) geändert 
worden ist, in der derzeit geltenden 
Fassung 

natürlichen und historisch ge-
wachsenen Artenvielfalt; Gering-
halten schädlicher Umwelteinflüs-
se durch landschaftspflegerische 
Maßnahmen; Ausgleich von Be-
einträchtigungen in Natur und 
Landschaft; Sicherung des Erleb-
nis- und Erholungsraumes des 
Menschen. 

- Randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung sowie Gestaltungsemp-
fehlungen 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung eines Blühstreifens 

- 10 m Abstand zum Gewässer 

- Maßnahmen zum Artenschutz 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) vom 28. September 
2005 (GVBI 2005, S. 387), neuge-
fasst am 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 
55 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2016 (GVBI, S. 583) in der derzeit 
geltenden Fassung 

Erhaltung landschaftlicher Struktu-
ren; Erhaltung, Entwicklung und 
Wiederherstellung naturnaher und 
natürlicher Gewässer; Schutz der 
natürlichen und historisch ge-
wachsenen Artenvielfalt; Gering-
halten schädlicher Umwelteinflüs-
se durch landschaftspflegerische 
Maßnahmen; Ausgleich von Be-
einträchtigungen in Natur und 
Landschaft; Sicherung des Erleb-
nis- und Erholungsraumes des 
Menschen. 

- Einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 

- Randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung sowie Gestaltungsemp-
fehlungen 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung eines Blühstreifens 

- 10 m Abstand zum Gewässer 

- Maßnahmen zum Artenschutz 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) vom 17. März 1998, 
das zuletzt durch Artikel 101 der 
Verordnung vom   31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) geändert worden 
ist, in der derzeit geltenden Fas-
sung 

Nachhaltige Sicherung oder Wie-
derherstellung der Funktionen des 
Bodens; Vermeidung von Beein-
trächtigungen seiner natürlichen 
Funktionen sowie seiner Funktion 
als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte. 

- Einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 

- Randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung sowie Gestaltungsemp-
fehlungen 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung eines Blühstreifens 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 
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Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
zuletzt durch Artikel 122 des Geset-
zes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 
626) geändert worden ist, in der 
derzeit geltenden Fassung 

Sicherung der Gewässer als Be-
standteil des Naturhaushalts und 
als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen, Gewährleistung einer 
nachhaltigen Entwicklung 

- Randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung eines Blühstreifens 

- Festsetzung zur Verwendung 
wasserdurchlässiger Beläge für 
Hof-, Park- und Stellplatzflä-
chen 

- 10 m Abstand zum Gewässer 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Wassergesetz für das Land Rhein-
land-Pfalz (Landeswassergesetz - 
LWG -) in der Fassung vom 14. Juli 
2015, zuletzt geändert durch § 28 
des Gesetzes vom 27. November 
2015 (GVBl. S. 383), in der derzeit 
geltenden Fassung 

Schutz der Gewässer vor ver-
meidbaren Beeinträchtigungen; 
sparsame Verwendung des Was-
sers; Bewirtschaftung der Gewäs-
ser, dass sie dem Wohl der Allge-
meinheit und im Einklang mit ihm 
auch dem Nutzen einzelner die-
nen. 

- Randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung eines Blühstreifens 

- Festsetzung zur Verwendung 
wasserdurchlässiger Beläge für 
Hof-, Park- und Stellplatzflä-
chen 

- 10 m Abstand zum Gewässer 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 
23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 03. Dezember 2014 (GVBl. 
S. 245), in der derzeit geltenden 
Fassung 

Erforschung und Erhaltung von 
Kulturdenkmälern und Denkmalbe-
reichen. 

- Hinweis auf Benachrichti-
gungspflicht der Denkmal-
schutzbehörde 

 
Weitere Fachgesetze: 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), neugefasst durch Bek. v. 
24.02.2010 (BGBl. l S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 2017 
(BGBl. l S. 1298) geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fassung (Sicherstellung ei-
ner wirksamen Umweltvorsorge) 

- Landeswaldgesetz von Rheinland-Pfalz (LWaldG) vom 30. November 2000 (GVBL. S. 504), 
zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 516), in der 
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derzeit geltenden Fassung (Erhalt, Schutz, gegebenenfalls Mehrung und Pflege von Wald 
durch Leistungen der Forstwirtschaft) 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I, S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI.I S. 1057), in der derzeit 
geltenden Fassung 

- Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298) geändert worden ist, 
in der derzeit geltenden Fassung (Schutz von Menschen, Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, 
Atmosphäre und Sachgütern vor schädlichen Umwelteinwirkungen) 

Als planerische Vorgaben werden die Inhalte des Regionalplanes und des Flächennutzungsplanes 
mit integrierter Landschaftsplanung sowie weiterer umweltrelevanter übergeordneter Planungen be-
trachtet. Ferner werden bestehende Schutzgebiete bzw. -objekte berücksichtigt. 

4 BE S T A N D  U N D  N A T Ü R L I C H E  G R U N D L A G E N  

4.1 Naturräumliche Gliederung 

Die Ortsgemeinde Weinsheim und das Plangebiet liegen in der Naturraumeinheit 276.91 Prümmer 
Kalkmulde. 

Dabei handelt es sich um eine schüsselförmige Kalkmulde mit zentralen Rücken- und Talsenken 
auf einer durchschnittlichen Höhe von 500 – 550 m über NN. Sie ist sowohl geologisch als auch 
durch ihre Nutzungsstrukturen deutlich von den waldreicheren umliegenden Landschaftsräumen 
abgegrenzt. Der zentrale Rücken aus wasserdurchlässigem Dolomit hebt sich über 50 m in einer 
Steilstufe gegen die wannenartig ausgebildeten Randbereiche der Mulde aus Gestein heraus. Im 
Dolomit hat die Erosion tief eingeschnittene Engtäler mit schroffen Felsformationen, wie zum Bei-
spiel in der „Schönecker Schweiz“ geschaffen.  

Wegen der Fruchtbarkeit der Böden ist die Prümmer Kalkmulde überwiegend landwirtschaftlich ge-
nutzt. Wald beschränkt sich weitgehend auf das Naturschutzgebiet „Schönecker Schweiz“ und klei-
nere Waldflächen auf den Kuppenlagen.  

4.2 Lage und Relief 

Das Plangebiet liegt im unmittelbaren östlichen Anschluss an das bestehende Gewerbe- und In-
dustriegebiet Weinsheim nur durch die stillgelegte und bewaldete Gleisanlage von diesem getrennt. 
Das Gelände fällt mit einer Neigung von circa 4,4 % in Richtung Osten und circa 2,5 % in Richtung 
Norden ab. 

4.3 Geologie und Böden 

Die Änderungsfläche liegt in der Bodengroßlandschaft mit hohen Anteilen an carbonatischen Ge-
steinen. Es handelt sich um Standorte mit ausgeglichenem Wasserhaushalt; Standorte mit hohem 
Wasserspeicherungsvermögen mit schlechtem bis mittlerem natürlichen Basenhaushalt.  

Nach den detaillierteren Bodenkarten des Landesamtes für Geologie und Bergbau (Karten zu Bo-
deneigenschaften und Funktionen auf Grundlage der Bodenschätzung) kommt im Plangebiet 
schwerer Lehm als Bodenart vor. Die Ackerzahl liegt im Bereich zwischen 20 und 40. 
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Die Böden der Fläche sind durch die landwirtschaftliche Nutzung, durch die Befahrung mit schwe-
ren Maschinen und Fahrzeugen bereits verdichtet. Der Eingriff erfolgt entsprechend nicht in einen 
unbelasteten Boden. 

Insgesamt wird die Schutzwürdigkeit des Bodens im Plangebiet als mittel bewertet. 

4.4 Wasserhaushalt 

Wasserschutzgebiete liegen im Änderungsbereich und dessen unmittelbaren Umfeld nicht vor. Un-
mittelbar entlang der östlichen Grenze des Plangebietes verläuft der Vlierbach, ein Gewässer III. 
Ordnung. 

Das Plangebiet liegt in der Grundwasserlandschaft der devonischen Kalksteine. Als obere Grund-
wasserleiter des Plangebietes kommen entsprechend den Karten des Landesamtes für Geologie 
und Bergbau als Karst- als auch Kluftgrundwasserleiter vor. Die Durchlässigkeit reicht entsprechen 
von mittel bis stark. Die Grundwasserneubildungsrate ist mit circa 190 mm als mittel zu bewerten. 
Die mittlere Wasserhärte liegt bei 17 °dH. 

Das Plangebiet hat eine mittlere Bedeutung für die Grundwasserneubildung. 

Die Böden der Fläche sind durch die landwirtschaftliche Nutzung, durch die Befahrung mit schwe-
ren Maschinen und Fahrzeugen bereits verdichtet. Die Versickerungsrate und der Wasserhaushalt 
sind entsprechend bereit gestört. 

Insgesamt besitzt das Plangebiet eine mittlere Bedeutung für den Wasserhaushalt. 

4.5 Klima 

Die Ortsgemeinde Weinsheim liegt im Bereich des Klimabezirks „Westliche Eifel”. Folgende Kenn-
werte charakterisieren den Klimabezirk: 

mittlere Jahrestemperatur: 7 – 8,5 °C 

mittlere Lufttemperatur in der Vegetationsperiode (Mai bis Juli): 13 – 14 °C 

Mittlere Zahl der Eistage im Jahr (<0 °C) 10 – 20 Tage 

Mittlere Zahl der Sommertage (>25 °C) 10 – 30 Tage 

Niederschläge Jahresmittel: 800 – 1100 mm 

Mittlere Niederschlagssumme in der Vegetationsperiode 300 – 400 mm 

Hauptwindrichtung: West-Südwest 

(Klimaatlas von Rheinland-Pfalz) 

Die Wiesenflächen im Plangebiet stellen grundsätzlich Kaltluftproduktionsflächen dar. Aufgrund der 
Topografie hat die Fläche aber weder eine besondere Bedeutung für die Frischluftversorgung des 
Industriegebietes noch der östlich gelegenen Gemeinde Gondelsheim. Die entstandene Frischluft 
fließt weiter in Richtung Südosten ab. 

4.6 Biotop- und Nutzungstypen, Tierwelt 

Die Änderungsfläche stellte sich während der Bestandsaufnahmen im Juni und September als in-
tensiv genutzte krautarme Wiesenflächen dar. Hinweise auf Vorkommen besonderer Pflanzenarten 
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gab es nicht. 

Westlich und südlich der Änderungsfläche befindet sich eine stillgelegte ehemalige Bahntrasse, die 
jetzt als grünes Gehölzband entlang der westlichen und südlichen Grenzen der Änderungsfläche 
entlangläuft. Weiter südlich, jenseits dieses Bandes befindet sich bereits das großflächig versiegelte 
und bebaute Industriegebiet. Östlich der Änderungsfläche verläuft ein geschotterter Wirtschaftsweg, 
der die ehemalige Bahntrasse im Süden quert und hier auf die Andreas-Stihl-Straße trifft. 

Die Änderungsfläche und der Wirtschaftsweg werden durch ein weiteres schmales Gehölzband 
(u. a. mit Erle, Weide, Mehlbeere, Berg-Ahorn, Rose) getrennt. Im nördlichen Bereich begleitet die-
ses Gehölzband die Uferbereiche des Vlierbaches. Dem Gehölzband vorgelagert in Richtung Wirt-
schaftsweg ist noch ein nitrophiler Saum aus Brennnesseln, Weidenröschen und vereinzelt Bären-
klau. Der Vlierbach knickt hier in Richtung Osten ab und wird weiter durch ein Gehölzband begleitet. 
Aber auch in Richtung Süden setzt sich der Gehölzstreifen fort. Gewässernahe Gehölze wie Erle 
oder Weide fehlen hier jedoch. 

Östlich des Wirtschaftsweges zwischen dem weiteren Verlauf des Vlierbachs im Norden und der 
stillgelegten Bahntrasse im Süden befindet sich eine temporär angelegte und mit Schotter befestig-
te Stellplatzfläche. Im nördlichen Bereich bildet eine lückig mit Vegetation bedeckter Streifen den 
Übergang zwischen Stellplatzanlage und den bachbegleitenden Gehölzbestand. 

 

Abb.: Biotop- und Nutzungstypenplan (unmaßstäbliche Darstellung; Legende siehe Anlage) 
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Schutzgebiete, seltene und geschützte Arten 

Naturdenkmale:  nicht betroffen 

Kartierte Biotope:  unmittelbar östlich angrenzend: BT-5704-0288-2009 
„Windschutzhecken nordöstlich Gondelsheim“ 

Nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope: nicht betroffen 

Nach § 15 LNatSchG geschützte Biotope: nicht betroffen 

Landschaftsschutzgebiete:  nicht betroffen 

Naturschutzgebiete:  nicht betroffen 

Natura 2000-Gebiete:  nicht betroffen 

Wasserschutzgebiete:  nicht betroffen 

Planung vernetzter Biotopsysteme:   

Bestandsdarstellung:   Keine Darstellung im Plangebiet 

 Entwicklungsziele:   Entwicklung von Biotoptypen „Fließgewässer“ 

 Prioritätenkarte:  Trockenbiotope der Prümer Kalkmulde/Magere Wie-
sen und Weiden mittlerer Standorte 

Naturpark  nicht betroffen 

4.7 Landschaftsbild und Erholung 

Aufgrund der Lage am Rand des Industriegebietes ist das Landschaftsbild bereits durch die beste-
hende Bebauung vorbelastet. Eingebettet in die Gehölzstreifen in Westen, Süden und Osten erge-
ben sich durch die Stellplatzanlage negative Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes nur in direk-
ter Nähe, ohne Fernwirkung.  

Durch zusätzliche Gehölzpflanzungen in Richtung Norden können die negativen Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild zusätzlich reduziert werden. Erhebliche Beeinträchtigungen sind entsprechend 
nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet hat keine besondere Bedeutung für die feierabendbezogenen Naherholung. 

Das Plangebiet hat für das Landschaftsbild und für die Erholungseignung eine geringe Bedeu-
tung. 

5 PR O G N O S E  Ü B ER  D I E  EN T W I C K L U N G  D E S  UM W EL T Z U ST A N D E S  

B E I  N I C H T D U R C H F Ü H R U N G  D E S  PL A N -VO R H A B E N S  (ST A T U S -
Q U O -PR O G N O S E )  

Bei der Nichtdurchführung des Planvorhabens werden sich keine bedeutsamen Veränderungen des 
Umweltzustandes ergeben. Die derzeitige intensive landwirtschaftliche Nutzung würde voraussicht-
lich weiter bestehen bleiben. 
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6 ER M I T T L U N G  U N D  BE W E R T U N G  PO T EN T I EL L  E R H E B L I C H E R  

UM W E L T A U S W I R K U N G E N  (PR O G N O S E  Ü B E R  D I E  EN T W I C K L U N G  

D E S  UM W E L T Z U S T A N D E S  B E I  DU R C H F Ü H R U N G  D E S PL A N -
VO R H A B E N S )  

Unter diesem Kapitel wird für die einzelnen Schutzgüter aufgelistet, welche als Parameter zur Beur-
teilung herangezogen werden. Anschließend erfolgt eine Beurteilung, inwieweit die Planung in ihren 
Auswirkungen für das jeweilige Schutzgut relevant ist. Am Ende steht eine abschließende Bewer-
tung der Erheblichkeit der Auswirkungen für das einzelne Schutzgut ohne Berücksichtigung der ge-
planten Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen. 

6.1 Schutzgut Fläche 
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Anlage-
bedingt 

Flächeninanspruchnahme von ca. 1,9 ha 
Landwirtschaftsfläche im Bereich der ge-
planten Stellplatzanlage. 

   
 

    
 

     

baubedingt Keine.     
 

    
 

    

betriebsbe-
dingt 

Keine.     
 

    
 

    

Maßnahmen 
positive Auswirkun-

gen d
ir

e
k
t 

in
d
ir

e
k
t 

s
e

k
u

n
d

ä
r 

k
u

rz
fr

is
ti
g
 

m
it
te

lf
ri

s
ti
g
 

la
n
g

fr
is

ti
g
 

s
tä

n
d

ig
 

te
m

p
o

rä
r 

g
re

n
z
ü
b

e
r-

s
c
h

re
it
e

n
d
 

Ausgleichs-
maßnahmen 

Festsetzung von 
Gehölzpflanzungen 
im Plangebiet in 
OB A 

 

Aufwertung von 
Grünflächen 

   
 

    
 

     

 Entwicklung eines 
artenreichen Blüh-
streifens in OB B 

   
 

    
 

     

 Entwicklung einer 
artenreichen Ex-
tensivwiese in OB 
C 

Erweiterung und 
Schaffung neuer 
Lebensräume für 
Flora und Fauna 
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Abschließende Bewertung 

Die Flächeninanspruchnahme ist standortbezogen aufgrund der Nutzung als betriebseigene 
Stellplatzanlage eines ansässigen Gewerbebetriebes. Aktuell wird temporär eine Fläche un-
mittelbar östlich an das Plangebiet angrenzend als Stellplatzfläche genutzt. Dieser wird nach 
Umsetzung des vorliegenden Bebauungsplans aufgegeben und zurückgebaut. 

Der aktuelle Planentwurf ist geringfügig größer als die temporär genutzte Stellplatzfläche. 
Es kommt daher zu einer vergleichsweise geringen zusätzlichen Flächeninanspruchnahme. 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche werden deshalb als nicht erheblich bewertet. 

6.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Das Schutzgut Fauna und Flora wird über die Erfassung von Biotoptypen und durch Auswertung 
von Informationen zu einzelnen Artenvorkommen bewertet. Die Beurteilung erfolgt über die Be-
trachtung der Arten- und Lebensraumfunktion. Die Arten- und Lebensraumfunktion bezeichnet die 
Eigenschaft der Biotoptypen, Tieren und Pflanzen Lebensraum zu bieten. Sie wird anhand der Kri-
terien Naturnähe, Gefährdung/gesetzlicher Schutz, Regenerierbarkeit und Prägung durch Standort-
extreme beurteilt. 

negative Auswirkungen d
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anlagebe-
dingt 

Verlust von intensiv genutzten Wiesenflä-
chen als Lebensraum für Insekten und 
Nahrungsraum für Vögel 

   
 

    
 

     

 Verlust von potentiellen Vogelnistplätzen 
und Fledermausquartieren durch Rodung 
von wenigen Gehölzen im Einfahrtsbe-
reich 

   
 

    
 

     

baubedingt Lärmbelastungen und Beeinträchtigungen 
durch Bewegungsunruhe in Folge der 
Herstellung 

   
 

   
 

  
 

 

betriebsbe-
dingt 

Lärmbelastungen und Beeinträchtigungen 
durch Bewegungsunruhe (Ziel- und Quell-
verkehr temporär morgens und abends, 
bzw. ggfs. zu den Schichtwechseln) 

   
 

    
 

  
 

 

Vorbelastungen und allgemeine Bewertungen 
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Besondere faunistische und floristische Schutztatbestände wurden in der Auswertung der fachbe-
zogenen übergeordneten Planungen und der örtlichen Bestandsaufnahme nicht erfasst. Der Ver-
lust der verhältnismäßig artenarmen Wiesenfläche kann durch die Anlage von artenreichen Kraut-
saumstrukturen und anderen funktional geeigneten Maßnahmen ausgeglichen werden. Ferner 
werden in dem auf Dezember 2022 datierten Artenschutzgutachten ergänzende Vermeidungs- und 
Kompensationsmaßnahmen für Vogelarten, Blindschleichen u.a. Reptilien sowie weitere Tierarten 
benannt. Somit steht die Zulassung des Vorhabens keinen artenschutzrechtlichen Belangen entge-
gen. 

Maßnahmen 
positive Auswir-

kungen d
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Vermei-
dungsmaß-
nahmen 

Gehölze sind zur 
Vermeidung arten-
schutzrechtlicher Kon-
flikttatbestände (ohne 
eine ökologische Bau-
begleitung) nur im 
Zeitraum vom 1. Ok-
tober eines Jahres bis 
Ende Februar des 
Folgejahres zu roden 

Vermeidung der 
Störung brüten-
der Vögel und 
der Tötung von 
Jungvögeln  

   
 

    
 

  
 

 

Vermei-
dungsmaß-
nahmen 

Baufeldfreimachung 
bzw.  Abschieben des 
Oberbodens in den 
Randbereichen des 
Planungsareals (10 m-
Streifen) außerhalb 
der Überwinterung 
und Eiablage von 
Reptilien (d.h. von 01. 
März bis Ende April 
oder vom 15. Sep-
tember bis zum 15. 
Oktober). Abweichun-
gen nur unter Beteili-
gung einer ökologi-
schen Baubegleitung. 

Vermeidung der 
Tötung und Ver-
letzung von 
Blindschleichen 
u.a. Reptilien 

   
 

    
 

  
 

 

Ausgleichs-
maßnahmen 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in OB 
A 

 

Schaffung poten-
tieller Nist- und 
Quartierplätze für 
Vögel und Fle-
dermäuse und 
Kleinsäuger 

   
 

    
 

     

 Entwicklung eines ar- Erweiterung und             
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tenreichen Blühstrei-
fens in OB B 

Schaffung neuer 
(Teil-) Lebens-
räume für Flora 
und Fauna, ins-
besondere für 
Insekten und 
Kleintiere 

  

 Entwicklung einer ar-
tenreichen Extensiv-
wiese in OB C 

Erweiterung und 
Schaffung neuer 
Lebensräume für 
Flora und Fauna 

   
 

    
 

     

 Platzierung von je-
weils einem großkro-
nigen Baum beider-
seits der Einfahrt oder 
bei Errichtung eines 
Torbogens seitliche 
Stützpfeiler miteinan-
der verbinden und be-
grünen 

Unterstützung 
der Biotop-
vernetzung 

   
 

    
 

     

 Anlage von je zwei 
Astschnitt- und Stein-
haufen in sonnenex-
ponierter Lage 

Erweiterung und 
Schaffung neuer 
Lebensräume für 
Flora und Fauna 

   
 

    
 

     

Abschließende Bewertung 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind 
erhebliche Beeinträchtigungen von Flora und Fauna zum derzeitigen Stand der Planung 
nicht zu erwarten. 

6.3 Schutzgut Boden 

Die Beurteilung der Bedeutung von Böden erfolgt über die Betrachtung der biotischen Lebensraum-
funktion, der natürlichen Ertragsfunktion, der Speicher- und Regulationsfunktion sowie der Funktion 
des Bodens als landschaftsgeschichtliche Urkunde. 

negative Auswirkungen 
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anlagebe-
dingt 

Beeinträchtigung der Boden- und Wasser-
funktionen der Fläche durch Befestigung 
von bisher intensiv genutzten Wiesenflä-
chen mit wasserdurchlässigen Belägen 
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baubedingt Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in den Boden durch Maschinen 
und Baufahrzeuge. 

    
 

   
 

  
 

 

betriebsbe-
dingt 

Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in den Boden durch parkende 
und Fahrende Fahrzeuge 

    
 

    
 

  
 

 

Vorbelastungen und allgemeine Bewertungen 

Grundsätzlich sind Eingriffe in das Schutzgut Boden qualitativ als erheblich zu bewerten. Dies liegt 
daran, dass das Schutzgut Boden nicht vermehrt werden kann. Durch die Festsetzung, dass nur 
wasserdurchlässige Beläge zur Befestigung zulässig sind, können die Auswirkungen minimiert 
werden. 

Maßnahmen positive Auswir-
kungen 
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Minimie-
rungsmaß-
nahmen 

Der Oberboden ist gemäß DIN 18915 nach 
Horizonten geordnet abseits vom Baube-
trieb zu lagern und vor Verdichtung oder 
Ähnliches zu schützen 

      
 

  
 

 

 Festsetzung zur Verwendung wasserdurch-
lässiger Beläge 

       

Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in OB 
A 

 

Boden wird gelo-
ckert und das 
Bodengefüge 
verbessert; Da-
mit werden auch 
die biologische 
Aktivität und die 
Puffer- und Fil-
terfunktionen des 
Bodens verbes-
sert 

   
 

    
 

    

 Entwicklung eines ar-
tenreichen Blühstrei-
fens in OB B 

Verbesserte Fil-
ter- und Puffer-
funktionen 

         

 Entwicklung einer ar-
tenreichen Extensiv-
wiese in OB C 

Verbesserte Fil-
ter- und Puffer-
funktionen 

      
 

     

Abschließende Bewertung 

Grundsätzlich sind zu erwartenden Auswirkungen auf das Schutzgut Boden als erheblich zu 
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bewerten. Unter Berücksichtigung der Vorbelastungen im Plangebiet sowie der festgesetz-
ten Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen kann das Bewertungsniveau „nicht erheb-
lich“ erreicht werden. 

6.4 Schutzgut Wasser 

Das Schutzgut Wasser wird in der Regel getrennt nach Grund- und Oberflächenwasser bewertet. 
Von Bedeutung sind die Wasserdargebotsfunktion, die Retentionsfunktion sowie die Funktion als 
Wertelement von Natur und Landschaft (Wasserqualität, Naturnähe etc.). 

negative Auswirkungen d
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anlagebe-
dingt 

Beeinträchtigung der Wasserfunktionen der 
Fläche durch Befestigung von bisher inten-
siv genutzten Wiesenflächen 

   
 

    
 

    

 Beeinträchtigungen des Grundwasser-
haushaltes und der Grundwasserneubil-
dung aufgrund des veränderten Abflussre-
gimes durch die Oberflächenbefestigung 

   
 

    
 

    

baubedingt Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in Boden und Grundwasser 

    
 

   
 

  
 

 

betriebsbe-
dingt 

Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in Boden und Grundwasser 

    
 

    
 

  
 

 

Maßnahmen 
positive Auswir-

kungen d
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Vermei-
dungsmaß-
nahmen 

Minimierung der der 
Versiegelung auf das 
nötige Mindestmaß 

Vermeidung un-
nötiger zusätzli-
cher Auswirkun-
gen auf den 
Wasserhaushalt 

   
 

    
 

    

Minimie-
rung- und 
Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in OB 
A 

 

Boden wird gelo-
ckert und das 
Bodengefüge 
verbessert; Da-
mit wird auch die 
Wasserre-
tentionsfunktion 
des Bodens ver-
bessert 
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Wasserrückhal-
tung durch das 
Blattwerk 

Abstand der Be-
festigung zum 
Gewässer 

 Entwicklung eines ar-
tenreichen Blühstrei-
fens in OB B 

Verbesserte Fil-
ter- und Puffer-
funktionen. 

Abstand der Be-
festigung zum 
Gewässer 

   
 

    
 

    

 Fläche für die Nieder-
schlagswasserbe-
wirtschaftung in OB C 

Ortsnahe Rück-
haltung u./o. 
Versickerung von 
Oberflächenwäs-
ser 

      
 

     

Abschließende Bewertung 

Unter Berücksichtigung der geplanten Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen gehen 
von dem geplanten Vorhaben keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser aus. Ohne Berücksichtigung der geplanten Minimierungs- und Ausgleichsmaßnah-
men ist das Schutzgut erheblich betroffen. 

6.5 Schutzgut Luft und klimatische Faktoren 

Die Beurteilung des Schutzgutes Luft und klimatische Faktoren erfolgt über die Betrachtung der bi-
oklimatischen Ausgleichsfunktion. Die bioklimatische Ausgleichsfunktion beschreibt die Kaltluftent-
stehung und den -transport sowie die Frischluftentstehung und den -transport. 

negative Auswirkungen d
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anlagebe-
dingt 

Verlust von Kaltluftproduktionsfläche sowie 
von einzelnen Frischluftproduzenten 

   
 

    
 

    

baubedingt Luftverunreinigungen durch Schadstof-
femissionen von Baumaschinen und -
fahrzeugen. 

   
 

   
  

  
 

 

betriebsbe-
dingt 

Schadstoffemissionen durch Fahrzeuge    
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Maßnahmen 
positive Auswir-

kungen d
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Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in OB 
A  

Erhöhung der 
Zahl der Frisch-
luftproduzenten 
zur Frischluftver-
sorgung des Ge-
bietes 

   
 

    
 

    

Abschließende Bewertung 

Erheblich negative Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und klimatische Faktoren sind 
nicht zu erwarten. 

6.6 Schutzgut Biologische Vielfalt 

Die Beurteilung der Bedeutung des Schutzgutes Biodiversität erfolgt über die Betrachtung der Bio-
topverbundfunktion, dem Vorkommen von Ziel- oder Leitarten und des Strukturreichtums. 

negative Auswirkungen d
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Anlage-
bedingt 

Verlust strukturarmer und artenarmer Wie-
senflächen 

   
 

    
 

    

 Verlust von Einzelgehölzen    
 

    
 

    

bau- und 
betriebsbe-
dingt 

Keine     
 

    
 

     

Vorbelastungen und allgemeine Bewertungen 

Im Plangebiet gibt es keine kartierten Biotope oder nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz pauschal 
geschützten Biotope. Das Plangebiet weist eine geringe Strukturvielfalt auf. 

 

Maßnahmen positive Auswir-
kungen 
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Vermei- Pflanzung von Gehöl- Höhere Struktur-            
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dungsmaß-
nahmen 

zen in OB A vielfalt   

Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Entwicklung eines ar-
tenreichen Blühstrei-
fens in OB B 

Höhere Struktur-
vielfalt 

   
 

    
 

    

 Entwicklung einer ar-
tenreichen Extensiv-
wiese in OB C 

Höhere Struktur-
vielfalt 

      
 

     

 Platzierung von jeweils 
einem großkronigen 
Baum beiderseits der 
Einfahrt oder bei Errich-
tung eines Torbogens 
seitliche Stützpfeiler 
miteinander verbinden 
und begrünen 

Unterstützung 
der Biotopver-
netzung 

   
 

    
 

     

 Anlage von je zwei Ast-
schnitt- und Steinhau-
fen in sonnenexponier-
ter Lage 

Erweiterung und 
Schaffung neuer 
Lebensräume für 
Flora und Fauna 

   
 

    
 

     

Abschließende Bewertung 

Das Schutzgut Biodiversität ist von dem Planvorhaben nicht erheblich betroffen. 

6.7 Schutzgut Landschaft 

Die Beurteilung der Bedeutung der Landschaft ist vor allem vor dem Hintergrund der Landschaft als 
weichem Standortfaktor zu betrachten und wird über die Betrachtung der Funktionen Landschafts-
bild und Erholungsfunktion beurteilt. 

Das Landschaftsbild ist im Wesentlichen geprägt durch das großflächige Gewerbe- und Industrie-
gebiet, aber auch die angrenzenden weitläufigen Acker- und Grünlandflächen. 

Die geplante Stellplatzanlage fügt sich zwischen das Gehölzband der westlich und südlich verlau-
fenden stillgelegten Bahngleise und dem teilweise gewässerbegleitenden und teilweise Wegebe-
gleitenden Gehölzstreifen im Osten. Dadurch werden erhebliche negative Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild minimiert. Eine zusätzliche Eingrünung mit Gehölzen in Richtung Norden soll die-
sen Effekt unterstützen. Die Stellplatzfläche entfaltet daher keine weithin sichtbaren negativen Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild. 

Das Plangebiet hat keine besondere Bedeutung für die feierabendbezogenen Naherholung. Negati-
ve Auswirkungen sind hier durch die Planung entsprechend nicht zu erwarten. 

Von der Planung gehen keine erheblich negativen Umweltauswirkungen auf das Schutzgut 
Landschaft und Erholung aus. 
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6.8 Natura 2000 

Das Plangebiet liegt nicht in einem Natura 2000-Gebiet und nicht in relevanter räumlicher Nähe zu 
einem solchen. Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und den Schutzzweck eines Natu-
ra 2000-Gebietes sind entsprechend nicht zu erwarten. 

6.9 Schutzgut Bevölkerung und Gesundheit des Menschen 

Unter dem eigentlichen Schutzgut Bevölkerung / Gesundheit des Menschen wird lediglich das ge-
fasst, was durch die Beurteilung der anderen Schutzgüter nicht abzudecken ist. Hier steht insbe-
sondere die Wohn- und Wohnumfeldfunktion im Vordergrund. Das Wohnen und die Wohnumfeld-
funktion bezeichnen die Eigenschaft des Wohn- und Arbeitsumfeldes des Menschen bezüglich sei-
ner Ansprüche Wohnen, Erholen und Arbeiten. Sie werden anhand der Kriterien Art der baulichen 
Nutzung, Verlärmungsgrad / Schallintensität und erweitertes Wohnumfeld beurteilt. 
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anlagebe-
dingt 

Keine          

baubedingt Schallemissionen und Beeinträchtigungen 
durch Bewegungsunruhe im Rahmen der 
Bauarbeiten 

       

betriebsbe-
dingt 

Potentielle Störungen der Arbeiter durch 
Schall, Bewegungsunruhe und Ab-
gasemissionen im Zuge der Nutzung der 
Stellplatzanlage 

        

Abschließende Bewertung 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Anschluss an bestehende Gewerbe- und Industrie-
bauten und außerhalb der Nähe von Siedlungslagen und anderer wohnbaulicher Nutzungen, 
sind durch die Änderungsplanung keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Be-
völkerung und Gesundheit des Menschen zu erwarten. 

Zur präzisen Bewertung der zu erwartenden Schallimmissionen wurde seitens der Plangeberin ein 
schalltechnisches Gutachten in Auftrag gegeben. Dieses Gutachten mit dem Titel „6. Änderung des 
Bebauungsplans ‚Industriegebiet‘ Ortsgemeinde Weinsheim“, datiert auf den 04.05.2021, ist der 
vorliegenden Begründung als separate Anlage beigefügt und kann somit vollumfänglich eingese-
hen werden. Das Gutachten des Schalltechnischen Beratungsbüros GSB kommt zu folgenden ab-
schließenden Ergebnissen (kursiver Text): 

„[…] Anlagenlärm 

Es wird anhand des Kriteriums nach Nr. 2.2 der TA-Lärm ‘Einwirkungsbereich einer Anlage‘ ge-
prüft, ob durch den geplanten Parkplatz schädliche Umwelteinwirkungen nach Nr. 2.1 TA-Lärm 
bzw.  
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§ 3 BImSchG zu erwarten sind. Die schalltechnischen Ergebnisse zu den Beurteilungs- und Spit-
zenpegeln ergeben, dass sich innerhalb des Einwirkungsbereichs der geplanten Stellplätze keine 
schutzwürdigen Nutzungen befinden. Somit können schädliche Umwelteinwirkungen nach Nr. 2.1 
TA-Lärm bzw. § 3 BImSchG ausgeschlossen werden. Aus schalltechnischer Sicht sind somit keine 
Festsetzungen zu treffen. Die vorgeschlagene Vorgehensweise stimmt auch mit den bisherigen 
Festsetzungen des Bebauungsplans ‘Industriegebiet‘ überein. Für die bestehenden Stellplätze in-
nerhalb des Plangebiets sieht der Bebauungsplan ‘Industriegebiet‘ ebenfalls keine Festsetzung von 
zulässigen Schallleistungspegeln vor. 

Zunahme Verkehrslärm 

Die Verkehre zum und vom geplanten Parkplatz finden bereits im Status quo größtenteils statt. Die 
Errichtung des Parkplatzes bedingt lediglich, dass sich die Parkverkehre von den bisher angemie-
teten, temporär genutzten Flächen auf den neuen Parkplatz verlagern. Eine Verkehrszunahme ist 
insofern nur durch weitere Entwicklungsabsichten der Firma STIHL AG & Co. KG zu erwarten. 

Bei der Errichtung des Parkplatzes handelt es sich um eine einzelne Anlage. Daher wird es als 
sachgerecht angesehen, die Kriterien nach Nr. 7.4 der TA-Lärm zur Bewertung der Zunahme des 
Verkehrslärms heranzuziehen. 

Nach TA-Lärm ist die Zunahme des Verkehrslärms in Gewerbe- und Industriegebieten nicht unter-
suchungsrelevant. Die Nutzungen entlang der Andreas-Stihl-Straße befinden sich innerhalb von In-
dustriegebieten. Innerhalb dieser Gebiete sind Verkehrszunahmen erwartbar. 

Die Zunahme des Verkehrslärms wird auf Ebene der Bauleitplanung als zumutbar eingestuft. Maß-
nahmen organisatorischer Art bzw. weitere Schallschutzmaßnahmen sind nicht vorzusehen.“ 

Es sind somit keine weitergehenden Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 

Es sind somit keine erheblich negativen Umweltwirkungen in Bezug auf das Schutzgut zu 
erwarten. Erhebliche negative Auswirkungen auf das Arbeitsumfeld sind daher ebenfalls 
nicht zu erwarten.  

6.10 Wechselwirkungen / Wirkungsgefüge 

Die Betrachtung der Wechselwirkungen trägt der Tatsache Rechnung, dass die Umwelt ein funktio-
nales Wirkungsgefüge ist. Dieses Wirkungsgefüge kann über die Darstellung und Bewertung der 
einzelnen Schutzgüter nicht in seiner Gesamtheit abgebildet werden. Die Wechselwirkungen wer-
den in schutzgutinterne und schutzgutübergreifende Wechselwirkungen unterteilt. Hinzu kommen 
Wirkungsverlagerungen, die aber erst auf der Ebene der Konfliktminimierung und Maßnahmenemp-
fehlungen deutlich werden. 

Im Fall der vorliegenden Planung sind zwischen den einzelnen Schutzgütern keine bewer-
tungsrelevanten Wechselwirkungen zu erwarten. Auch Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern und Natura 2000-Erhaltungszielen oder -zielarten sind nicht zu erwarten. 

6.11 Schutzgut Sachwerte 

Die Definition der Sachwerte in der Planung wird gegenwärtig kontrovers diskutiert. Als Sachwerte 
gelten Bestandteile der natürlichen Ressourcen, wie zum Beispiel Bodenschätze oder Energieres-
sourcen. In der vorliegenden Studie werden unter dem Begriff Sachwerte Bodenschätze und Inves-
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titionsgüter verstanden, die durch die Planung in ihrem Fortbestand oder in ihrer Rentabilität ge-
fährdet wären. 

Sachwerte in diesem Sinne sind für das Plangebiet nach derzeitigem Kenntnisstand nicht bekannt 
und daher nicht bewertungsrelevant. 

Von der Planänderung gehen nach derzeitigem Kenntnisstand keine negativen Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Sachwerte aus. 

6.12 Schutzgut kulturelles Erbe 

Kulturgüter sind kulturell bedeutsame Objekte und Nutzungen von kulturhistorischer Bedeutung wie 
zum Beispiel Baudenkmäler, Bodendenkmäler oder historisch bedeutsame Park- und Gartenanla-
gen. Im Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Kulturgüter bekannt. 

Denkmalgeschützte oder archäologische Befunde und Funde sind im Plangebiet bisher nicht be-
kannt. Seitens der Unteren Denkmalschutzbehörde bei der Kreisverwaltung Bitburg-Prüm wurden 
im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gegen die vorgesehene Planung keine grundsätz-
lichen Bedenken vorgetragen. Es wurde ein Hinweis zur Aufnahme in die Planung gegeben. Die 
Aussagen wurden in den bestehenden Hinweis zum Denkmalschutz auf der Planurkunde integriert 
und dieser aktualisiert. 

Der Hinweis zum Denkmalschutz findet sich in der Rubrik „Hinweise“ auf der Planurkunde und lau-
tet wie folgt (kursiver Text): 

„Denkmalschutz: Sollten bei Erdarbeiten, Bau- oder Abbrucharbeiten prähistorische oder 
historische Gegenstände (bewegliche oder unbewegliche), von denen bei ihrer Entdeckung 
anzunehmen ist, dass sie Kulturdenkmäler sind oder als solche gelten, gefunden werden, 
oder Flurdenkmäler durch die Baumaßnahme betroffen sein, ist dies unverzüglich der 
Denkmalfachbehörde (Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Landesarchäologie, 
Außenstelle Trier (Rheinisches Landesmuseum), Tel: 0651/9774-0 o. landesmuseum-
trier@gdke.rlp.de ) mündlich oder schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige kann auch bei der Un-
teren Denkmalschutzbehörde, Kreisverwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm (Tel: 
06561/15-0 o. info@bitburg-pruem.de), der Verbandsgemeindeverwaltung oder der Ge-
meindeverwaltung erfolgen; diese leiten die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbe-
hörde weiter. Anzeigepflichtig sind der Finder, der Eigentümer des Grundstückes, sonstige 
über das Grundstück Verfügungsberechtigte, der Besitzer des Grundstücks und der Leiter 
der Arbeiten, bei deren Durchführung der Fund entdeckt wurde; die Anzeige durch eine die-
ser Personen befreit die Übrigen.“ 

Von der Planung gehen aller Voraussicht nach keine erheblichen negativen Auswirkungen 
auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachwerte aus. 

6.13 Summationswirkungen 

Bei der Frage nach der Verträglichkeit eines Vorhabens sind neben den unmittelbar dem Vorhaben 
zugeordneten Wirkungen auch solche zu berücksichtigen, die im Zusammenwirken mit anderen 
Plänen oder Projekten eine erhebliche Beeinträchtigung zur Folge haben können. Dies ist eine Vor-
gabe im Lichte des Vorsorgeprinzips, da die räumlich-zeitliche Verdichtung von Belastungen zu 
Umweltveränderungen führen können, die einen Lebensraum schleichend entwerten, ohne dass 
dies bei der Betrachtung von Einzelfaktoren eines Projektes erkennbar würde. Daher sind die Er-
mittlungen und Bewertungen von Summationswirkungen in der Regel ebenfalls Prüfgegenstand. 
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Derzeit befindet sich auch die 7. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ im Verfahren. 
Gegenstand der 7. Änderung ist die Schaffung der baurechtlichen Grundlage für die Erweiterung 
der Gewerbe- und Industrieflächen für Produktionsflächen der Firma Stihl AG & Co. KG im südöstli-
chen Anschluss an das Industriegebiet in den bisherigen Außenbereich hinein. 

Hierdurch kommt es zu einem weiteren Verlust von Offenlandflächen für die Kaltluftproduktion und 
als Lebensraum. Außerdem werden weitere Flächen versiegelt und Boden- und Wasserfunktionen 
gehen verloren. 

Erhebliche kumulierende Auswirkungen können durch die Festsetzung von funktional ge-
eigneten Ausgleichsmaßnahmen in beiden Bebauungsplänen vermieden werden. 

Daher ist derzeit nicht von erheblichen kumulierenden Auswirkungen von beiden Planungen 
auszugehen. 

7 EM I S S I O N S V E R M E I D U N G ,  NU T Z U N G  R E G E N E R A T I V E R  EN E R G I E N ,  

EN E R G I E E I N S P A R U N G ,  S A C H G ER E C H T E R  UM G A N G  M I T  

AB F Ä L L E N  U N D  AB W Ä S S E R N  

Eine Emissionsvermeidung kann bei vorliegender Planung nur bei Verzicht der Planung erreicht 
werden. Der Planverzicht steht jedoch konträr zur Planungsintention des Vorhabenträgers, da die 
Stellplatzanlage für den Betrieb notwendig ist. 

Die Bereiche Nutzung regenerativer Energien und Energieeinsparung sind von der Planung nicht 
betroffen. 

8 M A ß N A H M E N  Z U R  VE R M E I D U N G ,  Z U R  VE R R I N G E R U N G  U N D  Z U M  

AU S G L E I C H  D ER  ER H E B L I C H EN  UM WE L T W I R K U N G E N  

In diesem Kapitel sind nach den Vorgaben des Baugesetzbuches Aussagen zu Maßnahmen zur 
Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich prognostizierter erheblicher Umweltwirkungen zu 
treffen. Der Maßstab der Bewertung ist somit ein erheblicher Eingriff. Durch die vorliegende Pla-
nung sind ohne Berücksichtigung von Kompensationsmaßnahmen erhebliche Auswirkungen auf 
folgende Schutzgüter zu prognostizieren: 

• Boden 

• Wasser 

Die anderen Schutzgüter sind nicht erheblich betroffen. 

In den Bebauungsplan sind Festsetzungen und Empfehlungen aufgenommen, um die Eingriffsfol-
gen zu minimieren und gerade dadurch erhebliche Umweltwirkungen für einzelne Schutzgüter zu 
vermeiden (insbesondere Schutzgut Boden und Wasser). Zu diesen Festsetzungen zählen (ledig-
lich inhaltliche Wiedergabe):  
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Boden 

 
Maßnahme Wirkung 

Während 
Bauphase 

Während 
Betriebs-

phase 

Minimie-
rungs-
maßnah-
men 

Der Oberboden ist gemäß DIN 18915 nach Horizonten 
geordnet abseits vom Baubetrieb zu lagern und vor Ver-
dichtung oder Ähnliches zu schützen 

  

 Festsetzung zur Verwendung wasserdurchlässiger Beläge   

Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

 

Festsetzung von Gehölz-
pflanzungen (OB A) 

 

Boden wird gelockert und 
das Bodengefüge verbes-
sert; Damit werden auch die 
biologische Aktivität und die 
Puffer- und Filterfunktionen 
des Bodens verbessert 

  

Entwicklung eines artenrei-
chen Blühstreifens (OB B) 

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen 

  

 Entwicklung einer artenrei-
chen Extensivwiese (OB C) 

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen 

  

 Entwicklung einer artenrei-
chen, extensiv genutzten 
Wildobstwiese in der Ge-
markung Schwirzheim (Flur 
10, Flurstück 47 und Flur 
11, Flurstück 27, ca. 13.480 
m² in Summe) 

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen 

  

 Entwicklung einer artenrei-
chen, extensiv genutzten 
Wildobstwiese in der Ge-
markung Wawern und eines 
10 m breiten Brachestrei-
fens entlang eines Bachlau-
fes (Gemarkung Wawern, 
Flur 6, Flurstück 124, ca. 
4.235 m²) 

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen 
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Wasser 

 
Maßnahme Wirkung 

Während 
Bauphase 

Während 
Betriebs-

phase 

Vermei-
dungs-
maßnah-
men 

Minimierung der Versiege-
lung auf das nötige Min-
destmaß 

Vermeidung unnötiger zu-
sätzlicher Auswirkungen auf 
den Wasserhaushalt 

  

Minimie-
rung- und 
Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

 

Festsetzung von Gehölz-
pflanzungen (OB A) 

 

Boden wird gelockert und 
das Bodengefüge ver-
bessert; damit wird auch die 
Wasserretentionsfunktion 
des Bodens verbessert. 

Außerdem Wasserrückhal-
tung durch das Blattwerk 

Abstand der Befestigung 
zum Gewässer 

  

Entwicklung eins artenrei-
chen Blühstreifens in OB B 

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen. 

Abstand der Befestigung 
zum Gewässer 

  

 Verwendung wasserdurch-
lässiger Beläge auf den ei-
gentlichen Stellplatzflächen. 

Breitflächige Rückhaltung 
und Versickerung von Nie-
derschlagswasser im Plan-
gebiet 

  

 Fläche für die Nieder-
schlagswasserbewirtschaf-
tung in OB C (Errichtung ei-
nes möglichst naturnah ge-
stalteten Erdbeckens) 

Ortsnahe Rückhaltung u./o. 
Versickerung von Oberflä-
chenwässer 

  

 Entwicklung einer artenrei-
chen, extensiv genutzten 
Wildobstwiese in der Ge-
markung Schwirzheim (Flur 
10, Flurstück 47 und Flur 
11, Flurstück 27 ca. 13.480 
m² in Summe) 

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen 

  

 Entwicklung einer artenrei-
chen, extensiv genutzten 
Wildobstwiese in der Ge-

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen, zeitverzöger-
ter Niederschlagswasserab-
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markung Wawern und eines 
10 m breiten Brachestrei-
fens entlang eines Bachlau-
fes (Gemarkung Wawern, 
Flur 6, Flurstück 124, ca. 
4.235 m²) 

fluss. 

Verbesserung der Möglich-
keiten zur Gewässerent-
wicklung, Wegfall von Ein-
trägen aus der Landwirt-
schaft. 

Wie die Aufstellung zeigt, sind Maßnahmen zur Eingriffsminimierung und zum Eingriffsaus-
gleich bereits in den Bebauungsplan integriert, sodass eine umweltverträgliche Planung ge-
währleistet wird. Erhebliche Umweltauswirkungen können damit vermieden werden. 

9 AL T ER N A T I V E N PR Ü F U N G  

Als Teil des Abwägungsmaterials sind im Umweltbericht „in Betracht kommende anderweitige Pla-
nungsmöglichkeiten“ darzustellen. Dies auch vor dem Hintergrund, um durch Planalternativen mög-
liche erhebliche Umweltauswirkungen vermeiden zu können. Bei der Aufstellung eines Bebauungs-
plans beziehen die sich in Betracht kommende anderweitigen Planungsmöglichkeiten grundsätzlich 
auf das Bebauungsplangebiet und behandeln unterschiedliche Lösungsmöglichkeiten, zum Beispiel 
zur Erschließung, zur Stellung der Baukörper oder die Lage von Grünflächen. Nicht als Alternative 
in Betracht zu ziehen sind alternative Planungsziele (vgl. Rundschreiben des Ministeriums „Hinwei-
se zum Vollzug des Baugesetzbuchs - EAG Bau“ vom 26.08.2004). 

Die Planung dient der Baurechtsschaffung von Mitarbeiterparkplätzen für die Firma Stihl GmbH. Die 
Planung ist daher standortbezogen. In Folge mehrerer baulicher Erweiterungen der Firma ist ein 
Großteil vorhandener Mitarbeiterparkplätze weggefallen. Zur temporären Kompensation wurden 
hierfür Parkflächen von Dritten angemietet. Die angemieteten Flächen sind keine langfristige Lö-
sung, da diese Flächen zeitlich befristet sind und die Verfügung nicht dauerhaft garantiert werden 
kann. Daher ist seitens der Firma Stihl AG & Co. KG beabsichtigt, werksangrenzende Flächen in 
räumlichem Zusammenhang an die bestehende Betriebsstätte zu kaufen und hier eine Stellplatzan-
lage für Mitarbeiter zu errichten. 

Alternative Standorte liegen aufgrund der notwendigen räumlichen Bindung nicht vor. 

Die Nullvariante ist eine theoretische Möglichkeit, die jedoch konträr zur Planungsintention des 
Bauherrn steht. Sie ist auch rechtlich nicht zu wählen, weil durch den Bebauungsplan keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen entstehen, die unter Berücksichtigung der vorgesehenen Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen nicht ausgeglichen oder auf ein unerhebliches Maß reduziert wer-
den könnten.  

10 AN F Ä L L I G K E I T  F Ü R  S C H W E R E  UN F Ä L L E  U N D  KA T A ST R O P H E N  

In diesem Kapitel sind gemäß Anlage 1 Nr. 2 e erhebliche negative Auswirkungen auf die Belange 
des § 1 Abs. 6 Nr. 7 a – d und i, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässi-
gen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, zu beschreiben. 

In die Beschreibung sind gegebenenfalls Maßnahmen zur Verhinderung oder Verminderung solcher 
Auswirkungen sowie Einzelheiten in Bezug auf die Bereitschafts- und vorgesehenen Bekämp-
fungsmaßnahmen für derartige Krisenfälle aufzunehmen. 
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Durch vorliegende Planung werden keine Vorhaben vorbereitet, die eine ausgesprochene 
Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen aufweisen. Erhebliche negative Auswir-
kungen durch solche Unfälle oder Katastrophen sind entsprechend nicht zu erwarten. 

Ebenso sind durch vorliegende Planung keine Eingriffe zu erwarten, durch deren Auswir-
kungen eine erhöhte Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten ist. 

11 AN M E R K U N G EN  Z U R  DU R C H F Ü H R U N G  D E R  UM W E L T P R Ü F U N G  

Als Methodik der vorliegenden Umweltprüfung ist die Auswertung von fachlichen Angaben und In-
formationen zu nennen. Die Bestandsaufnahmen im Plangebiet wurden im Juni und September 
2020 durchgeführt. Es wurden überwiegend digitale Kartenunterlagen der Landesverwaltungen zu 
den Themen Hydrogeologie, Schutzgebiete, kartierte Biotope, geschützte Biotope, Grundwasser-
landschaften, Gewässergüte, Gewässerstrukturgüte, Bodentypen-Gesellschaften und Klima aus-
gewertet. Daneben war auch die Auswertung der topografischen Karte und von Luftbildern eine 
wichtige Stütze bei der Interpretation der bei Geländebegehungen aufgenommenen Daten. 

Besondere Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen und bei der Bewertung des Bestands 
und der Eingriffe haben sich nicht ergeben. Bei der Zusammenstellung des Umweltberichts sind 
keine besonderen Schwierigkeiten aufgetreten. 

12 ÜB E R W A C H U N G  D E R  AU S W I R K U N G E N  D E R  DU R C H F Ü H R U N G  D E S  

PL A N -VO R H A B E N S (MO N I T O R I N G )  

Gemäß § 4 c BauGB ist für Bebauungspläne, deren Verfahren nach dem 20. Juli 2004 eingeleitet 
worden ist, die Durchführung eines sogenannten Monitorings verpflichtend. Ziel dieses Monito-
rings ist die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planvorhaben, um insbe-
sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu erkennen und planerisch entsprechende 
Maßnahmen ergreifen zu können sowie die Überwachung der Festsetzungen und Ausgleichs-
maßnahmen. 

Hierbei sind verschiedene Zeithorizonte für das Monitoring zu beachten: Die Umsetzung der städte-
baulichen und auf das Baugrundstück bezogenen Festsetzungen können bereits mit Umsetzung 
der einzelnen Baumaßnahmen überwacht werden. 

Die Auswirkungen sind in zwei Zeitrahmen prüfbar: Durchführung der städtebaulichen Minimie-
rungsfestsetzungen und landespflegerischen Kompensationsmaßnahmen in engem zeitlichen Zu-
sammenhang mit der Realisierung des Planvorhabens und langfristig im Zuge des Wachstumsfort-
schrittes der Vegetation. 

Folgende Monitoringmaßnahmen sind abzuleiten: 

Überwachungs-
gegenstand 

Zeitpunkt Aufgabenträger Art des Monitorings 

Einhaltung der Festset-
zungen zum Maß der 
baulichen Nutzung 

Bauantrag, 
Nachkontrolle nach 
Realisierung, tur-
nusmäßige Nach-
kontrolle alle 10 
Jahre 

Bauaufsicht, 
Gemeinde bzw. beauftragte 
VGV-Bau- und Umweltverwal-
tung 

Unterlagensichtung im Verwaltungs-
gang, Begehung - Dokumentation der 
Ergebnisse 
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Umsetzung der festge-
setzten Begrünung 

Bauantrag, 
Nachkontrolle nach 
Realisierung, tur-
nusmäßige Nach-
kontrolle alle 10 
Jahre 

Bauaufsicht, 
Gemeinde bzw. beauftragte 
VGV-Bau- und Umweltverwal-
tung 

Unterlagensichtung im Verwaltungs-
gang, Begehung oder Luftbildauswer-
tung - Dokumentation der Ergebnisse 

Anlage / Umsetzung 
der internen und exter-
nen Kompensations-
maßnahme(n) 

Zehnjähriger Tur-
nus bzw. im Zuge 
ohnehin vorzu-
nehmender Erhe-
bungen 

Fachbehörden, Fachplaner Begehung und Bestandsbewertung im 
Zuge ohnehin anstehender Bestands-
bewertungen (z. B. Landschaftsplan-
fortschreibungen) 

Für das Monitoring ist die Gemeinde nach dem Baugesetzbuch zuständig. Sie ist jedoch auch auf 
den Sachverstand der zuständigen Fachbehörden, insbesondere der Unteren Naturschutzbehörde 
angewiesen. 

Durch die Bündelung der Monitoringmaßnahmen auf den Realisierungszeitpunkt bzw. einen zehn-
jährigen Turnus kann eine effiziente Durchführung in einem Arbeitsschritt erfolgen. Sofern im Rah-
men der normalen Tätigkeit den jeweils zuständigen Fachbehörden erhebliche, unvorhergesehene 
Umweltauswirkungen bekannt werden, sind diese der Gemeinde bzw. der beauftragten Verwaltung 
mitzuteilen (vgl. § 4 c Satz 1 BauGB). 

13 AL L G E M E I N  V E R ST Ä N D L I C H E  Z U S A M M E N F A S S U N G  D E S  

UM W E L T B E R I C H T S  

Die Ortsgemeinde Weinsheim hat sich zur 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ ent-
schlossen, um Baurecht für eine neue Mitarbeiterstellplatzanlage für die Firma Stihl AG & Co. KG 
zu schaffen. 

Aufgrund mehrerer Erweiterungen der Betriebsgebäude ist ein Großteil vorhandener Mitarbeiter-
parkplätze weggefallen. Zur temporären Kompensation wurden hierfür Parkflächen von Dritten an-
gemietet. Die angemieteten Flächen sind keine langfristige Lösung, da diese Flächen zeitlich befris-
tet sind und die Verfügung nicht dauerhaft garantiert werden kann. Daher ist seitens der Firma Stihl 
AG & Co. KG beabsichtigt, werksangrenzende Flächen in räumlichem Zusammenhang an die be-
stehende Betriebsstätte zu kaufen und hier eine Stellplatzanlage für Mitarbeiter zu errichten. Auf 
diesen Flächen ist trotz der getroffenen Festsetzung als eingeschränktes Industriegebiet keine Nut-
zung zur Produktion geplant, sondern lediglich die Nutzung als Stellplatzfläche mit etwa 400 neuen 
Stellplätzen für die Mitarbeiter. Aus diesem Grund wird nur die Errichtung einer Stellplatzanlage zu-
gelassen. 

In Bezug auf § 1 a (2) BauGB wird die vorgesehene Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flä-
che für die geplante Stellplatzfläche in Weinsheim von der Gemeinde als erforderlich erachtet, um 
dem Stellplatzbedarf der zuvor genannten Firma ausreichend Rechnung zu tragen.  

Die in Rede stehende Änderungsfläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt, sodass sich die Bebauungsplanänderung formal derzeit nicht nach  
§ 8 (2) BauGB aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes entwickeln kann. Der Flächen-
nutzungsplan wird im Parallelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB entsprechend geändert. 

Das Plangebiet selbst stellte sich während der Bestandsaufnahmen im Juni und September als in-
tensiv genutzte krautarme Wiesenflächen dar. Hinweise auf Vorkommen besonderer Pflanzenarten 
gab es nicht. 
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Westlich und südlich der Änderungsfläche befindet sich eine stillgelegte ehemalige Bahntrasse, die 
jetzt als grünes Gehölzband entlang der westlichen und südlichen Grenzen der Änderungsfläche 
verläuft. Östlich der Änderungsfläche verläuft ein geschotterter Wirtschaftsweg. Die Änderungsflä-
che und der Wirtschaftsweg werden durch ein weiteres schmales Gehölzband getrennt. Im nördli-
chen Bereich begleitet dieses Gehölzband die Uferbereiche des Vlierbaches. 

Östlich des Wirtschaftsweges zwischen dem weiteren Verlauf des Vlierbachs im Norden und der 
stillgelegten Bahntrasse im Süden befindet sich eine temporär angelegte und mit Schotter befestig-
te Stellplatzfläche. Im nördlichen Bereich bildet eine lückig mit Vegetation bedeckter Streifen den 
Übergang zwischen Stellplatzfläche und den bachbegleitenden Gehölzbestand. 

Besondere faunistische und floristische Schutztatbestände wurden in der Auswertung der fachbe-
zogenen übergeordneten Planungen und der örtlichen Bestandsaufnahme nicht erfasst. Ein Arten-
schutzgutachten wurde zudem in Auftrag gegeben und kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die 
Prüfung „hinsichtlich der Erfüllung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG im vorliegen-
den Artenschutzbeitrag […] unter Berücksichtigung der benannten Maßnahmen einer Zulassung 
des Vorhabens keine artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen“. 

Die größten Eingriffe erfolgen in die Schutzgüter Boden und Wasser. Der Eingriff in den Boden ist 
grundsätzlich als erheblich zu bewerten. Jedoch sind die Boden- und Wasserfunktionen der Fläche 
wegen der Befahrung mit schweren Maschinen und Fahrzeugen bereits durch Verdichtung beein-
trächtigt. Gehölzpflanzungen haben positive Auswirkungen auf den Boden und seine Funktionen.  

Negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild werden durch die bestehenden und geplanten um-
liegenden Gehölzpflanzungen minimiert. 

Um die Eingriffe auszugleichen, werden zudem zwei externe Kompensationsflächen mittels städte-
baulicher Verträge bauplanungsrechtlich gesichert. Sie werden in der Planurkunde nachrichtlich 
dargestellt. 

Die Planung dient der Baurechtsschaffung von Mitarbeiterparkplätzen für die Firma Stihl GmbH. Die 
Planung ist daher standortbezogen. Alternative Standorte liegen aufgrund der notwendigen räumli-
chen Bindung nicht vor. 

Die Nullvariante ist eine theoretische Möglichkeit, die jedoch konträr zur Planungsintention des 
Bauherrn steht. Sie ist auch rechtlich nicht zu wählen, weil durch den Bebauungsplan keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen entstehen, die unter Berücksichtigung der vorgesehenen Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen nicht ausgeglichen oder auf ein unerhebliches Maß reduziert wer-
den könnten.  

Die Umweltprüfung ergibt letztendlich keine erheblichen negativ zu wertenden Auswirkungen auf 
die Umwelt, welche Veranlassung geben, von der Aufstellung des Bebauungsplanes unter Umwelt-
gesichtspunkten Abstand zu nehmen. 

Durch die getroffenen Ausführungen wird deutlich, dass unter Berücksichtigung der vorge-
sehenen Minimierungs-, Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen aus dem Bebau-
ungsplanverfahren keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen durch die Planung zu 
erwarten sind. 
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14 L I T E R A T U R -  U N D  Q U E L L E N V E R Z E I C H N I S  

Übergeordnete Pläne 

Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung: Landesentwicklungspro-
gramm (LEP IV)  

Planungsgesellschaft Trier: Regionaler Raumordnungsplan Region Trier in der wirksamen Fassung 
1985/1995 sowie der Entwurfsfassung zur 1. Anhörung 2014 

Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Prüm mit integrierter Landschaftsplanung 

Ministerium für Umwelt Rheinland- Pfalz: Planung vernetzter Biotopsysteme. Bereich Eifelkreis Bit-
burg-Prüm. Mainz 1994 

Kartengrundlagen und Online-Kartendienste 

Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz: Digitales Wasserbuch. 
Karte der Wasserrechte Rheinland-Pfalz. URL: http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/8464 , 
[letzter Zugriff: 22.12.2022] 

Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz: Kartenviewer. URL: http://mapclient.lgb-
rlp.de/?app=lgb&view_id=15, [letzter Zugriff: 22.12.2022] 

Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz: Landschaftsinformationssystem. 
URL: http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz, [letzter Zugriff: 22.12.2022] 

Deutscher Wetterdienst: Klima-Atlas von Rheinland-Pfalz 

Rechtsvorschriften und Gesetzestexte 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), in der derzeit geltenden Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542, in Kraft getreten am 01. 
März 2010), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) 
geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fassung. 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 28. September 2005 (GVBI 2005, S. 387), neugefasst 
am 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2016 (GVBI S. 583) in der derzeit geltenden Fassung 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998, das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 3 
der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465) geändert worden ist, in der derzeit gel-
tenden Fassung. 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fas-
sung 
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Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG -) in der Fassung vom 
14. Juli 2015, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. September 2017 (GVBl. S. 
237), in der derzeit geltenden Fassung 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) geändert worden ist, in der derzeit gel-
tenden Fassung  

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 03. Dezember 2014 (GVBl. S. 245), in der derzeit geltenden Fassung 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), neugefasst durch Bek. v. 24.02.2010 
(BGBl. l S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. September 2017 (BGBl. l S. 3370) 
geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fassung 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzei-
chenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I, S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI.I, S. 1057), in der derzeit geltenden Fassung 
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UM W E L T B E R I C H T  ÄN D E R U N G SF L Ä C H E  NR .  2:  AU S Z U G  A U S  D E R  

BE G R Ü N D U N G  Z U R  7 .  ÄN D E R U N G  D E S  BE B A U U N G S P L AN S  

„ IN D U ST R I EG E B I ET “  

Im Rahmen des parallelen Bauleitplanverfahrens für die 7. Änderung des Bebauungsplans „Indust-
riegebiet“ wurde bereits ein umfangreicher und detaillierter Umweltbericht erstellt, um die voraus-
sichtlich erheblichen Umweltwirkungen zu ermitteln bzw. zu prognostizieren und zu bewerten. Auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung kann eine genauere Erheblichkeitsprognose für das Plan-
vorhaben getroffen werden als auf Ebene der Flächennutzungsplanung. 

Der Umweltbericht zum Bebauungsplan ist größtenteils als Auszug untenstehend wiedergegeben.  

1 E I N L E I T U N G  

Im Umweltbericht werden die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen der Bebauungs-
planänderung ermittelt, bzw. prognostiziert und bewertet. 

Die Inhalte für den Umweltbericht ergeben sich aus § 2 (4) BauGB in Verbindung mit § 1 (6) Nr. 7 
BauGB sowie §§ 2a und 4c BauGB. Zusammengefasst legt dieser § 2 (4) BauGB fest, dass Erläu-
terungen möglicher Auswirkungen des geplanten städtebaulichen Projektes auf die Umwelt darzu-
legen sind und eine Prognose zur Erheblichkeit der Umweltwirkungen für die einzelnen Schutzgüter 
zu treffen ist. 

Die Plan-Umweltprüfung ist eine in das Planungsverfahren integrierte unselbständige Prüfung der 
umweltrelevanten Auswirkungen der Planung. Diese Auswirkungen sind im Umweltbericht zu erfas-
sen, der Öffentlichkeit und den Trägern öffentlicher Belange zur Stellungnahme zu unterbreiten und 
zu bewerten. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse fließen in die planerische Abwägung nach § 1 
(7) BauGB ein. Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung im Bebauungsplanverfahren 
liegt bei der Gemeinde - sie ist hier die 'zuständige' Behörde. 

1.1 Anlass und Zielsetzung der Planung 

Die Ortsgemeinde Weinsheim beabsichtigt die 7. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“, 
dessen Geltungsbereich sich südöstlich des bestehenden Industriegebietes der Ortsgemeinde 
Weisheim befindet und einen Geltungsbereich von rund 7,1 ha aufweist. 

Anlass für die 7. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ ist der mittelfristige Expansions-
bedarf der langjährig ortsansässigen Firma Stihl AG & Co. KG. 

Die Firma Stihl beschäftigt aktuell am Standort in Weinsheim rund 790 Mitarbeiter und ist einer der 
regional größten Arbeitgeber. In den letzten 3 Jahren konnte sich der Standort sehr positiv entwi-
ckeln. Dies führte neben signifikanten Investitionen in Gebäude und Anlagen auch zu einem Be-
schäftigungswachstum von etwa 140 Mitarbeitern. In der Wachstumsphase wurden auf dem 
Werksgelände noch vorhandene freie Flächen bebaut. Wesentliche Bauvorhaben in dieser Phase 
waren eine Produktionshalle, eine Lagerhalle, eine Erweiterung für den Ver- und Entsorgungsbe-
reich sowie die Errichtung eines neuen Logistikzentrums (Hochregallager) als die größte Einzelin-
vestition am Standort. 

Während der vorstehend genannten Wachstumsphase war es für den Stihl-Standort in Weinsheim 
im internen sowie internationalen Wettbewerb der Produktionsstandorte von Vorteil, bereits Eigen-
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tümer der benötigten Grundstücksflächen zu sein. Die genannten Bauvorhaben konnten so zügig 
und entsprechend dem Unternehmenswachstum umgesetzt werden. Diesen Standortvorteil will die 
Firma Stihl sich auch für die Zukunft erhalten und so langfristiges Wachstumspotential für Investitio-
nen und Beschäftigung in Weinsheim sichern. Aufgrund dessen ist vorgesehen, Grundstücksflä-
chen an der Südseite vom Werksgelände zu erwerben und Baurecht für die Zukunft zu sichern. Hier 
wäre die Nutzung als Produktionsfläche denkbar. Ferner soll eine mögliche Ausgleichsfläche mitbe-
rücksichtigt werden. 

Die vorliegende Planung dient somit der Standortsicherung sowie der wirtschaftlichen Entwicklung 
des Unternehmens und gewährleistet zusätzlich den Erhalt und den Ausbau von Arbeitsplätzen an 
besagtem Standort. Aus diesen Gründen werden die mittelfristigen Expansionsabsichten der Firma 
Stihl seitens des Ortsgemeinderates Weinsheim befürwortet und die in Rede stehende Planände-
rung für sinnvoll und erforderlich erachtet. 

Zur Ermöglichung des vorliegenden Planvorhabens werden Änderungen der bisherigen Festset-
zungen des Ur-Bebauungsplans für das Industriegebiet erforderlich. Dies insbesondere im Hinblick 
auf die nutzungsbezogenen textlichen und zeichnerischen Festsetzungen des betroffenen Ände-
rungsbereiches. Da sich der erforderliche Änderungsbereich innerhalb eines bereits rechtsverbind-
lich festgesetzten Bebauungsplangebietes sowie im bauplanungsrechtlichen Außenbereich nach  
§ 35 BauGB befindet, erfolgt zur Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung die 
Aufstellung der vorliegenden Änderungsplanung nach den Vorgaben des Baugesetzbuches im 
zweistufigen Regelverfahren. Mit Erlangung der Rechtskraft der vorliegenden 7. Änderung des Be-
bauungsplans „Industriegebiet“ treten in den überplanten Teilen des Bebauungsplans in der Fas-
sung vor der 7. Änderung die bisherigen Regelungen außer Kraft. 

1.2 Kurzdarstellung der Planänderungsinhalte 

Die Plangebietsgröße beläuft sich auf etwa 7,1 ha und bietet neben der Baurechtschaffung auch die 
Möglichkeit innergebietliche Kompensationsflächen auszuweisen. 

Die Änderungsfläche überplant einen Teil des Ur-Bebauungsplans „Industriegebiet“. Diese Flächen 
sind im derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan als Wallflächen mit Pflanzpflicht sowie als Fläche 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. Zuletzt genann-
te Fläche im Ur-Bebauungsplan sollte gemäß Festsetzung Nr. 4 als Extensivgrünland ohne Dünge-
reinsatz bewirtschaftet werden. Hinsichtlich des hierzu erforderlichen Ausgleichs wird unter Kapitel 
„Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung“ detailliert auf den zuvor beschriebenen Sachverhalt einge-
gangen.  

Entsprechend dem Ur-Bebauungsplan wird für den westlichen Geltungsbereich der vorliegenden 7. 
Änderung ein „eingeschränktes Industriegebiet“ (GIe) festgesetzt (gemäß § 1 (4) und (9) BauNVO).  

Als Maß der baulichen Nutzung gelten hier die durch die Nutzungsschablone im Bebauungsplan 
jeweils festgesetzten Höchstwerte. So wird entsprechend der Festsetzungen der nördlich angren-
zenden Fläche (Ordnungsbereich 37 im Ur-Bebauungsplan) eine max. Traufhöhe von 12,00 m bei-
behalten. Gleiches gilt für den Schall-Leistungspegel, der mit 102 dB(A) am Tag und 104 dB(A) bei 
Nacht festgesetzt wird. Ferner wird eine Grundflächenzahl von 0,8 und eine Baumassenzahl von 
10,0 gemäß Ur-Plan festgesetzt. 

Der östliche Geltungsbereich wird hingegen als artenreiche extensiv genutzte Wildobstwiese (Ord-
nungsbereich B) festgesetzt und dient der internen Kompensation. Ferner wird im Ordnungsbereich 
A eine Fläche zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. Diese dient ebenso wie 
der zeichnerisch festgesetzte Sichtschutzwall - welcher zum einen mittig durch den Geltungsbereich 
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sowie entlang der nordwestlichen Plangebietsgrenze verläuft – unter anderem zur Minimierung von 
Eingriffen in das Orts- und Landschaftsbild. 

2 VO R G A B EN  Ü B E R G E O R D N E T E R  PL A N U N G EN  

2.1 Regionalen Raumordnungsplan Trier 

Die Ortsgemeinde Weinsheim gehört zur Verbandsgemeinde Prüm. Diese wiederum gehört zum 
Eifelkreis Bitburg-Prüm und damit zur Planungsregion Trier. 

In der Planungsregion Trier ist der Regionale Raumordnungsplan (RROP) aus dem Jahr 1985 mit 
der Teilfortschreibung von 1995 wirksam. Dieser wirksame RROP wird den grundlegend veränder-
ten allgemeinen Rahmenbedingungen jedoch nicht mehr in allen Bereichen gerecht. Das Verfahren 
zur Neuaufstellung des RROP wurde eingeleitet. Derzeit liegt ein Fortschreibungsentwurf von 2014 
mit diversen Fachbeiträgen vor und es wurde eine Abwägung durch die Regionale Planungsge-
meinschaft als Plangeberin vorgenommen. Die Gesamtfortschreibung ist unter anderem aufgrund 
von gesetzlichen Anforderungen des Landesnaturschutzgesetzes (nach diesen Vorgaben soll der 
RROP auch die Funktionen der Landschaftsrahmenplanung übernehmen) noch nicht abgeschlos-
sen. Zudem werden die Vorgaben aus dem Fortschreibungsentwurf des Landesentwicklungspro-
grammes (LEP) IV in den neuen RROP Trier einfließen. 

Im gültigen RROP wird die Stadt Prüm als Mittelzentrum zusammen mit der Signatur „Gewerblicher 
Entwicklungsort“ gekennzeichnet. Die Ortsgemeinde Weinsheim wird überwiegend von den Sied-
lungsflächendarstellungen für Wohnen sowie für Industrie und Gewerbe erfasst. Die Siedlungsflä-
che für Industrie und Gewerbe stellt das großflächig bestehende Industriegebiet von Weinsheim 
dar. 

Aufgrund der Kleinflächigkeit der Änderungsfläche ist aus der Gesamtkarte des wirksamen RROP 
von 1985/1995 die Flächendarstellung nicht eindeutig zuzuordnen, weshalb im entsprechenden 
nachfolgenden Planausschnitt lediglich die Lage der Fläche als schwarzer Kreis markiert ist. Die 
Änderungsfläche selbst ist durch eine Flächendarstellung für „Sehr gut bis gut geeignete landwirt-
schaftliche Nutzfläche“ gekennzeichnet. Zudem erfolgt die Darstellung eines Hubschrauberlande-
platzes annähernd in diesem Bereich. Ferner wird westlich dieser Fläche ein Naturschutzgebiet 
dargestellt. 

Es ist an dieser Stelle jedoch anzumerken, dass beispielsweise Siedlungsdarstellungen teilweise 
veraltet sind, da sich im Laufe der Zeit Entwicklungen vollzogen haben. Der Fortschreibungsentwurf 
von 2014 bildet die tatsächliche Bestandssituation des in Rede stehenden Plangebietes deutlicher 
ab. Daher wird nachfolgend auch auf diesen näher eingegangen, auch wenn er noch nicht gültig ist. 
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Abb.: Ausschnitt aus dem wirksamen Regionalen Raumordnungsplan Trier (RROP-Tier 1995; 
unmaßstäblich/verändert) 

In der Fassung des Fortschreibungsentwurfs des RROP 2014 kommt der Ortsgemeinde Weinsheim 
keine zentralörtliche Funktion zu. Allerdings wird Weinsheim die besondere Funktion „Wohnen“, 
„Gewerbe“ und „Landwirtschaft“ zugewiesen. Prüm wird nach wie vor als Mittelzentrum dargestellt.  

In der nachfolgenden Abbildung wird der Ausschnitt von Weinsheim aus der Gesamtkarte der Ent-
wurfsfassung des RROP von 2014 abgebildet. Die Lage der Änderungsflächen wird durch einen 
nachträglich schwarz eingezeichneten Kreis hervorgehoben. Auf der zuvor genannten Karte unter-
liegt der in Rede stehende Geltungsbereich keiner Darstellung und wird durch die Farbe Weiß ge-
kennzeichnet. Allerdings wird bis an die dargestellte Gewerbefläche heran sowie deren weitläufiges 
Umfeld als Vorbehaltsgebiet Grundwasserschutz dargestellt. Dies betrifft somit auch den vorliegen-
den Änderungsbereich.  
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Abb.: Auszug aus der Gesamtkarte des RROP Trier (Entwurf des RROP 2014; unmaßstäblich/ 
verändert) 

Es bleibt festzuhalten, dass durch die vorliegende verbindliche Bauleitplanung kein Zielkonflikt mit 
den Vorgaben des Fortschreibungsentwurfs des Regionalen Raumordnungsplans 2014 für die Pla-
nungsregion Trier erkannt wird. Lediglich die zuvor beschriebene Darstellung des Vorbehaltsgebie-
tes Grundwasserschutz wird teilweise überplant. Hierbei handelt es sich jedoch um einen Grund-
satz und nicht wie bei Vorranggebieten um eine Zielvorgabe. Da Grundsätze Entwicklungs- und 
Ordnungsprinzipien enthalten und als Vorgaben für das Ermessen bzw. die Abwägung in den nach-
folgenden Planungsebenen zu berücksichtigen sind, liegt kein Zielkonflikt vor. 

Im vorliegenden Planungsvorhaben sind die Belange der Wirtschaft (§ 1 (6) Nr. 8 a BauGB) sowie 
die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen (§ 1 (6) Nr. 8 c BauGB) denen des Umweltschut-
zes ((§ 1 (6) Nr. 7a BauGB) gegenüberzustellen und abzuwägen. Da die Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen der Gemeindeentwicklung zugutekommen, wird diesen Belangen der planeri-
sche Vorrang eingeräumt. 

Somit stehen die Vorgaben bzw. Aussagen der Landes- und Regionalplanung der 7. Ände-
rung des Bebauungsplanes „Industriegebiet“ nicht entgegen. 

2.2 Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Prüm mit integriertem Landschaftsplan von 2005 
wird die Änderungsfläche teilweise als „festgesetzte Ausgleichsfläche für Baugebiete“, teilweise als 
„Flächen für Acker, Grünland oder Sonderkulturen, Anreicherung mit naturnahen Elementen auf 
mind. 5% Anteil“ und teilweise als „Strukturreiches Gebiet mit Mindestanteil 15% naturnaher Ele-
mente zur Einbindung von Ortsrändern“ dargestellt.  
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Da durch die vorliegende Änderungsplanung ein Industriegebiet festgesetzt und somit auf Flächen-
nutzungsplanebene eine gewerbliche Fläche erforderlich ist, besteht keine Deckungsgleichheit zwi-
schen der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung. 

Die in Rede stehende Änderungsfläche kann somit nicht gemäß § 8 (2) BauGB aus den Darstellun-
gen des Flächennutzungsplanes entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan wird daher im Paral-
lelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB entsprechend geändert. 

 

Abb.: Auszug des wirksamen Flächennutzungsplans mit rot eingezeichnetem Geltungsbe-
reich (FNP der Verbandsgemeinde Prüm 2005; unmaßstäblich/verändert) 

2.3 Übergeordnete „Umweltplanungen“ 

Das Plangebiet liegt nicht in einem Natur- oder Landschaftsschutzgebiet oder Naturpark und nicht 
in einem Natura 2000 Gebiet (FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete) und nicht in unmittelbar 
räumlicher Nähe zu einem solchen. 

Ferner weist es keine Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile auf. Auch im Sinne 
des § 30 BNatSchG naturschutzrechtlich geschützten Biotope und Vegetationsbestände sind im 
Plangebiet nicht ausgewiesen. Unmittelbar südwestlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich 
jedoch das Naturschutzgebiet „Niesenberg bei Weinsheim“ mit dem ebenfalls unmittelbar an das 
Plangebiet angrenzenden § 30 Biotop „Enzian-Schillergrasrasen“. Auswirkungen des Vorhabens 
auf diese Biotope sind nicht zu erwarten. 

In der Planung vernetzter Biotopsysteme werden für das Plangebiet in der Bestandskarte Wiesen 
und Weiden mittlerer Standorte dargestellt. In der Zielkarte ist die Entwicklung von Wiesen und 
Weiden mittlerer und magerer Standorte vorgesehen. In der Prioritätenkarte ist das Plangebiet als 
minimaler Teil einer großflächig dargestellten Fläche „Trockenbiotope der Prümer Kalkmul-
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de/Magere Wiesen und Weiden mittlerer Standorte“ dargestellt. Das Vorhaben steht den Zielen der 
Planung vernetzter Biotopsysteme entsprechend zunächst entgegen. Als Kompensationsflächen für 
das Vorhaben können aber wiederum arten- und blütenreiche Wiesenflächen geschaffen werden, 
die den Zielen der Planung entsprechen. 

Weitere Biotope oder Schutzgebiete werden durch die Planung nicht tangiert. 

3 DA R S T EL L U N G  D ER  Z I E L E  D E S  UM WE L T S C H U T Z E S  

E I N S C H L Ä G I G E R  FA C H G E S E T Z E  U N D  F A C H P L Ä N E  

Im Hinblick auf die Ziele des Umweltschutzes sind folgende Fachgesetze und –pläne von Bedeu-
tung: 

Fachgesetze/ -Pläne Inhalt Berücksichtigung in vor-
liegender Planung durch… 

BauGB (Baugesetzbuch) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
in der derzeit geltenden Fassung 

Sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden, Vermeidung und Aus-
gleich erheblicher Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes und 
der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushaltes 

- einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 

- randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung einer extensiv ge-
nutzten Wildobstwiese 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542, In Kraft getreten 
am 01. März 2010), das durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 29. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1298) geändert 
worden ist, in der derzeit geltenden 
Fassung 

Erhaltung landschaftlicher Struktu-
ren; Erhaltung, Entwicklung und 
Wiederherstellung naturnaher und 
natürlicher Gewässer; Schutz der 
natürlichen und historisch ge-
wachsenen Artenvielfalt; Gering-
halten schädlicher Umwelteinflüs-
se durch landschaftspflegerische 
Maßnahmen; Ausgleich von Be-
einträchtigungen in Natur und 
Landschaft; Sicherung des Erleb-
nis- und Erholungsraumes des 
Menschen 

- einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 

- randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung einer extensiv ge-
nutzten Wildobstwiese 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) vom 28. September 

Erhaltung landschaftlicher Struktu-
ren; Erhaltung, Entwicklung und 

- einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
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2005 (GVBI 2005, S. 387), neuge-
fasst am 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 
55 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2016 (GVBI, S. 583) in der derzeit 
geltenden Fassung 

Wiederherstellung naturnaher und 
natürlicher Gewässer; Schutz der 
natürlichen und historisch ge-
wachsenen Artenvielfalt; Gering-
halten schädlicher Umwelteinflüs-
se durch landschaftspflegerische 
Maßnahmen; Ausgleich von Be-
einträchtigungen in Natur und 
Landschaft; Sicherung des Erleb-
nis- und Erholungsraumes des 
Menschen 

sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 

- randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung einer extensiv ge-
nutzten Wildobstwiese 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) vom 17. März 1998, 
das zuletzt durch Artikel 101 der 
Verordnung vom   31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) geändert worden 
ist, in der derzeit geltenden Fas-
sung 

Nachhaltige Sicherung oder Wie-
derherstellung der Funktionen des 
Bodens; Vermeidung von Beein-
trächtigungen seiner natürlichen 
Funktionen sowie seiner Funktion 
als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte 

- einen entsprechenden Hinweis 
im Bebauungsplan auf den 
sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden 

- randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Entwicklung einer extensiv ge-
nutzten Wildobstwiese 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
zuletzt durch Artikel 122 des Geset-
zes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 
626) geändert worden ist, in der 
derzeit geltenden Fassung 

Sicherung der Gewässer als Be-
standteil des Naturhaushalts und 
als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen, Gewährleistung einer 
nachhaltigen Entwicklung 

- randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 

- Festsetzung einer maximal zu-
lässigen Versiegelung 

- Festsetzung zur Verwendung 
wasserdurchlässiger Beläge für 
Hof-, Park- und Stellplatzflä-
chen 

- Entwicklung einer extensiv ge-
nutzten Wildobstwiese 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Wassergesetz für das Land Rhein-
land-Pfalz (Landeswassergesetz - 
LWG -) in der Fassung vom 14. Juli 
2015, zuletzt geändert durch § 28 
des Gesetzes vom 27. November 

Schutz der Gewässer vor ver-
meidbaren Beeinträchtigungen; 
sparsame Verwendung des Was-
sers; Bewirtschaftung der Gewäs-
ser, dass sie dem Wohl der Allge-

- randliche Eingrünung des 
Plangebietes, Beschränkungen 
des Maßes der baulichen Nut-
zung 
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2015 (GVBl. S. 383), in der derzeit 
geltenden Fassung 

meinheit und im Einklang mit ihm 
auch dem Nutzen einzelner dienen - Festsetzung einer maximal zu-

lässigen Versiegelung 

- Festsetzung zur Verwendung 
wasserdurchlässiger Beläge für 
Hof-, Park- und Stellplatzflä-
chen 

- Entwicklung einer extensiv ge-
nutzten Wildobstwiese 

- Weitere externe Kompensati-
onsmaßnahme 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 
23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 03. Dezember 2014 (GVBl. 
S. 245), in der derzeit geltenden 
Fassung 

Erforschung und Erhaltung von 
Kulturdenkmälern und Denkmalbe-
reichen 

- Hinweis auf Benachrichti-
gungspflicht der Denkmal-
schutzbehörde 

Weitere Fachgesetze: 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), neugefasst durch Bek. v. 24.02.2010 (BGBl. l S. 
94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 2017 (BGBl. l S. 1298) geändert worden ist, in 
der derzeit geltenden Fassung (Sicherstellung einer wirksamen Umweltvorsorge) 

- Landeswaldgesetz von Rheinland-Pfalz (LWaldG) vom 30. November 2000 (GVBL. S. 504), zuletzt geän-
dert durch § 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 516), in der derzeit geltenden Fassung 
(Erhalt, Schutz, gegebenenfalls Mehrung und Pflege von Wald durch Leistungen der Forstwirtschaft) 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I, S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI.I, S. 1057), in der derzeit geltenden Fassung 

- Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298) geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fas-
sung (Schutz von Menschen, Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre und Sachgütern vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen) 

Als planerische Vorgaben werden die Inhalte des Regionalplanes und des Flächennutzungsplanes 
mit integrierter Landschaftsplanung sowie weiterer umweltrelevanter übergeordneter Planungen be-
trachtet. Ferner werden bestehende Schutzgebiete bzw. –objekte berücksichtigt. 

4 BE S T A N D  U N D  N A T Ü R L I C H E  G R U N D L A G E N  

4.1 Naturräumliche Gliederung 

Die Ortsgemeinde Weinsheim und das Plangebiet liegen in der Naturraumeinheit 276.91 Prümmer 
Kalkmulde. 

Dabei handelt es sich um eine schüsselförmige Kalkmulde mit zentralen Rücken- und Talsenken 
auf einer durchschnittlichen Höhe von 500 – 550 m über NN. Sie ist sowohl geologisch als auch 
durch ihre Nutzungsstrukturen deutlich von den waldreicheren umliegenden Landschaftsräumen 
abgegrenzt. Der zentrale Rücken aus wasserdurchlässigem Dolomit hebt sich über 50 m in einer 
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Steilstufe gegen die wannenartig ausgebildeten Randbereiche der Mulde aus Gestein heraus. Im 
Dolomit hat die Erosion tief eingeschnittene Engtäler mit schroffen Felsformationen, wie z. B. in der 
„Schönecker Schweiz“ geschaffen.  

Wegen der Fruchtbarkeit der Böden ist die Prümmer Kalkmulde überwiegend landwirtschaftlich ge-
nutzt. Wald beschränkt sich weitgehend auf das Naturschutzgebiet „Schönecker Schweiz“ und klei-
nere Waldflächen auf den Kuppenlagen.  

4.2 Lage und Relief 

Das Plangebiet liegt im unmittelbaren südöstlichen Anschluss an das bestehende Gewerbe- und 
Industriegebiet Weinsheim. Das Gelände fällt mit einer Neigung von ca. 2,8 % in Richtung Norden 
und ca. 1,3 % in Richtung Osten ab. 

4.3 Geologie und Böden 

Die Änderungsfläche liegt in der Bodengroßlandschaft mit hohen Anteilen an carbonatischen Ge-
steinen. Es handelt sich um Standorte mit ausgeglichenem Wasserhaushalt; Standorte mit hohem 
Wasserspeicherungsvermögen mit schlechtem bis mittlerem natürlichem Basenhaushalt.  

Nach den detaillierteren Bodenkarten des Landesamtes für Geologie und Bergbau (Karten zu Bo-
deneigenschaften und Funktionen auf Grundlage der Bodenschätzung) kommt im Plangebiet 
schwerer Lehm als Bodenart vor. Die Ackerzahl liegt im Bereich zwischen 20 und 40. 

Die Böden der Fläche sind durch die landwirtschaftliche Nutzung, durch die Befahrung mit schwe-
ren Maschinen und Fahrzeugen bereits verdichtet. Der Eingriff erfolgt entsprechend nicht in einen 
unbelasteten Boden. 

Insgesamt wird die Schutzwürdigkeit des Bodens im Plangebiet als mittel bewertet. 

4.4 Wasserhaushalt 

Wasserschutzgebiete und Oberflächengewässer liegen innerhalb des Plangebietes und in dessen 
unmittelbarem Umfeld nicht vor.  

Die nächstgelegenen Oberflächengewässer sind der Vlierbach in einer Entfernung von ca. 320 m in 
Richtung Norden und die Nims in einer Entfernung von ca. 543 m in Richtung Süden. 

Das Plangebiet liegt in der Grundwasserlandschaft der devonischen Kalksteine. Als obere Grund-
wasserleiter des Plangebietes kommen entsprechend den Karten des Landesamtes für Geologie 
und Bergbau als Karst- als auch Kluftgrundwasserleiter vor. Die Durchlässigkeit reicht entsprechen 
von mittel bis stark. Die Grundwasserneubildungsrate ist mit ca. 190 mm als mittel zu bewerten. Die 
mittlere Wasserhärte liegt bei 17 °dH. 

Die Böden der Fläche sind durch die Landwirtschaftliche Nutzung, durch Befahrung mit schweren 
Maschinen und Fahrzeugen bereits verdichtet. Die Versickerungsrate und der Wasserhaushalt sind 
entsprechend bereit gestört. 

Insgesamt besitzt das Plangebiet eine mittlere Bedeutung für den Wasserhaushalt. 
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4.5 Klima 

Die Ortsgemeinde Weinsheim liegt im Bereich des Klimabezirks ”Westliche Eifel”. Folgende Kenn-
werte charakterisieren den Klimabezirk: 

mittlere Jahrestemperatur: 7 -8,5° C 

mittlere Lufttemperatur in der Vegetationsperiode (Mai bis Juli): 13 - 14° C 

Mittlere Zahl der Eistage im Jahr (<0°C) 10 - 20 Tage 

Mittlere Zahl der Sommertage (>25 °C) 10 – 30 Tage 

Niederschläge Jahresmittel: 800 - 1100 mm 

Mittlere Niederschlagssumme in der Vegetationsperiode 300 - 400 mm 

Hauptwindrichtung: West-Südwest 

(Klimaatlas von Rheinland-Pfalz) 

Die Offenlandflächen im Plangebiet stellen grundsätzlich Kaltluftproduktionsflächen dar. Aufgrund 
der Geländeneigung würde die entstehende Kaltluft in Richtung Norden abfließen. Die großen Ge-
bäude und der Sichtschutzwall stellen hier aber Hindernisse dar, so dass zu vermuten ist, dass die 
Kaltluft nach Osten in die freie Landschaft abfließt. Die Plangebietsfläche hat keine besondere Be-
deutung für die Kaltluftversorgung einer Siedlungslage. 

4.6 Biotop- und Nutzungstypen, Tierwelt 

Der größte Teil der Änderungsfläche stellt sich intensiv genutzte Ackerfläche dar. Zum Zeitpunkt der 
Bestandsaufnahme war die Fläche mit jungen Kohlpflanzen bestanden. Der nördliche Bereich der 
Änderungsfläche überplant das derzeitige Firmengeländer der Fima Stihl. Die Flächen sind im der-
zeit rechtskräftigen Bebauungsplan als Wallflächen mit Pflanzpflicht festgesetzt. Der östliche Be-
reich der Wallflächen stellte sich zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme aber als Vegetationslose 
Flächen dar. 

Im Osten und Süden grenzen weitere Acker- und Weideflächen an das Plangebiet an. 

Unmittelbar südwestlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich das Naturschutzgebiet „Nie-
senberg bei Weinsheim“ mit Wacholder-Kalkhalbtrockenrasen. 
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Abb.: Blick auf die Änderungsfläche (September 2020) 

 

Abb.: Biotop- und Nutzungstypenplan (unmaßstäbliche Darstellung; Legende siehe Anlage) 

Schutzgebiete, seltene und geschützte Arten 

Naturdenkmale:  nicht betroffen 

Kartierte Biotope:  keine innerhalb der Änderungsfläche. Aber unmittel-
bar südwestlich angrenzend: Enzian-
Schillergrasrasen, Niesenberg bei Weinsheim 

Nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope: keine innerhalb der Änderungsfläche. Aber unmittel-
bar südwestlich angrenzend: Enzian-
Schillergrasrasen 
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Landschaftsschutzgebiete:  nicht betroffen 

Naturschutzgebiete:  unmittelbar südwestlich angrenzend: NSG 
  „Niesenberg bei Weinsheim“ 

Natura-2000-Gebiete:  nicht betroffen 

Wasserschutzgebiete:  nicht betroffen 

Naturpark  nicht betroffen 

Planung vernetzter Biotopsysteme:   

Bestandsdarstellung:   Wiesen und Weiden mittlerer Standorte 

 Entwicklungsziele:   Wiesen und Weiden mittlerer Standorte und mage-
rer Standorte 

 Prioritätenkarte:  Trockenbiotope der Prümer Kalkmulde 

4.7 Landschaftsbild und Erholung 

Das Landschaftsbild im unmittelbaren Umfeld der Änderungsfläche ist bereits durch das bestehen-
de Industrie- und Gewerbegebiet von Weinsheim sowie durch Siedlungsbebauung von Weinsheim 
und Gondelsheim geprägt. 

Durch das Planvorhaben verschiebt sich der Industriegebietsrand weiter in Richtung Osten.  

Die Auswirkungen können durch Einhaltung der städtebaulichen Festsetzungen sowie der Verlage-
rung des bestehenden Sichtschutzwalls an den neuen Plangebietsrand verbunden mit einer randli-
chen Eingrünung minimiert werden. 

Das Plangebiet hat keine besondere Bedeutung für die feierabendbezogenen Naherholung. Die be-
stehenden Wegeverbindungen bleiben erhalten. Negative Auswirkungen sind hier durch die Pla-
nung entsprechend nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet hat für das Landschaftsbild und für die Erholungseignung eine geringe Bedeu-
tung. 

5 PR O G N O S E  Ü B ER  D I E  EN T W I C K L U N G  D E S  UM W EL T Z U ST A N D E S  

B E I  N I C H T D U R C H F Ü H R U N G  D E S  PL A N -VO R H A B E N S  (ST A T U S -
Q U O -PR O G N O S E )  

Bei der Nichtdurchführung des Planvorhabens werden sich keine bedeutsamen Veränderungen des 
Umweltzustandes ergeben. Die derzeitige intensive landwirtschaftliche Nutzung würde voraussicht-
lich weiter bestehen bleiben. 
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6 ER M I T T L U N G  U N D  BE W E R T U N G  PO T EN T I EL L  E R H E B L I C H E R  

UM W E L T A U S W I R K U N G E N  (PR O G N O S E  Ü B E R  D I E  EN T W I C K L U N G  

D E S  UM W E L T Z U S T A N D E S  B E I  DU R C H F Ü H R U N G  D E S PL A N -
VO R H A B E N S )  

Unter diesem Kapitel wird für die einzelnen Schutzgüter aufgelistet, welche als Parameter zur Beur-
teilung herangezogen werden. Anschließend erfolgt eine Beurteilung, inwieweit die Planung in ihren 
Auswirkungen für das jeweilige Schutzgut relevant ist. Am Ende steht eine abschließende Bewer-
tung der Erheblichkeit der Auswirkungen für das einzelne Schutzgut ohne Berücksichtigung der ge-
planten Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen. 

6.1 Schutzgut Fläche 

negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Flächeninanspruchnahme von ca. 4,9 ha 
bisher unbeplanter Ackerfläche. Davon 
sollen ca. 17.205 m² baulich beansprucht 
werden. 

        
 

     

baubedingt Keine.               

betriebsbe-
dingt 

Keine.               

Abschließende Bewertung 

Die Inanspruchnahme von insgesamt ca. 4.9 ha Ackerfläche für die Erweiterung des beste-
henden Gewerbebetriebes wird grundsätzlich als erheblich bewertet, da die verloren gehen-
de Ackerfläche nicht an anderer Stelle neu ausgewiesen werden kann und damit Flächen für 
die Lebensmittelproduktion verloren gehen. 

Die Umsiedlung des Gewerbebetriebs auf andere Flächen hätte jedoch voraussichtlich einen 
ungleich höheren Flächenverbrauch zur Folge. Daher wird der Flächeninanspruchnahme an 
dieser Stelle im Rahmen der städtebaulichen Abwägung der Vorrang eingeräumt. 

6.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Das Schutzgut Fauna und Flora wird über die Erfassung von Biotoptypen und durch Auswertung 
von Informationen zu einzelnen Artenvorkommen bewertet. Die Beurteilung erfolgt über die Be-
trachtung der Arten- und Lebensraumfunktion. Die Arten- und Lebensraumfunktion bezeichnet die 
Eigenschaft der Biotoptypen, Tieren und Pflanzen Lebensraum zu bieten. Sie wird anhand der Kri-
terien Naturnähe, Gefährdung/gesetzlicher Schutz, Regenerierbarkeit und Prägung durch Standort-
extreme beurteilt. 
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negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Verlust von intensiv genutzten Ackerflä-
chen insbesondere als Nahrungsraum für 
Vögel 

        
 

     

Verlust von potentiellen Vogelnistplätzen 
und Fledermausquartieren durch Rodung 
von wenigen Gehölzen 

        
 

     

baubedingt Lärmbelastungen und Beeinträchtigungen 
durch Bewegungsunruhe in Folge der 
Herstellung 

            

Betriebs-
bedingt 

Lärmbelastungen und Beeinträchtigungen 
durch Bewegungsunruhe (Ziel- und Quell-
verkehr temporär morgens und abends, 
bzw. ggf. zu den Schichtwechseln) 

        
 

    

Vorbelastungen und allgemeine Bewertungen 

Besondere faunistische und floristische Schutztatbestände wurden in der Auswertung der fachbe-
zogenen übergeordneten Planungen und der örtlichen Bestandsaufnahme nicht erfasst. 

Ein Artenschutzgutachten wurde in Auftrag gegeben. Nach bisherigen Aussagen des Artenschutz-
gutachters wurden keine unüberwindbaren Hindernisse erkannt, die der Planung entgegenstehen. 
Die Ergebnisse des Gutachtens werden im weiteren Verfahren in die Planunterlagen des Bebau-
ungsplans eingearbeitet und sind dort entsprechend zu berücksichtigen. 

Maßnahmen positive Auswir-
kungen 
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Vermei-
dungsmaß-
nahmen 

Gehölze sind zur 
Vermeidung arten-
schutzrechtlicher Kon-
flikttatbestände (ohne 
eine ökologische Bau-
begleitung) nur im 
Zeitraum vom 1. Ok-
tober eines Jahres bis 
Ende Februar des 
Folgejahres zu roden. 

Vermeidung der 
Störung brüten-
der Vögel und 
der Tötung von 
Jungvögeln  

        
 

    

Ausgleichs-
maßnahmen 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in 
Ordnungsbereich A 

Schaffung poten-
tieller Nist- und 
Quartierplätze für 
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Vögel und Fle-
dermäuse und 
Kleinsäuger 

 Entwicklung einer ex-
tensiv genutzten Wil-
dobstwiese (OB B) 

Erweiterung und 
Schaffung neuer 
(Teil-) Lebens-
räume für Flora 
und Fauna, ins-
besondere für 
Insekten und 
Kleintiere 

        
 

     

 Weitere externe Kom-
pensationsmaßnah-
men 

               

Abschließende Bewertung 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs- Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind 
erhebliche Beeinträchtigungen von Flora und Fauna zum derzeitigen Stand der Planung 
nicht zu erwarten. 

6.3 Schutzgut Boden 

Die Beurteilung der Bedeutung von Böden erfolgt über die Betrachtung der biotischen Lebensraum-
funktion, der natürlichen Ertragsfunktion, der Speicher- und Regulationsfunktion sowie der Funktion 
des Bodens als landschaftsgeschichtliche Urkunde. 

negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Beeinträchtigung der Boden- und Wasser-
funktionen der Fläche durch Befestigung 
von bisher intensiv genutzten Ackerflächen 
mit Gebäuden und Hof- und Rangierflächen 

        
 

      

baubedingt Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in den Boden durch Maschinen 
und Baufahrzeuge. 

    
 

        

Betriebs-
bedingt 

Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in den Boden durch parkende 
und Fahrende Fahrzeuge 

    
 

    
 

    

Vorbelastungen und allgemeine Bewertungen 
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Grundsätzlich sind Eingriffe in das Schutzgut Boden qualitativ als erheblich zu bewerten. Dies liegt 
daran, dass das Schutzgut Boden nicht vermehrt werden kann. Der Eingriff in eine versiegelte Flä-
che kann nur dann ausgeglichen werden, wenn eine andere Fläche, im vergleichbaren Umfang, 
entsiegelt wird. Dies ist in den meisten Fällen jedoch nicht möglich. So ist das auch im Fall der vor-
liegenden Planung. 

Durch die Errichtung von Gebäuden, Hof- und Rangierflächen kommt es zur Versiegelung bisheri-
ger Ackerflächen und damit zum Verlust sämtlicher Boden- und Wasserfunktionen der Fläche. 

Die Eingriffe erfolgen nicht in unbelasteten oder gar schutzwürdigen Boden. 

Die Eingriffe in den Boden sind dennoch grundsätzlich qualitativ und quantitativ als erheblich zu 
bewerten. 

Maßnahmen positive Auswir-
kungen 
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Minimie-
rungsmaß-
nahmen 

Der Oberboden ist gemäß DIN 18915 nach 
Horizonten geordnet abseits vom Baube-
trieb zu lagern und vor Verdichtung o.ä. zu 
schützen. 

           

Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in 
Ordnungsbereich A 

 

Boden wird gelo-
ckert und das 
Bodengefüge 
verbessert. Da-
mit werden auch 
die biologische 
Aktivität und die 
Puffer- und Fil-
terfunktionen des 
Bodens verbes-
sert. 

        
 

    

 Entwicklung einer ex-
tensiv genutzten Wil-
dobstwiese (OB B) 

         

 Weitere externe Kom-
pensationsmaßnahmen 

               

Abschließende Bewertung 

Grundsätzlich sind zu erwartenden Auswirkungen auf das Schutzgut Boden als erheblich zu 
bewerten. Unter Berücksichtigung der Vorbelastungen im Plangebiet sowie der festgesetz-
ten Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen kann das Bewertungsniveau „nicht erheb-
lich“ erreicht werden. 

6.4 Schutzgut Wasser 

Das Schutzgut Wasser wird in der Regel getrennt nach Grund- und Oberflächenwasser bewertet. 
Von Bedeutung sind die Wasserdargebotsfunktion, die Retentionsfunktion sowie die Funktion als 
Wertelement von Natur und Landschaft (Wasserqualität, Naturnähe etc.). 
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negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Beeinträchtigung der Wasserfunktionen der 
Fläche durch Befestigung von bisher inten-
siv genutzten Ackerflächen 

        
 

    

 Beeinträchtigungen des Grundwasser-
haushaltes und der Grundwasserneubil-
dung aufgrund des veränderten Abflussre-
gimes durch die Oberflächenbefestigung 

        
 

    

baubedingt Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in Boden und Grundwasser 

        

 Wasserverbrauch zum Betrieb von Bauma-
schinen 

        

Betriebs-
bedingt 

Gefahr der Versickerung von Schmier- und 
Treibstoffen in Boden und Grundwasser 

         

 Zusätzlicher Trinkwasserverbrauch          

Maßnahmen positive Auswir-
kungen 
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Vermei-
dungsmaß-
nahmen 

Minimierung der der 
Versiegelung auf das 
nötige Mindestmaß. 

Vermeidung unnö-
tiger zusätzlicher 
Auswirkungen auf 
den Wasserhaus-
halt. 

        
 

    

Minimie-
rung- und 
Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in 
Ordnungsbereich A 

 

Boden wird gelo-
ckert und das Bo-
dengefüge ver-
bessert. Damit 
wird auch die 
Wasserretentions-
funktion des Bo-
dens verbessert. 

Außerdem Was-
serrückhaltung 
durch das Blatt-
werk. 
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 Entwicklung einer ex-
tensiv genutzten Wil-
dobstwiese (OB B) 

Verbesserte Filter- 
und Pufferfunktio-
nen. 

Abstand der Be-
festigung zum 
Gewässer 

        
 

    

 Weitere externe Kom-
pensationsmaßnah-
men 

               

Abschließende Bewertung 

Unter Berücksichtigung der geplanten Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen gehen 
von dem geplanten Vorhaben keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Wasser aus. 

6.5 Schutzgut Luft und klimatische Faktoren 

Die Beurteilung des Schutzgutes Luft und klimatische Faktoren erfolgt über die Betrachtung der bi-
oklimatischen Ausgleichsfunktion. Die bioklimatische Ausgleichsfunktion beschreibt die Kaltluftent-
stehung und den -transport sowie die Frischluftentstehung und den -transport. 

negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Verlust von Kaltluftproduktionsfläche sowie 
von einzelnen Frischluftproduzenten. 

        
 

    

baubedingt Luftverunreinigungen durch Schadstof-
femissionen von Baumaschinen und –
fahrzeugen. 

             

Betriebs-
bedingt 

Schadstoffemissionen durch Industrie         
 

    

Maßnahmen positive Auswir-
kungen 
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Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in 
Ordnungsbereich A  

Erhöhung der 
Zahl der Frisch-
luftproduzenten 
zur Frischluftver-
sorgung des Ge-
bietes. 
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 Entwicklung einer ex-
tensiven Wildobstwiese 
in OB B 

Erhöhung der 
Zahl der Frisch-
luftproduzenten 
zur Frischluftver-
sorgung des Ge-
bietes. 

Verbesserte 
Schadstofffilte-
rung aus der 
Luft. 

        
 

    

 Weitere externe Kom-
pensationsmaßnahmen 

               

Abschließende Bewertung 

Erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und klimatische Faktoren sind 
nicht zu erwarten. 

6.6 Schutzgut Biologische Vielfalt 

Die Beurteilung der Bedeutung des Schutzgutes Biodiversität erfolgt über die Betrachtung der Bio-
topverbundfunktion, dem Vorkommen von Ziel- oder Leitarten und des Strukturreichtums. 

negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Verlust strukturarmer und artenarmer 
Ackerflächen. 

        
 

    

 Verlust von Einzelgehölzen         
 

    

bau- und 
betriebsbe-
dingt 

Keine.                

Vorbelastungen und allgemeine Bewertungen 

Im Plangebiet gibt es keine kartierten Biotope oder nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz pauschal 
geschützten Biotope. Das Plangebiet weist eine geringe Strukturvielfalt auf. 
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Maßnahmen positive Auswir-
kungen 
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Aus-
gleichs-
maßnah-
men 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in 
Ordnungsbereich A  

Erhöhung der 
Strukturvielfalt 

Verbesserte Fil-
ter- und Puffer-
funktionen 

        
 

    

 Entwicklung einer ex-
tensiven Wildobstwiese 
in OB B 

        
 

    

 Weitere externe Kom-
pensationsmaßnahmen 
werden im verbindli-
chen Bauleitplanverfah-
ren noch festgelegt 

          

Abschließende Bewertung 

Das Schutzgut Biodiversität ist von dem Planvorhaben nicht erheblich betroffen. 

6.7 Schutzgut Landschaft 

Die Beurteilung der Bedeutung der Landschaft ist vor allem vor dem Hintergrund der Landschaft als 
weichem Standortfaktor zu betrachten und wird über die Betrachtung der Funktionen Landschafts-
bild und Erholungsfunktion beurteilt. 

negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
durch Erweiterung des bisherigen Randes 
des Industriegebietes in die bisherige freie 
Landschaft (Ackerflächen) 

          

Maßnahmen 
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Minimie-
rungsmaß-
nahmen 

Einhaltung städtebaulicher Festsetzungen          

 Errichtung eines Sichtschutzwalls          
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 Randliche Eingrünung mit heimischen Ge-
hölzen in OB A 

      

 

 

 

 

 Entwicklung einer extensiv genutzten Wil-
dobstwiese in Ordnungsbereich B 

      

 

 

 

 

Abschließende Bewertung 

Bei Beachtung aller Textfestsetzungen zur Gestaltung und Dimensionierung der Baukörper 
sowie der festgesetzten randlichen Eingrünung ist der Eingriff in das Landschaftsbild ins-
gesamt zu minimieren. 

Erhebliche, negative Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft sind nicht zu erwarten. 

6.8 Natura2000 

Das Plangebiet liegt nicht in einem Natura2000 – Gebiet und nicht in relevanter räumlicher Nähe zu 
einem solchen. Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und den Schutzzweck eines Natu-
ra2000- Gebietes sind entsprechend nicht zu erwarten. 

6.9 Schutzgut Bevölkerung und Gesundheit des Menschen 

Unter dem eigentlichen Schutzgut Bevölkerung / Gesundheit des Menschen wird lediglich das ge-
fasst, was durch die Beurteilung der anderen Schutzgüter nicht abzudecken ist. Hier steht insbe-
sondere die Wohn- und Wohnumfeldfunktion im Vordergrund. Das Wohnen und die Wohnumfeld-
funktion bezeichnen die Eigenschaft des Wohn- und Arbeitsumfeldes des Menschen bezüglich sei-
ner Ansprüche Wohnen, Erholen und Arbeiten. Sie werden anhand der Kriterien Art der baulichen 
Nutzung, Verlärmungsgrad / Schallintensität und erweitertes Wohnumfeld beurteilt. 

negative Auswirkungen 
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Anlage-
bedingt 

Keine.   
 

  
 

   

baubedingt Schallemissionen und Beeinträchtigungen 
durch Bewegungsunruhe im Rahmen der 
Bauarbeiten 

       

Betriebs-
bedingt 

Zusätzliche Lärm- und Bewegungsunruhe     
 

   

Abschließende Bewertung 

Bereits in der rechtsverbindlichen Fassung des Bebauungsplans ist geregelt: Es sind gem. § 1 (4) 
BauNVO nur solche Betriebe und Anlagen zulässig, die den im Bebauungsplan definierten max. 
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zulässigen Schall-Leistungspegel Lw in dB(A) nicht überschreiten. Ferner wird darauf hingewiesen, 
dass bei Bauantragsstellung hinsichtlich der Einhaltung der jeweils maximal zulässigen Schall-
Leistungspegel ein Nachweis zu erbringen ist. Dies gilt auch für die vorliegende 7. Änderung. 

In der vorliegenden Planänderung wurde darauf geachtet, dass die festgesetzten Schall-
Leistungspegel nicht höher ausfallen als es die bisherigen Festsetzungen erlaubt haben. Daher 
geht mit der Änderungsplanung keine Erhöhung der Emissionen einher. 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Anschluss an die bestehende Industriegebietsfläche sind 
durch die Änderungsplanung keine erheblichen Auswirkungen auf gesunde Arbeits- und Wohnver-
hältnisse zu erwarten. 

In Abhängigkeit der fachbehördlichen Stellungnahmen im Planaufstellungsverfahren und vorbehalt-
lich der bauleitplanerischen Abwägung der Gemeinde behält die Plangeberin es sich vor bereits in 
der Bauleitplanung ein Schallgutachten in Auftrag zu geben. 

Aus Sicht des Immissionsschutzes sind unter Berücksichtigung vorstehender Ausführun-
gen keine Konflikte mit bestehender Siedlungsbebauung zu erwarten. 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Anschluss an das bestehende Industriegebiet und 
außerhalb der Nähe von Siedlungslagen und anderer wohnbaulicher Nutzungen sind durch 
die Änderungsplanung keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Bevölkerung 
und Gesundheit des Menschen zu erwarten. 

Unter Einhaltung der Arbeitsschutzvoraussetzungen und –anforderungen ist nicht davon 
auszugehen, dass die zu erwartenden Lärmemissionen über das übliche Maß der Immissio-
nen innerhalb eines Industriegebietes hinausgehen. Erhebliche negative Auswirkungen auf 
das Arbeitsumfeld sind daher ebenfalls nicht zu erwarten.  

6.10 Wirkungsgefüge 

Die Betrachtung der Wechselwirkungen trägt der Tatsache Rechnung, dass die Umwelt ein funktio-
nales Wirkungsgefüge ist. Dieses Wirkungsgefüge kann über die Darstellung und Bewertung der 
einzelnen Schutzgüter nicht in seiner Gesamtheit abgebildet werden. Die Wechselwirkungen wer-
den in schutzgutinterne und schutzgutübergreifende Wechselwirkungen unterteilt. Hinzu kommen 
Wirkungsverlagerungen, die aber erst auf der Ebene der Konfliktminimierung und Maßnahmenemp-
fehlungen deutlich werden. 

Im Fall der vorliegenden Planung sind zwischen den einzelnen Schutzgütern keine bewer-
tungsrelevanten Wechselwirkungen zu erwarten. Auch Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern und Natura2000-Erhaltungszielen oder –Zielarten sind nicht zu erwarten. 

6.11 Schutzgut Sachwerte 

Die Definition der Sachwerte in der Planung wird gegenwärtig kontrovers diskutiert. Als Sachwerte 
gelten Bestandteile der natürlichen Ressourcen wie z. B. Bodenschätze oder Energieressourcen. In 
der vorliegenden Studie werden unter dem Begriff Sachwerte Bodenschätze und Investitionsgüter 
verstanden, die durch die Planung in ihrem Fortbestand oder in ihrer Rentabilität gefährdet wären. 

Sachwerte in diesem Sinne sind für das Plangebiet nach derzeitigem Kenntnisstand nicht bekannt 
und daher nicht bewertungsrelevant. 



Verbandsgemeinde Prüm 
Begründung zur 11. Änderung des Flächennutzungsplans 30850 

Seite 105 

 

08.12.2023

 

Von der Planänderung gehen nach derzeitigem Kenntnisstand keine negativen Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Sachwerte aus. 

6.12 Schutzgut kulturelles Erbe 

Kulturgüter sind kulturell bedeutsame Objekte und Nutzungen von kulturhistorischer Bedeutung wie 
z. B. Baudenkmäler, Bodendenkmäler oder historisch bedeutsame Park- und Gartenanlagen. Im 
Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Kulturgüter bekannt. 

In den Bebauungsplan wurden folgende Hinweise zur vorsorgenden Berücksichtigung denkmal-
schützender und archäologischer Belange aufgenommen: 

Denkmalschutz: Es besteht die Möglichkeit, dass bei den Erdarbeiten im Plangebiet ar-
chäologische Befunde und Funde (wie Erdverfärbungen, Knochen und Skeletteile, Gefä-
ße oder Scherben, Münzen und Eisengegenstände usw.) zutage treten. Diese Funde sind 
gemäß §§ 16 - 21 Denkmalschutzgesetz dem Rheinischen Landesmuseum Trier, Weima-
rer Allee 1, 54290 Trier (Tel. 0651 / 9774-0) sowie der Unteren Denkmalschutzbehörde 
bei der Kreisverwaltung zu melden. Die Anzeigepflicht ob-liegt demjenigen, der zuerst auf 
den Gegenstand gestoßen ist (Finder). Der Unternehmer, alle dabei beschäftigen Perso-
nen, der Eigentümer des Grundstückes und die sonst etwa Verfügungsberechtigten ha-
ben die Fortsetzung der Arbeiten zu unterlassen und die gefundenen Gegenstände in un-
verändertem Zustand zu verwahren. 

Von der Planung gehen aller Voraussicht nach keine erheblichen negativen Auswirkungen 
auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachwerte aus. 

6.13 Wechselwirkungen 

Die Betrachtung der Wechselwirkungen trägt der Tatsache Rechnung, dass die Umwelt ein funktio-
nales Wirkungsgefüge ist. Dieses Wirkungsgefüge kann über die Darstellung und Bewertung der 
einzelnen Schutzgüter nicht in seiner Gesamtheit abgebildet werden. Die Wechselwirkungen wer-
den in schutzgutinterne und schutzgutübergreifende Wechselwirkungen unterteilt. Hinzu kommen 
Wirkungsverlagerungen, die aber erst auf der Ebene der Konfliktminimierung und Maßnahmenemp-
fehlungen deutlich werden. 

Im Fall der vorliegenden Planänderung sind zwischen den einzelnen Schutzgütern keine be-
wertungsrelevanten Wechselwirkungen zu erwarten. Auch Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern und Natura2000-Erhaltungszielen oder –Zielarten sind nicht zu erwarten. 

6.14 Summationswirkungen 

Bei der Frage nach der Verträglichkeit eines Vorhabens sind neben den unmittelbar dem Vorhaben 
zugeordneten Wirkungen auch solche zu berücksichtigen, die im Zusammenwirken mit anderen 
Plänen oder Projekten eine erhebliche Beeinträchtigung zur Folge haben können. Dies ist eine Vor-
gabe im Lichte des Vorsorgeprinzips, da die räumlich-zeitliche Verdichtung von Belastungen zu 
Umweltveränderungen führen können, die einen Lebensraum schleichend entwerten, ohne dass 
dies bei der Betrachtung von Einzelfaktoren eines Projektes erkennbar würde. Daher sind die Er-
mittlungen und Bewertungen von Summationswirkungen in der Regel ebenfalls Prüfgegenstand. 

Derzeit befindet sich auch die 6. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ im Verfahren. 
Gegenstand der 6. Änderung ist die Schaffung der baurechtlichen Grundlage für die Errichtung ei-



Verbandsgemeinde Prüm 
Begründung zur 11. Änderung des Flächennutzungsplans 30850 

Seite 106 

 

08.12.2023

 

nes Mitarbeiterparkplatzes der Firma Stihl GmbH im östlichen Anschluss an das Industriegebiet 
jenseits der stillgelegten Gleisanlagen. 

Hierdurch kommt es zu einem weiteren Verlust von Offenlandflächen für die Kaltluftproduktion und 
als Lebensraum. Außerdem werden weitere Flächen versiegelt und Boden- und Wasserfunktionen 
gehen verloren. 

Erhebliche kumulierende Auswirkungen können durch die Festsetzung von funktional ge-
eigneten Ausgleichsmaßnahmen in beiden Bebauungsplänen vermieden werden. 

Daher ist derzeit nicht von erheblichen kumulierenden Auswirkungen von beiden Planungen 
auszugehen. 

7 EM I S S I O N S V E R M E I D U N G ,  NU T Z U N G  R E G E N E R A T I V E R  EN E R G I E N ,  

EN E R G I E E I N S P A R U N G ,  S A C H G ER E C H T E R  UM G A N G  M I T  

AB F Ä L L E N  U N D  AB W Ä S S E R N  

Es wird grundsätzlich die Anwendung erneuerbarer Energien empfohlen sowie der sparsame und 
effiziente Umgang mit Energie. Die Festsetzungen des Bebauungsplans verhindern dieses nicht. 

Die sparsame und effiziente Nutzung von Energie ist ansonsten durch die geltenden Bauvorschrif-
ten ausreichend sichergestellt. 

8 M A S S N A H M E N  Z U R  VE R M E I D U N G ,  Z U R  VE R R I N G E R U N G  U N D  Z U M  

AU S G L E I C H  D ER  ER H E B L I C H EN  UM WE L T W I R K U N G E N  

In diesem Kapitel sind nach den Vorgaben des BauGB Aussagen zu Maßnahmen zur Vermeidung, 
zur Verringerung und zum Ausgleich prognostizierter erheblicher Umweltwirkungen zu treffen. Der 
Maßstab der Bewertung ist somit ein erheblicher Eingriff. Durch die vorliegende Planung sind ohne 
Berücksichtigung von Kompensationsmaßnahmen erhebliche Auswirkungen auf folgende Schutz-
güter zu prognostizieren: 

• Boden 

• Wasser 

• Landschaftsbild 

• Fläche 

Die anderen Schutzgüter sind nicht erheblich betroffen. 

In den Bebauungsplan sind Festsetzungen und Empfehlungen aufgenommen, um die Eingriffsfol-
gen zu minimieren und gerade dadurch erhebliche Umweltwirkungen für einzelne Schutzgüter zu 
vermeiden (insbesondere Schutzgut Boden und Wasser). Zu diesen Festsetzungen zählen (ledig-
lich inhaltliche Wiedergabe):  
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Boden 

 Maßnahme Wirkung Während 
Bauphase 

Während 
Betriebs-
phase 

Minimierungs-
maßnahmen 

Der Oberboden ist gemäß DIN 18915 nach Horizon-
ten geordnet abseits vom Baubetrieb zu lagern und 
vor Verdichtung o.ä. zu schützen. 

  

Ausgleichs-
maßnahmen 

 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in 
Ordnungsbereich A 

 

Boden wird gelockert und 
das Bodengefüge verbes-
sert. Damit werden auch die 
biologische Aktivität und die 
Puffer- und Filterfunktionen 
des Bodens verbessert. 

  

Entwicklung einer ex-
tensiv genutzten Wil-
dobstwiese (OB B) 

  

 Weitere externe Kom-
pensationsmaßnah-
men 

   

 

Wasser 

 Maßnahme Wirkung Während 
Bauphase 

Während 
Betriebs-
phase 

Vermeidungs-
maßnahmen 

Minimierung der der 
Versiegelung auf das 
nötige Mindestmaß. 

Vermeidung unnötiger zu-
sätzlicher Auswirkungen auf 
den Wasserhaushalt. 

  

Minimierung- 
und Aus-
gleichsmaß-
nahmen 

 

Festsetzung von Ge-
hölzpflanzungen in 
Ordnungsbereich A 

 

Boden wird gelockert und 
das Bodengefüge verbes-
sert. Damit wird auch die 
Wasserretentionsfunktion 
des Bodens verbessert. 

Außerdem Wasserrückhal-
tung durch das Blattwerk. 

  

Entwicklung einer ex-
tensiv genutzten Wil-
dobstwiese (OB B) 

Verbesserte Filter- und Puf-
ferfunktionen. 

Abstand der Befestigung 
zum Gewässer 
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 Weitere externe Kom-
pensationsmaßnah-
men 

   

 

Landschaft 

 Maßnahme Während 
Bauphase 

Während 
Betriebs-
phase 

Minimierung- 
und Aus-
gleichsmaß-
nahmen 

Einhaltung städtebaulicher Festsetzungen   

Errichtung eines Sichtschutzwalls   

 Randliche Eingrünung mit heimischen Gehölzen in 
OB A 

  

 Entwicklung einer extensiv genutzten Wildobstwiese 
in Ordnungsbereich B 

  

 

Fläche 

Die Inanspruchnahme von ca. 4.9 ha Ackerfläche für die Erweiterung des bestehenden Gewerbebe-
triebes wird grundsätzlich als erheblich bewertet, da die verloren gehende Ackerfläche nicht an an-
derer Stelle neu ausgewiesen werden kann und damit Flächen für die Lebensmittelproduktion verlo-
ren gehen. 

Die Umsiedlung des Gewerbebetriebs auf andere Flächen hätte jedoch voraussichtlich einen un-
gleich höheren Flächenverbrauch zur Folge. Daher wird der Flächeninanspruchnahme an dieser 
Stelle im Rahmen der städtebaulichen Abwägung der Vorrang eingeräumt. 

9 AL T ER N A T I V E N PR Ü F U N G  

Als Teil des Abwägungsmaterials sind im Umweltbericht „in Betracht kommende anderweitige Pla-
nungsmöglichkeiten“ darzustellen. Dies auch vor dem Hintergrund, um durch Planalternativen mög-
liche erhebliche Umweltauswirkungen vermeiden zu können. Bei der Aufstellung eines Bebauungs-
plans beziehen die sich in Betracht kommende anderweitigen Planungsmöglichkeiten grundsätzlich 
auf das Bebauungsplangebiet und behandeln unterschiedliche Lösungsmöglichkeiten z.B. zur Er-
schließung, zur Stellung der Baukörper oder die Lage von Grünflächen. Nicht als Alternative in Be-
tracht zu ziehen sind alternative Planungsziele (vgl. Rundschreiben des Ministeriums „Hinweise 
zum Vollzug des Baugesetzbuchs – EAG Bau" vom 26.08.2004). 

Das Gelände der Firma Stihl GmbH ist im Westen und Norden bereits von Bebauung umgeben. Die 
Bestandssituation lässt deshalb lediglich eine Erweiterung in Richtung Süden und Osten zu. In 
Richtung Süden fügt sich die Erweiterung in eine bestehende Lücke zwischen Niesenberg und In-
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dustriegebiet ein, so dass die Auswirkungen auf das Landschaftsbild durch den sichtabschirmenden 
Niesenberg bereits minimiert werden.  

Die Erweiterung des Betriebsgeländes ist zur Standortsicherung des Unternehmens notwendig. Bei 
Aufgabe des Standortes und Errichtung eines neuen größeren Betriebsgeländes würden größere 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft entstehen. 

Die Planung ist standortbezogen aufgrund der Sicherstellung der erforderlichen Betriebsabläufe und 
funktionalen Zusammenhänge der überplanten Firma. Alternative Standorte liegen daher nicht vor. 

Zudem verfügt die Fläche über eine geringe Habitatausstattung, so dass es unter Berücksichtigung 
von Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht zu erheblich negativen Auswirkungen auf Na-
tur und Umwelt kommt. 

Die Nullvariante ist eine theoretische Möglichkeit, die jedoch konträr zur Planungsintention des 
Bauherrn steht. Sie ist auch rechtlich nicht zu wählen, weil durch den Bebauungsplan keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen entstehen, die unter Berücksichtigung der vorgesehenen Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen nicht ausgeglichen oder auf ein unerhebliches Maß reduziert wer-
den könnten.  

10 AN F Ä L L I G K E I T  F Ü R  S C H W E R E  UN F Ä L L E  U N D  KA T A ST R O P H E N  

In diesem Kapitel sind gemäß Anlage 1 Nr. 2e erhebliche negative Auswirkungen auf die Belange 
des § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-d und i, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässi-
gen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, zu beschreiben. 

In die Beschreibung sind ggf. Maßnahmen zur Verhinderung oder Verminderung solcher Auswir-
kungen sowie Einzelheiten in Bezug auf die Bereitschafts- und vorgesehenen Bekämpfungsmaß-
nahmen für derartige Krisenfälle aufzunehmen. 

Durch vorliegende Planung werden keine Vorhaben vorbereitet, die eine ausgesprochene 
Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen aufweisen. Erhebliche negative Auswir-
kungen durch solche Unfälle oder Katastrophen sind entsprechend nicht zu erwarten. 

Ebenso sind durch vorliegende Planung keine Eingriffe zu erwarten, durch deren Auswir-
kungen eine erhöhte Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten ist. 

11 AN M E R K U N G EN  Z U R  DU R C H F Ü H R U N G  D E R  UM W E L T P R Ü F U N G  

Als Methodik der vorliegenden Umweltprüfung ist die Auswertung von fachlichen Angaben und In-
formationen zu nennen. Die Bestandsaufnahmen im Plangebiet wurden im September 2020 durch-
geführt. Es wurden überwiegend digitale Kartenunterlagen der Landesverwaltungen zu den Themen 
Hydrogeologie, Schutzgebiete, kartierte Biotope, geschützte Biotope, Grundwasserlandschaften, 
Gewässergüte, Gewässerstrukturgüte, Bodentypen-Gesellschaften und Klima ausgewertet. Dane-
ben war auch die Auswertung der topografischen Karte und von Luftbildern eine wichtige Stütze bei 
der Interpretation der bei Geländebegehungen aufgenommenen Daten. 

Besondere Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen und bei der Bewertung des Bestands 
und der Eingriffe haben sich nicht ergeben. Bei der Zusammenstellung des Umweltberichts sind 
keine besonderen Schwierigkeiten aufgetreten. 
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12 ÜB E R W A C H U N G  D E R  AU S W I R K U N G E N  D E R  DU R C H F Ü H R U N G  D E S  

PL A N -VO R H A B E N S (MO N I T O R I N G )  

Gemäß § 4c BauGB ist für Bebauungspläne, deren Verfahren nach dem 20. Juli 2004 eingeleitet 
worden ist, die Durchführung eines sogenannten Monitorings verpflichtend. Ziel dieses Monito-
rings ist die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planvorhaben, um insbe-
sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu erkennen und planerisch entsprechende 
Maßnahmen ergreifen zu können sowie die Überwachung der Festsetzungen und Ausgleichs-
maßnahmen. 

Hierbei sind verschiedene Zeithorizonte für das Monitoring zu beachten: Die Umsetzung der städte-
baulichen und auf das Baugrundstück bezogenen Festsetzungen können bereits mit Umsetzung 
der einzelnen Baumaßnahmen überwacht werden. 

Die Auswirkungen sind in zwei Zeitrahmen prüfbar: Durchführung der städtebaulichen Minimie-
rungsfestsetzungen und landespflegerischen Kompensationsmaßnahmen in engem zeitlichen Zu-
sammenhang mit der Realisierung des Planvorhabens und langfristig im Zuge des Wachstumsfort-
schrittes der Vegetation. 

Folgende Monitoringmaßnahmen sind abzuleiten: 

Überwachungs-
gegenstand 

Zeitpunkt Aufgabenträger Art des Monitorings 

Einhaltung der Festset-
zungen zum Maß der 
baulichen Nutzung 

Bauantrag, 
Nachkontrolle nach 
Realisierung, tur-
nusmäßige Nach-
kontrolle alle 10 
Jahre 

Bauaufsicht, 
Gemeinde bzw. beauftragte 
VGV-Bau- und Umweltverwal-
tung 

Unterlagensichtung im Verwaltungs-
gang, Begehung – Dokumentation der 
Ergebnisse 

Umsetzung der festge-
setzten Begrünung 

Bauantrag, 
Nachkontrolle nach 
Realisierung, tur-
nusmäßige Nach-
kontrolle alle 10 
Jahre 

Bauaufsicht, 
Gemeinde bzw. beauftragte 
VGV-Bau- und Umweltverwal-
tung 

Unterlagensichtung im Verwaltungs-
gang, Begehung oder Luftbildauswer-
tung – Dokumentation der Ergebnisse 

Anlage / Umsetzung 
der internen und exter-
nen Kompensations-
maßnahme(n) 

Zehnjähriger Tur-
nus bzw. im Zuge 
ohnehin vorzu-
nehmender Erhe-
bungen 

Fachbehörden, Fachplaner Begehung und Bestandsbewertung im 
Zuge ohnehin anstehender Bestands-
bewertungen (z. B. Landschaftsplan-
fortschreibungen) 

Für das Monitoring ist die Gemeinde nach dem BauGB zuständig. Sie ist jedoch auch auf den 
Sachverstand der zuständigen Fachbehörden, insbesondere der Unteren Naturschutzbehörde an-
gewiesen. 

Durch die Bündelung der Monitoringmaßnahmen auf den Realisierungszeitpunkt/ bzw. einen zehn-
jährigen Turnus kann eine effiziente Durchführung in einem Arbeitsschritt erfolgen. Sofern im Rah-
men der normalen Tätigkeit den jeweils zuständigen Fachbehörden erhebliche, unvorhergesehene 
Umweltauswirkungen bekannt werden, sind diese der Gemeinde bzw. der beauftragten Verwaltung 
mitzuteilen (vgl. § 4c Satz 1 BauGB). 
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13 AL L G E M E I N  V E R ST Ä N D L I C H E  Z U S A M M E N F A S S U N G  D E S  

UM W E L T B E R I C H T S  

Die Ortsgemeinde Weinsheim sieht die 7. Änderung des Bebauungsplans „Industriegebiet“ vor, 
dessen Geltungsbereich sich südöstlich des bestehenden Industriegebietes der Ortsgemeinde 
Weisheim befindet und eine Plangebietsgröße von rund 7,1 ha aufweist. Anlass für die 7. Änderung 
des Bebauungsplans „Industriegebiet“ ist der mittelfristige Expansionsbedarf der langjährig ortsan-
sässigen Firma Andreas Stihl AG & Co. KG. Es ist vorgesehen, Grundstücksflächen an der Südsei-
te vom Werksgelände zu erwerben und Baurecht für die Zukunft zu sichern. Hier wäre die Nutzung 
als Produktionsfläche denkbar. Ferner soll eine mögliche Ausgleichsfläche mitberücksichtigt wer-
den. 

Zur Ermöglichung des vorliegenden Planvorhabens werden neben der Erweiterung der Industrie- 
und Gewerbebauflächen in Richtung Südosten auch Änderungen der bisherigen Festsetzungen des 
Ur-Bebauungsplans für das Industriegebiet erforderlich. Dies insbesondere im Hinblick auf die nut-
zungsbezogenen textlichen und zeichnerischen Festsetzungen des betroffenen Änderungsberei-
ches. 

Aufgrund der Vorbelastungen im Plangebiet und der überwiegend geringen Lebensraumfunktionen 
gehen unter Berücksichtigung der in die Planung integrierten Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen von der Planung überwiegend keine erheblichen Eingriffe in die Schutzgü-
ter aus. 

Aufgrund ihrer überwiegend landwirtschaftlichen Nutzung hat die Fläche hauptsächlich eine Bedeu-
tung als Jagdrevier für Vögel und Fledermäuse. Gehölze werden lediglich in geringem Umfang im 
unmittelbaren Umfeld der Industriegebäude überplant. Blütenreiche Säume oder sonstige wertge-
bende Strukturen fehlen. Hinweise auf Vorkommen geschützter oder gefährdeter Arten sind zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

Ein Artenschutzgutachten wurde bereits in Auftrag gegeben und befindet sich bereits in der Durch-
führung. Nach bisherigen Aussagen des Artenschutzgutachters wurden keine unüberwindbaren 
Hindernisse erkannt, die der Planung entgegenstehen. Die Ergebnisse des Gutachtens werden im 
weiteren verbindlichen Bauleitplanverfahren in die Planunterlagen eingearbeitet. 

Die größten Eingriffe erfolgen in die Schutzgüter Boden, Wasser und Landschaftsbild. Der Eingriff in 
den Boden ist grundsätzlich als erheblich zu bewerten. Im Bereich des Sichtschutzwalls ist die na-
türliche Horizontabfolge des Bodens bereits stark verändert. Auch im Bereich der Ackerfläche ist 
der Boden aufgrund von Pflügen und der Verwendung von Dünger- und Pflanzenschutzmitteln be-
reits vorbelastet. Der Eingriff erfolgt somit nicht in einen unbelasteten Boden und die Schutzwürdig-
keit ist nicht besonders herauszuheben. Dies bedeutet, grundsätzlich ist die Schaffung von funktio-
nal geeigneten Ausgleichsmaßnahmen möglich. 

Die Inanspruchnahme von ca. 4.9 ha Ackerfläche für die Erweiterung des bestehenden Industriege-
bietes für eine ortsansässige Firma wird als erheblich bewertet, da die verloren gehende Ackerflä-
che nicht an anderer Stelle neu ausgewiesen werden kann und damit Flächen für die Lebensmittel-
produktion verloren gehen. 

Die Umsiedlung des Gewerbebetriebs auf andere Flächen hätte jedoch voraussichtlich einen un-
gleich höheren Flächenverbrauch zur Folge. Daher wird der Flächeninanspruchnahme an dieser 
Stelle im Rahmen der städtebaulichen Abwägung der Vorrang eingeräumt. 
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Negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild werden durch den vorgelagerten Niesenberg sowie 
den festgesetzten Sichtschutzwall in Ordnungsbereich A und die Gehölzpflanzungen in Ordnungs-
bereich B minimiert. 

Die Fläche des Ordnungsbereichs B ist zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft als ar-
tenreiche extensiv genutzte Wildobstwiese anzulegen. 

Im Hinblick auf eine Alternativenprüfung können folgende Aspekte benannt werden:  

Das Gelände der Firma Stihl GmbH ist im Westen und Norden bereits von Bebauung umgeben. Die 
Bestandssituation lässt deshalb lediglich eine Erweiterung in Richtung Süden und Osten zu. In 
Richtung Süden fügt sich die Erweiterung in eine bestehende Lücke zwischen Niesenberg und In-
dustriegebiet ein, so dass die Auswirkungen auf das Landschaftsbild durch den sichtabschirmenden 
Niesenberg bereits minimiert werden.  

Die Erweiterung des Betriebsgeländes ist zur Standortsicherung des Unternehmens notwendig. Bei 
Aufgabe des Standortes und Errichtung eines neuen größeren Betriebsgeländes würden größere 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft entstehen. 

Die Planung ist standortbezogen aufgrund der Sicherstellung der erforderlichen Betriebsabläufe und 
funktionalen Zusammenhänge der überplanten Firma. Alternative Standorte liegen daher nicht vor. 

Zudem verfügt die Fläche über eine geringe Habitatausstattung, so dass es unter Berücksichtigung 
von Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht zu erheblich negativen Auswirkungen auf Na-
tur und Umwelt kommt. 

Die Nullvariante ist eine theoretische Möglichkeit, die jedoch konträr zur Planungsintention des 
Bauherrn steht. Sie ist auch rechtlich nicht zu wählen, weil durch den Bebauungsplan keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen entstehen, die unter Berücksichtigung der vorgesehenen Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen nicht ausgeglichen oder auf ein unerhebliches Maß reduziert wer-
den könnten. 

Die Umweltprüfung ergibt letztendlich überwiegend keine erheblichen negativ zu wertenden Auswir-
kungen auf die Umwelt, welche Veranlassung geben, von der Aufstellung des Bebauungsplanes 
unter Umweltgesichtspunkten Abstand zu nehmen. 

Die Ergebnisse der Plan-Umweltprüfung unterliegen der bauleitplanerischen Abwägung ge-
mäß § 1 (7) BauGB. 
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14 L I T E R A T U R -  U N D  Q U E L L E N V E R Z E I C H N I S  

Übergeordnete Pläne 

Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung: Landesentwicklungspro-
gramm (LEP IV)  

Planungsgesellschaft Trier: Regionaler Raumordnungsplan Region Trier in der wirksamen Fassung 
1985/1995 sowie der Entwurfsfassung zur 1. Anhörung 2014 

Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Prüm mit integrierter Landschaftsplanung 

Ministerium für Umwelt Rheinland- Pfalz: Planung vernetzter Biotopsysteme. Bereich Eifelkreis Bit-
burg-Prüm. Mainz 1994 

Kartengrundlagen und Online-Kartendienste 

Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz: Digitales Wasserbuch. 
Karte der Wasserrechte Rheinland-Pfalz. URL: http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/8464 , 
[letzter Zugriff: 06.10.2020] 

Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz: Kartenviewer. URL: http://mapclient.lgb-
rlp.de/?app=lgb&view_id=15, [letzter Zugriff: 06.10.2020] 

Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz: Landschaftsinformationssystem. 
URL: http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz, [letzter Zugriff: 06.10.2020] 

Deutscher Wetterdienst: Klima-Atlas von Rheinland-Pfalz 

Rechtsvorschriften und Gesetzestexte 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), in der derzeit geltenden Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542, in Kraft getreten am 01. 
März 2010), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) 
geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fassung. 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 28. September 2005 (GVBI 2005, S. 387), neugefasst 
am 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2016 (GVBI, S. 583) in der derzeit geltenden Fassung 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998, das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 3 
der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465) geändert worden ist, in der derzeit 
geltenden Fassung. 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fas-
sung 
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Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG -) in der Fassung vom 

14. Juli 2015, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. September 2017 (GVBl. S. 
237), in der derzeit geltenden Fassung 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) geändert worden ist, in der 
derzeit geltenden Fassung  

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 03. Dezember 2014 (GVBl. S. 245), in der derzeit geltenden Fassung 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), neugefasst durch Bek. v. 24.02.2010 
(BGBl. l S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. September 2017 (BGBl. l S. 3370) 
geändert worden ist, in der derzeit geltenden Fassung 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzei-
chenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I, S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI.I, S. 1057), in der derzeit geltenden Fassung 

 

 
 
08. Dez. 2023 heu-bb-gra Prüm, den ............................................  
Projektnummer: 30850 
Bearbeiter: Dipl.-Ing. Andy Heuser  
  Beatrix Busch M. Sc. 
  Sarah Grajewski M. Sc. 
 

KARST INGENIEURE GmbH  .........................................................................  

   Aloysius Söhngen (Bürgermeister) 

Anhang 
 
- Ausschnitt der geologischen Karten gemäß Stellungnahme der LGB vom 13.07.2023 
- Legende zum Biotop- und Nutzungstypenplan zur 6. Änderung des Bebauungsplans (Änderungsflä-

che Nr. 1) 
- Legende zum Biotop- und Nutzungstypenplan zur 7. Änderung des Bebauungsplans (Änderungsflä-

che Nr. 2) 

Separate Anlage 
 
- Biotop- und Nutzungstypenplan zur 6. Änderung des Bebauungsplans (Änderungsfläche Nr. 1) 

M 1:1000 
- Biotop- und Nutzungstypenplan zur 7. Änderung des Bebauungsplans (Änderungsfläche Nr. 2) 

M 1:1000 

- Vereinfachte raumordnerische Prüfung gemäß § 18 LPIG, Schreiben der Kreisverwaltung Bit-
burg-Prüm vom 26.10.2022 
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Ausschnitt der geologischen Karten gemäß Stellungnahme der LGB vom 13.07.2023 
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Legende zum Biotop- und Nutzungstypenplan zur 6. Änderung des Bebauungsplans 
(Änderungsfläche Nr. 1) 
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Legende zum Biotop- und Nutzungstypenplan zur 7. Änderung des Bebauungsplans 
(Änderungsfläche Nr. 2) 
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